
EIN HISTORISCHER AKT

30 JAHRE VERTRAG  
ÜBER DIE BESTÄTIGUNG 
DER DEUTSCH-POLNISCHEN GRENZE
AN ODER UND LAUSITZER NEIßE

 Der demokratische Wandel in Polen im Sommer 1989, der Fall der Berliner Mauer und die Perspektive 
der Wiedervereinigung Deutschlands setzten die Frage des rechtlichen Status der Oder-Neiße-Grenze 
erneut auf die Tagesordnung der internationalen Politik. Im Rückblick nach drei Jahrzehnten bleibt festzu-
halten, dass der infolge der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen geschlossene Zwei-plus-Vier-Vertrag und der 
am 14. November 1990 unterzeichnete bilaterale Vertrag über die Bestätigung der deutsch-polnischen 
Grenze fundamentale Bedeutung für die neue „politische Architektur“ Europas – und geradezu existenzielle 
Bedeutung für Polen hatten.
 Anlässlich des 30. Jahrestages der Unterzeichnung des deutsch-polnischen Grenzbestätigungsvertra-
ges veranstalteten das Willy-Brandt-Zentrum für Deutschland- und Europastudien der Universität Wrocław 
und der Lehrstuhl für Völkerrecht und Recht der Europäischen Union der Leon-Koźmiński-Universität             
in Warschau am 14. November 2020 in Wrocław eine internationale Konferenz, die an die damaligen 
Ereignisse, den Verlauf der Verhandlungen und deren politisch-rechtliche Rahmenbedingungen erinnerte. 
 Das vorliegende Buch nimmt Bezug auf diese Konferenz. In den einzelnen Kapiteln kommen Zeitzeugen 
und Teilnehmer der damaligen Ereignisse zu Wort: der Leiter der polnischen Verhandlungsdelegation,         
Prof. Jerzy Sułek, sowie deren Mitglieder, Prof. Jan Barcz und Prof. Jerzy Kranz. Zu den Autoren gehört auch 
ein Historiker der jüngeren Generation, Prof. Krzysztof Ruchniewicz, der sich insbesondere mit der Zeitge-
schichte der deutsch-polnischen Beziehungen befasst.
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Zu den Autoren

Jan Barcz – Professor für Völkerrecht und Recht der Europäischen Union, ehe-
maliger Diplomat, u. a. Botschafter der Republik Polen in Wien  (1995–1999), 
Mitglied der Delegation, die Polen während der Zwei-plus-Vier-Konferenz 
vertrat, und später Mitglied des Teams des polnischen Außenministeriums, 
das den deutsch-polnischen Grenzbestätigungsvertrag, den Vertrag über 
gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit mit Deutschland 
sowie die Abkommen von 1991 und 2000 über Entschädigungsleistungen an 
Opfer der nationalsozialistischen Verbrechen aushandelte. Derzeit Inhaber 
des Lehrstuhls für Völkerrecht und Recht der Europäischen Union an der 
Leon-Kozminski-Universität in Warschau, Mitglied von Team Europe und 
der Konferenz der Botschafter der Republik Polen.

Jerzy Kranz – Professor für Völkerrecht an der Leon-Kozminski-Universität 
in Warschau, ehemaliger Diplomat (Unterstaatssekretär, Direktor der Rechts-
abteilung im polnischen Außenministerium, Botschafter der Republik Polen in 
Berlin). Mitglied des Teams des polnischen Außenministeriums, das u. a. die 
deutsch-polnischen Verträge von 1990–1991 aushandelte. Teilnehmer der mul-
tilateralen Verhandlungen über deutsche und österreichische Entschädigungs-
leistungen an ehemalige polnische Sklaven- und Zwangsarbeiter. Zahlreiche 
Veröffentlichungen zu Problemen des Völkerrechts und der internationalen 
Beziehungen, darunter insbesondere der deutsch-polnischen Beziehungen. 
Stipendiat der Alexander-von-Humboldt-Stiftung, Fritz-Thyssen-Stiftung und 
der École des Hautes Études en Sciences Sociales. Mitglied der Konferenz 
der Botschafter der Republik Polen. 

Krzysztof Ruchniewicz – Professor, Direktor des Willy Brandt Zentrums 
für Deutschland- und Europastudien der Universität Wrocław, Inhaber des 
Lehrstuhls für Zeitgeschichte am dortigen Zentrum, Studium der Geschichts-
wissenschaften an der Universität Wrocław, der Universität des Saarlandes in 
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Saarbrücken und der Philipps-Universität in Marburg. Forschungsinteressen: 
Geschichte Deutschlands und der deutsch-polnischen Beziehungen im 20. 
Jahrhundert, Geschichte der europäischen Integration, Geschichtspolitik und 
Erinnerungskultur, Geschichte der Polen in Deutschland, Visual History und 
Public History, internationale Schulbuchforschung. Zahlreiche Veröffentli-
chungen, Blogger und Podcaster, Fotograf.

Jerzy Sułek – Dr. habil., langjährige diplomatische und wissenschaftliche 
Tätigkeit, u.  a.  stellvertretender Direktor der Akademie des Auswärtigen 
Dienstes in Warschau, stellvertretender Direktor des Polnischen Instituts 
für Internationale Angelegenheiten in Warschau (1978–1981), Direktor 
des Instituts für Deutschlandforschung der Universität Łódź (1999–2001), 
Professor an den Universitäten Warschau und Łódź, der Warschauer Wirt-
schaftsuniversität und am Polnischen Institut für Diplomatie. In den Jah-
ren 1989–1991 enger Mitarbeiter des Außenministers der Republik Polen, 
Prof. Krzysztof Skubiszewski, und führender diplomatischer Unterhändler 
der Dritten Republik Polen (u. a. bei den Verhandlungen mit Deutschland 
über den Grenzbestätigungsvertrag von 1990 und den Nachbarschaftsvertrag 
von 1991 sowie mit der UdSSR über den Nachbarschaftsvertrag und das 
Abkommen über den Abzug der sowjetischen Streitkräfte 1992). Bevollmäch-
tigter Minister und Leiter der Außenstelle der Botschaft der Republik Polen 
in Berlin (1991–1997), stellvertretender Verteidigungsminister der Republik 
Polen (1997–1998), Vorstandsvorsitzender der Stiftung für deutsch-polnische 
Aussöhnung (2001–2005). Derzeit im Ruhestand.



Vorwort – 30 Jahre Grenzvertrag

Im Januar 1992 trat der „Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Republik Polen über die Bestätigung der zwischen ihnen 
bestehenden Grenze“ in Kraft. Wie zuvor im Zwei-plus-Vier-Vertrag der 
beiden deutschen Staaten und der vier Siegermächte angekündigt, war dieser 
Grenzvertrag im November 1990 – wenige Tage nach der Wiedervereini-
gung – von den Außenministern Polens und Deutschlands unterzeichnet 
und vom polnischen Parlament und vom Deutschen Bundestag – zusammen 
mit dem „Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusam-
menarbeit“, dem Nachbarschaftsvertrag – im Dezember 1991 ratifiziert 
worden.

Die Republik Polen und die Bundesrepublik Deutschland verpflichteten 
sich, keine Gebietsansprüche zu erheben, die Oder-Neiße-Linie als endgül-
tige, unveränderliche Grenze zu achten und ihre staatliche Souveränität und 
ihre territoriale Integrität nicht infrage zu stellen. Deutschland versprach, 
den Beitritt Polens zur Nato und zur EU aktiv zu unterstützen.

Dieser Grenzvertrag bot die historische Chance, die tragischen Erfah-
rungen des 20.  Jahrhunderts, die Verbrechen des Nationalsozialismus im 
besetzten Polen, die Leiden der vertriebenen Deutschen und Polen anzu-
erkennen, Feindschaft und Vorurteile hinter sich zu lassen und ein neues 
Kapitel in den Beziehungen der beiden Staaten aufzuschlagen.

Dreißig Jahre später den Abschluss dieses Grenzvertrages zum Anlass zu 
nehmen, an diese Ereignisse zu erinnern und den Blick in die Zukunft zu 
richten, verdient Dank und Anerkennung. Es ehrt das Willy Brandt Zen-
trum für Deutschland- und Europastudien der Universität Wrocław, dafür 
fachkundige, erfahrene, wissenschaftlich ausgewiesene polnische Autoren 
gewonnen zu haben. Dem Generalkonsulat der Bundesrepublik Deutschland 
in Breslau und der Krzysztof-Skubiszewski-Stiftung ist für die finanzielle 
Hilfe zu danken und der Konrad-Adenauer-Stiftung dafür, dass sie die 
vorliegende deutsche Ausgabe ermöglichte.
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Ohne die Weitsicht polnischer und deutscher Politiker wie Ministerprä-
sident Tadeusz Mazowiecki, Außenminister Władysław Bartoszewski und 
Bundeskanzler Helmut Kohl, und ohne den Papst aus Polen wäre es nicht 
zur Aussöhnung gekommen. Erst die Wahl eines Papstes aus Polen, erst 
die Solidarność-Bewegung und der Zusammenbruch der Sowjetunion, erst 
die deutsche Wiedervereinigung ermöglichten einen Epochenwandel in den 
polnisch-deutschen Beziehungen.

Am 12. März 1999 treten Polen, Tschechien und Ungarn der NATO bei, 
am 1. Mai 2004 wird Polen Mitglied der EU. In einer Volksabstimmung 
stimmen 77 Prozent der polnischen Wähler für diese Mitgliedschaft. Bun-
despräsident Rau spricht vor beiden Häusern des polnischen Parlamentes. 
An der Brücke über die Oder, die Frankfurt und Słubice verbindet, fin-
det eine begeisterte Freudenfeier statt. In Krakau versammeln sich 50.000 
Menschen: „Die Wallfahrt Polens nach Europa ist vorbei! Wir sind wieder 
daheim!“, meint damals der dortige Marschall Janusz Sepioł. Der Fall des 
Eisernen Vorhangs ist endgültig vollzogen und die Teilung des europäischen 
Kontinents ist überwunden.

Für mich selbst ging ein langer, mühsamer Weg zu Ende. Ich wurde vom 
jugendlichen Skeptiker zum überzeugten Freund Polens. Natürlich wusste ich 
von den Verbrechen, die Nazi-Deutschland dem polnischen Volk zugefügt 
hatte. Sie sind durch nichts zu rechtfertigen, sie belasten nach wie vor bis 
heute das deutsch-polnische Verhältnis. Gleichzeitig bewegte mich damals 
auch das Schicksal von 13 Millionen Vertriebenen aus den deutschen Ostge-
bieten jenseits von Oder und Neiße, die wir als zusätzliche Belastung emp-
fanden. Sie kamen ohne Hab und Gut in unsere, durch Bomben zerstörten 
Städte, in denen Not und Elend herrschte und in denen sie nur notdürftig 
Unterkunft fanden. Dass auch Millionen Polen aus ihrem Siedlungsgebiet 
im Osten Polens vertrieben worden waren und in den neuen Westen Polens 
umgesiedelt wurden, erschloss sich mir erst später. Der Briefwechsel der 
polnischen und deutschen Bischöfe am Ende des Zweiten Vatikanischen 
Konzils im November 1965 hat mich zutiefst bewegt. Meine Mitgliedschaft 
in der Deutsch-Polnischen Schulbuchkommission, die die Darstellung der 
deutschen und der polnischen Geschichte in den Schulbüchern beider Län-
der aufeinander abstimmen sollte, die abwechselnd in Deutschland und 
in Warschau tagte, erschloss mir die Möglichkeit, Kontakte zum Club der 
„Katholischen Intelligenz“ in Warschau, Krakau und Wrocław und zum 
Umfeld der katholischen Wochenzeitungen Tygodnik Powszechny, Znak 
und Więź aufzunehmen. Als Präsident des Zentralkomitees der deutschen 
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Katholiken unterstützte ich die von „pax christi“ initiierte Gründung es 
Maximilian-Kolbe-Werkes. Im Geiste Maximilian Kolbes, der im deutschen 
Konzentrationslager Auschwitz für einen Familienvater in den Hungerbunker 
ging, wollten wir den überlebenden KZ-Häftlingen aus 131 deutschen Kon-
zentrationslagern in Polen ideell und auch materiell helfen. Die polnische 
Westgrenze wollten wir nicht anerkennen. Die Grenzfrage musste einem 
Friedensvertrag vorbehalten bleiben. Am 9. November 1989 begleitete ich 
Bundeskanzler Helmut Kohl, als Vorsitzender der Konrad-Adenauer-Stif-
tung, bei seinem schwierigen Staatsbesuch nach Warschau. In der Nacht fiel 
in Berlin die Mauer. Kohl unterbrach seinen Staatsbesuch, eilte nach Berlin 
und kehrte – wie zugesagt – zurück. In einem Gespräch mit Staatspräsident 
Jaruzelski war Kohl sicher, sollte es zu einer Wiedervereinigung kommen, 
werde es auch zu einer Anerkennung der polnischen Westgrenze kommen. 
Die endgültige, auch völkerrechtliche Anerkennung der deutsch-polnischen 
Grenze sollte den Schlussstrich unter das Unheil des Zweiten Weltkrieges 
ziehen, aber kein Mittel zur Stärkung eines totalitären Systems sein. Er 
sollte erst nach der Wiedervereinigung Deutschlands gezogen werden. Im 
August 1989 riss mir allerdings unter dem Eindruck des demokratischen 
Wandels in Polen der Geduldsfaden. Ich unterschrieb – sehr zum Ärger der 
Bundesregierung, insbesondere von Helmut Kohl – die Erklärung polnischer 
und deutscher Katholiken zum 50. Jahrestag des Kriegsbeginns, in der es aus-
drücklich heißt: Wir treten dafür ein, „dass die Westgrenze Polens dauerhaft 
Bestand hat“.

Die Außenstelle der Konrad-Adenauer-Stiftung in Warschau wurde 
zum Ausgangspunkt vieler Initiativen. Sie leistet einen wichtigen Beitrag 
zur Aussöhnung zwischen Deutschland und Polen. Unsere aus Deutsch-
land entsandten Leiter des Auslandsbüros Polen von Dr. Gösta Thiemer 
bis David Gregosz haben hervorragende Arbeit geleistet. Besondere Ver-
dienste erwirkt sich seit mehr als 28 Jahren Falk Altenberger, von dem 
man nicht genau weiß, ob er mehr Pole oder mehr Deutscher ist. Das 
Verhältnis von Deutschland zu Polen hat sich normalisiert. Auch aktuelle 
Meinungsverschiedenheiten mit der amtierenden europakritischen polni-
schen Regierung vermögen daran nichts mehr zu ändern. Die Ausgabe des 
deutsch-polnischen Barometers 2021 weist aus: Eine Mehrheit in beiden 
Ländern bewertet die Beziehungen zwischen Deutschland und Polen als gut 
bis sehr gut. Fast zwei Drittel der polnischen und der deutschen Befragten 
meinen, der Blickwinkel in den bilateralen Beziehungen sollte stärker auf 
Gegenwart und Zukunft, als auf die Vergangenheit gelegt werden. In der 
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Tat: Wir müssen den deutsch-polnischen Dialog fortsetzen und vertiefen. 
Das Erreichte muss gesichert werden. Es muss für die Zukunft Bestand 
haben.

Ich wünsche dieser Publikation weite Verbreitung und viele aufmerksame 
Leser.

Dr. Bernhard Vogel
Ministerpräsident a.D.

Ehrenvorsitzender der Konrad-Adenauer-Stiftung



Vorwort der wissenschaftlichen Herausgeber

Am 14. November 1990 um 12.00 Uhr unterzeichneten die Außenminister 
Polens (Krzysztof Skubiszewski) und Deutschlands (Hans-Dietrich Genscher) 
im Gebäude des damaligen Ministerratsamtes in Warschau den Vertrag über 
die „Bestätigung der bestehenden Grenze“ zwischen Polen und dem wie-
dervereinigten Deutschland. Der Vertrag trat am 16. Januar 1992 mit dem 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

Der Grenzbestätigungsvertrag war für die Nachkriegsbeziehungen zwischen 
Polen und Deutschland von bahnbrechender Bedeutung. Nicht ohne Grund 
wird er für das bilaterale Verhältnis beider Länder, aber auch in Hinblick auf 
die gesamteuropäische Staatenordnung als „historischer Akt“ bezeichnet. Mit 
diesem Vertrag wurde ein ernsthaftes Problem zwischen Polen und Deutschland 
in der Nachkriegszeit beendet. Dieses Problem war dadurch entstanden, dass 
Deutschland den endgültigen Charakter der Grenze an der Oder und Lausitzer 
Neiße völkerrechtlich in Frage gestellt hatte. Der von der Bundesrepublik jahr-
zehntelang vertretene Rechtsstandpunkt löste einen der bedeutendsten Konflikte 
aus, der durch die bipolare Spaltung Europas nach Kriegsende entstanden war. 
Die von Warschau und Bonn formulierten unterschiedlichen Interpretationen des 
Potsdamer Abkommens verhinderten lange Zeit eine einvernehmliche Lösung 
dieses Konflikts. Andere historische Relikte und Konsequenzen des Zweiten 
Weltkrieges kamen erschwerend hinzu.

Infolge des Zweiten Weltkrieges verlor Polen die Hälfte seines Vorkriegs-
territoriums und knapp sechs Millionen Staatsbürger, von den gewaltigen 
materiellen Verlusten ganz abgesehen. Im Zuge der „Westverschiebung“ der 
Staatsgrenzen vom Osten nach Westen wurden große Teile der polnischen 
Bevölkerung noch Ende des Krieges und in den ersten Jahren danach umge-
siedelt. Deutschland musste auf seine Ostgebiete zugunsten Polens und der 
UdSSR verzichten, wobei die Siegermächte zugleich die Aussiedlung der dort 
lebenden Deutschen beschlossen. Die Festlegung der Oder-Neiße-Grenze 
wurde von polnischer Seite als „historische Gerechtigkeit“ und von deut-
scher Seite als „nicht vernarbende Wunde“ betrachtet. Ein Wandel dieser 
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Konstellation trat erst Ende der 1960er Jahre ein. Infolge dessen kam es 
am 7. Dezember 1970 in Warschau zur Unterzeichnung des „Vertrages zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen über 
die Grundlagen der Normalisierung ihrer gegenseitigen Beziehungen“.

Der im Sommer 1989 in Polen einsetzende demokratische Wandel, der Fall 
der Berliner Mauer im November 1989 und die sich daraufhin eröffnende 
Perspektive der Wiedervereinigung Deutschlands stellten den Rechtsstatus 
der deutsch-polnischen Grenze erneut auf die Tagesordnung der internatio-
nalen Politik. Im Rückblick nach 30 Jahren bleibt festzuhalten, dass der im 
Zuge der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen geschlossene Zwei-plus-Vier-Vertrag 
und der deutsch-polnische Grenzbestätigungsvertrag fundamentale Bedeu-
tung für die neue „politische Architektur“ Europas und existentielle Bedeu-
tung für Polen hatten. Dank der Glaubwürdigkeit und des konsequenten 
Handelns von Ministerpräsident Tadeusz Mazowiecki wurden die Interessen 
Polens von der internationalen Staatengemeinschaft zunehmend verstanden 
und berücksichtigt. Außenminister Krzysztof Skubiszewski zeichnete sich in 
diesem Verständigungsprozess nicht nur durch hohe Fachkompetenz und 
große persönliche Kultur, sondern auch durch hervorragende Fremdspra-
chenkenntnisse und bereits früher geknüpfte, wertvolle Kontakte aus. Daher 
nahm er an den Diskussionen mit den vier Siegermächten und Deutschland 
über die Kernfragen der Zukunft Europas als gleichberechtigter Partner 
teil. Die Staatsinteressen Polens lagen damals in guten politischen Händen.

Anlässlich des 30. Jahrestages der Unterzeichnung des deutsch-polnischen 
Grenzbestätigungsvertrages veranstalteten das Willy Brandt Zentrum für 
Deutschland- und Europastudien der Universität Wrocław zusammen mit 
dem Lehrstuhl für Völkerrecht und Recht der Europäischen Union der 
Leon-Kozminski-Universität in Warschau am 14. November 2020 in Wrocław 
eine internationale Konferenz, die an die damaligen Ereignisse, den Verlauf 
der Verhandlungen und deren politische Rahmenbedingungen erinnerte. 
An der Konferenz nahmen u. a. Zeitzeugen und Teilnehmer der damaligen 
Ereignisse teil: der Leiter der polnischen Verhandlungsdelegation, Prof. Jerzy 
Sułek, sowie deren Mitglieder, Prof. Jan Barcz und Prof. Jerzy Kranz.

An dieser Stelle sei allen Diskussionsteilnehmern gedankt, die aufgrund 
der ob der Pandemie auferlegten Beschränkungen über Internet an der 
Konferenz teilgenommen haben. Besonderer Dank gebührt auch der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung in Polen für die Finanzierung der deutschen Ausgabe 
der vorliegenden Publikation.

Jan Barcz und Krzysztof Ruchniewicz
Warschau / Breslau, im September 2020



Geleitwort im Namen 
der Krzysztof-Skubiszewski-Stiftung

Seit den Teilungen Polens bis zur demokratischen Wende von 1989 exis-
tierte nur 20 Jahre lang ein souveräner polnischer Staat, der sich ungehindert 
entfalten und eine unabhängige Außenpolitik betreiben konnte (1918–1939). 
Mit Ausnahme der Zwischenkriegszeit bildete die Abhängigkeit Polens von 
fremden Großmächten ein dauerhaftes Grundelement im Leben der polni-
schen Nation, die in zahlreichen Etappen ihrer Geschichte zerstörerischen 
Kräften ausgesetzt war. Am verheerendsten erwiesen sich dabei die Jahre 
der deutschen und sowjetischen Besatzungsherrschaft im Zweiten Weltkrieg. 
Aber auch andere historische Perioden wie etwa der Stalinismus (1945–1956) 
hatten überaus destruktive Folgen für Staat und Gesellschaft in Polen.

Im Jahre 1989 begann der rasche und erfolgreiche Wiederaufbau eines 
freien und souveränen Polen, das sich den Prinzipien von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit verpflichtet sah und bald über eine gut funktionierende 
freie Marktwirtschaft verfügte. Gleichzeitig kristallisierte sich die interna-
tionale Position Polens als souveräner Staat heraus, dessen Meinung gefragt 
war und das ganz bewusst den westlichen Bündnissystemen angehörte.

Das was Polen seit 1989 erreicht hat – etwa die freundschaftlichen Bezie-
hungen zu Deutschland, die Mitgliedschaft in der Europäischen Union und 
deren enorme Finanzhilfen – mag heute ganz selbstverständlich erscheinen, 
da man sich nur allzu leicht an das Gute gewöhnt. Aber angesichts dessen, 
was uns in der Vergangenheit widerfahren ist, sind der rasche und erfolgreiche 
Wiederaufbau Polens nach 1989 sowie dessen positive Effekte keineswegs 
selbstverständlich. Ganz im Gegenteil, wir haben es dabei mit einem unge-
heuren, eigentlich unerwarteten Erfolg zu tun, der ebenso wieder vergeudet 
werden kann, wenn unser Land schlecht regiert wird.

Die vorliegende Publikation beschreibt, auf welche Weise es den polni-
schen Diplomaten nach 1989 gelang, eine für Polen dauerhafte und überaus 
vorteilhafte Lösung des deutsch-polnischen Grenzproblems zu erreichen. 
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Dabei zeigt sich, dass diese Lösung nur schwer erreicht werden konnte, da 
man zunächst die anderslautenden Überzeugungen zahlreicher Deutscher 
überwinden musste. Das war keine Selbstverständlichkeit, sondern ein großer 
Erfolg. Die Lösung des Grenzproblems bildete eine notwendige Etappe auf 
dem Weg zu gutnachbarschaftlichen Beziehungen zu Deutschland, die für 
die Zugehörigkeit Polens zum Westen unabdingbar sind.

Sowohl im eigenen Namen als auch im Namen der Krzysztof-Skubiszew-
ski-Stiftung sei den Redakteuren und Autoren der vorliegenden Publikation 
herzlich dafür gedankt, dass sie uns einen wichtigen Abschnitt der Zeitge-
schichte Polens näher vor Augen geführt haben. Dank gebührt ihnen aber 
vor allem für die Botschaft dieses Buches: dass nämlich Freiheit, Wohlstand 
und die internationale Position unseres Vaterlandes keine Selbstverständlich-
keit sind, sondern ein enormer Erfolg, der dank der persönlichen Opfer-
bereitschaft, schweren Arbeit und gelungenen Entscheidungen vieler Polen 
– darunter zu einem erheblichen Teil auch der Autoren der vorliegenden 
Publikation – erreicht worden ist.

Vorstand der Krzysztof-Skubiszewski-Stiftung,
Piotr Skubiszewski und Marcin Skubiszewski



Erinnerung
an Minister Krzysztof Skubiszewski
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Krzysztof Skubiszewski (1926–2010)

Staatsmann und Gelehrter, Pole und Europäer – eine Autorität, die durch 
gutes Beispiel voranging.

Herausragender Völkerrechtsexperte in Theorie und Praxis, langjäh-
riger Dozent an der Fakultät für Rechts- und Verwaltungswissenschaften 
der Universität Posen sowie Professor am Institut für Rechtswisssenschaf-
ten der Polnischen Akademie der Wissenschaften (PAN). Vorsitzender des 
Iranisch-Amerikanischen Schiedsgerichtshofes in Den Haag (1994–2010).

Außenminister der Republik Polen (1989–1993) und zusammen mit Tadeusz 
Mazowiecki Mitbegründer der Außenpolitik des freien Polen. Unterzeichner 
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des deutsch-polnischen Grenzbestätigungsvertrages vom 14. November 1990. 
Bevollmächtigter Vertreter Polens in den Verhandlungen über die Vereinigung 
Deutschlands (Zwei-plus-Vier-Vertrag).

Als Skubiszewski im Herbst 1993 aus dem Ministeramt ausschied, ver-
abschiedeten ihn seine Mitarbeiter mit einem Album, das den Titel trug: 
„Dem, der es gewagt hat, weise zu sein“.

Auf den Beileidskränzen an seinem Grab fanden sich folgende Worte: 
„seiner Arbeit völlig ergeben, mit großer Dienstbereitschaft für sein Land“, 
„Architekt der unabhängigen Außenpolitik der Dritten Republik Polen“, 
„Mitbegründer der Politik der Westorientierung Polens“.

Für Ministerpräsident Tadeusz Mazowiecki „war Krzysztof Skubiszewski 
ein unglaublich charmanter Mensch. Er war sozusagen ein ‘Vertreter der 
alten Schule’, die er an Warthe und Weichsel repräsentierte“.

Für einen der engsten Mitarbeiter bleibt Skubiszewski wie folgt in Erinne-
rung: „Er lehrte uns, Polen ohne Chauvinismus und Größenwahn zu reprä-
sentieren. Aber dort, wo es nötig war, lehrte er uns auch entschiedenes und 
kompromissloses Handeln, das stets auf festen Überzeugungen und Gründen 
der Staatsräson beruhte. […] Wir werden seiner vor allem als Chef gedenken, 
auf den wir stolz waren“.

Jerzy Kranz



Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 
über die Bestätigung der zwischen ihnen bestehenden Grenze

(unterzeichnet am 14. November 1990 in Warschau)
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Krzysztof Ruchniewicz
(ORCID: 0000-0002-6288-2139)

Kapite l  1

Ein langwährender deutsch-polnischer Konflikt. 
Die Grenze an Oder und Lausitzer Neiße (1945–1990)

1. Vorbemerkungen

Die Unterzeichnung des Grenzbestätigungsvertrages zwischen Deutsch-
land und Polen am 14. November 1990 löste ein überaus konfliktträchti-
ges Problem der deutsch-polnischen Beziehungen des 20. Jahrhunderts. Es 
erscheint heute beinahe paradox, dass sich drei Jahrzehnte später niemand 
mehr für das Grenzproblem interessiert und dieses auch keine größeren 
Emotionen mehr weckt. Mit zunehmendem zeitlichen Abstand hat sich im 
Spiegel der Ereignisse der letzten 30 Jahre wohl gezeigt, dass das Problem 
des Verlaufs der deutsch-polnischen Grenze eine Art Politikum bildete und 
vor allem als Instrument zur Realisierung der nationalen Interessen der am 
Konflikt beteiligten Staaten – Polen, BRD, DDR und UdSSR – benutzt 
wurde. Die derzeitige „Ruhe“ in Bezug auf diese Thematik beweist, dass 
das Problem erfolgreich gelöst und im Kontext der aktuellen Beziehungen 
völlig neutralisiert wurde. Und das ist ein riesiger Erfolg.

Zweifellos hat die deutsch-polnische Grenze entlang der Flüsse Oder und 
Neiße, die in der offiziellen Propaganda und den politischen Programmen 
beider Seiten lange Zeit einen festen Platz einnahmen, inzwischen stark 
an Bedeutung verloren. Die Grenze hat heute vor allem administrativen 
und kaum noch politischen Charakter. Der Untergang der DDR und die 
Wiedervereinigung Deutschlands, die völkervertragliche Regelung gutnach-
barschaftlicher Beziehungen zwischen Polen und der Bundesrepublik, aber 
auch der Beitritt Polens zur Europäischen Union sowie das Inkrafttreten 
des Schengener Abkommens haben inzwischen sämtliche Hindernisse an der 
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deutsch-polnischen Grenze beseitigt. Aus der „harten“ deutsch-polnischen 
Staatsgrenze sind innere Flüsse Polens und Deutschlands geworden. An Oder 
und Neiße herrscht derzeit enge grenznahe Zusammenarbeit zwischen bei-
den Ländern, die gemeinsam der Europäischen Union angehören. Von den 
zahlreichen privaten Beziehungen und gesellschaftlichen Verbindungen ganz 
abgesehen.

Das heißt nicht, dass heute alle Probleme aus dem deutsch-polnischen 
Grenzgebiet ganz verschwunden sind. Die Beseitigung der Grenzkontrollen 
schuf ferner neue Probleme, mit denen beide Seiten fertig werden müssen 
(fehlende Arbeitskräfte, zunehmende Entvölkerung der grenznahen deut-
schen Landkreise, grenzüberschreitende Kriminalität usw.). In den politi-
schen Beziehungen zwischen Deutschland und Polen spielt die Oder-Neiße-
Grenze jedoch keine Rolle mehr. Für die Generation unserer Väter ist 
dies wohl eine ganz außergewöhnliche Situation. Für uns Jüngere ist das 
eher normal. Aber vielleicht sollte dieser Zustand nicht nur weiter ana-
lysiert werden, sondern auch größere Wertschätzung erfahren als bisher. 
Wie kam es zur Markierung der deutsch-polnischen Grenze an Oder und 
Lausitzer Neiße? Welche Bedeutung hatte die Unterzeichnung des Gör-
litzer Abkommens über die Oder-Neiße-Grenze als „Friedensgrenze“ zwi-
schen Polen und der DDR? Trug dieses Abkommen zur Annäherung beider 
Länder bei? Welches Verhältnis hatte die alte BRD zu dieser Grenze und 
welche Versuche zur Lösung dieses deutsch-polnischen Konflikts wurden 
unternommen?

2. Grundlagen der Grenzbeschlüsse

Die nach der bedingungslosen Kapitulation der Wehrmacht am 8. Mai 
1945 erfolgte Markierung der Grenzen Deutschlands gehörte zweifellos zu 
den Befugnissen der Siegermächte. Die Änderung der Ostgrenze Deutsch-
lands war bereits in den Beschlüssen der Konferenz von Jalta angekündigt 
worden, wobei man jedoch das genaue Ausmaß der Gebietsabtretungen an 
Polen offen ließ. Noch im Juni 1945 tauchte in Quellendokumenten zur 
deutschen Besatzungsherrschaft der Begriff „Deutschland in den Grenzen 
vom 31. Dezember 1937“ auf. Damit wurde zugleich die Annexion Öster-
reichs und Teilen der Tschechoslowakei in den Jahren 1938–1939 als Unrecht 
eingestuft. Nach der Gründung der Bundesrepublik im Mai 1949 ließ man 
in Bonn verlauten, dass diese Formel auch den Willen beinhalte, die territo-
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riale Integrität Deutschlands nach 1945 aufrechtzuerhalten. Diese Interpre-
tation diente als Argument für die Ablehnung der neuen deutsch-polnischen 
Grenze.

Erst die Potsdamer Beschlüsse vom 2. August 1945 legten die territorialen 
Erwerbungen Polens fest. Stalin forcierte dabei einen für Warschau möglichst 
vorteilhaften Standpunkt. Infolge dessen wurden die Gebiete östlich von 
Oder und Lausitzer Neiße sowie die ehemalige Freie Stadt Danzig und der 
südliche Teil Ostpreußens von Polen übernommen. Diese Territorien wurden 
also nicht der Sowjetischen Besatzungszone angegliedert, sondern gemäß 
der polnisch-sowjetischen Vereinbarung unter polnische Verwaltungshoheit 
gestellt.

Gleichzeitig ordneten die Siegermächte in Potsdam die Aussiedlung der 
deutschen Bevölkerung in diesen Gebieten an, was darauf hindeutete, dass 
diese auf Dauer dem polnischen Staat angehören sollten. Doch die unklare 
Formulierung des Potsdamer Abkommens, derzufolge diese Gebiete auf 
unbestimmte Zeit der „polnischen Verwaltung“ unterliegen sollten, bildete 
einen der Hauptgründe für den späteren Streit über die internationale Aner-
kennung der deutsch-polnischen Grenze.

3. Kontroversen um die Grenzfrage

Der Zerfall der Anti-Hitler-Koalition und der sich verschärfende Konflikt 
zwischen der UdSSR und den früheren westlichen Bündnismächten führte 
letztlich zur dauerhaften Teilung Deutschlands in zwei Staaten, die zwei geg-
nerischen politisch-militärischen Blöcken angeschlossen wurden. Die Frage 
der zukünftigen Grenzen Deutschlands, die erst in einem Friedensvertrag 
endgültig festgelegt werden sollten, blieb aufgrund des Ausbleibens dieses 
Vertrages bis auf Weiteres ungeregelt, was von der internationalen Öffent-
lichkeit allgemein anerkannt wurde.

Die deutsch-polnische Grenze wurde zu einem Grundelement internatio-
naler Kontroversen und bildete zugleich einen Faktor, der die Abhängigkeit 
Nachkriegspolens von der Sowjetunion verfestigte. Denn deren Unterstützung 
garantierte die Dauerhaftigkeit der neuen polnischen Westgrenze (allerdings 
unterzeichnete Polen erst 1965 mit der UdSSR einen Freundschaftsvertrag, 
der den Verlauf der Oder-Neiße-Grenze als deutsch-polnischer Grenze 
anerkannte). Die Konsolidierung der neuen Gebiete im Nordwesten hatte 
angesichts des Verlusts von fast der Hälfte der früheren Ostgebiete – die 
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nun den Sowjetrepubliken Litauen, Weißrussland und Ukraine angehörten – 
für die staatliche Existenz und die gesellschaftliche Funktionsfähigkeit der 
jungen VR Polen grundlegende Bedeutung.

Die Übernahme der ehemaligen deutschen Ostprovinzen durch den polni-
schen Staat sowie die Aussiedlung der dort lebenden deutschen Bevölkerung 
wurden in Deutschland als Unrecht und Raub betrachtet, was die deutsch-
polnischen Beziehungen jahrzehntelang schwer belastete. Aus polnischer 
Sicht bildeten die „Westverschiebung“ Polens und die damit verbundenen 
Umsiedlungsmaßnahmen einen Akt historischer Gerechtigkeit – als Aus-
gleich für die enormen materiellen Verluste und Millionen Toten infolge 
der NS-Besatzungsherrschaft. Befürwortet wurden diese Maßnahmen nicht 
nur von den Kommunisten, sondern auch von der politischen Opposition 
und der katholischen Kirche in Polen, die in der polnischen Gesellschaft 
der Nachkriegszeit eine außerordentlich große Rolle spielte.

4. Maßnahmen der polnischen Diplomatie

Eine der grundlegenden Aufgaben der polnischen Diplomatie in der 
Nachkriegszeit bestand darin, geeignete Maßnahmen zur internationalen 
Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze als neuer Westgrenze Polens zu ergrei-
fen. Aufgrund ihrer ideologischen Zugehörigkeit zum Ostblock waren die 
sozialistischen Länder Osteuropas nach 1945 die ersten Staaten, die die 
territorialen Erwerbungen Polens im Nordwesten offiziell anerkannten.

Auch die 1949 gegründete DDR erkannte ihre Grenze zu Polen als 
deutsch -polnische Staatsgrenze im Görlitzer Abkommen vom 6. Juli 1950 an. 
Die Unterzeichnung dieses Abkommens kam allerdings erst auf erheblichen 
politischen Druck Moskaus zustande. Denn trotz der nach außen deklarierten 
generellen Unterstützung der Beschlüsse des Görlitzer Abkommens konnten 
sowohl die staatlichen Machthaber in Ostberlin, als auch die SED-Führung 
und die ostdeutsche Gesellschaft die Oder-Neiße-Grenze lange Zeit nicht 
akzeptieren.

Die Einwilligung in diese Grenze diente den Machthabern der DDR 
als Instrument, um ihren Staat aus der politischen Isolierung innerhalb des 
Ostblocks herauszuführen und um angesichts der verweigerten Zustimmung 
der Westmächte und der BRD zu dieser Grenzfestlegung ein weiteres Ass im 
Ärmel zu haben, das unter günstigen außenpolitischen Rahmenbedingungen 
gezogen werden konnte.
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5. DDR: „von oben verordnete“ Akzeptanz

Der durch das Görlitzer Abkommen bestätigte Verlust der deutschen 
Gebiete östlich von Oder und Neiße rief Widerstand und Unzufriedenheit 
von Millionen DDR-Bürgern hervor. Einer der Autoren des Abkommens, 
der damals im DDR-Außenministerium als hochrangiger Beamter tätige Peter 
Florin beschrieb diese Stimmung Jahrzehnte später mit treffenden Worten: 
„Nicht alle Bürger der DDR haben das Abkommen von Zgorzelec begrüßt. 
Jedoch die in der DDR wirkenden politischen Kräfte haben die entspre-
chenden Entscheidungen zur Unterzeichnung dieses Abkommens getragen. 
Es gehörte Mut dazu, in dieser Zeit ein solches Abkommen abzuschließen.“1

Im Laufe der Zeit wurde die öffentlich geäußerte Unzufriedenheit über 
das unterzeichnete Görlitzer Abkommen in der DDR unter Strafe gestellt, 
obwohl auch hier Ausnahmefälle bestanden – insbesondere in innenpoliti-
schen Krisensituationen und in den deutsch-polnischen Beziehungen. Wäh-
rend des „Volksaufstandes“ in der DDR im Juni 1953 forderten Demon-
stranten in Görlitz eine Änderung der Oder-Neiße-Grenze. Ähnliche Parolen 
tauchten damals auch in anderen ostdeutschen Städten auf.

Bei den Feierlichkeiten anlässlich der Unterzeichnung des Görlitzer 
Abkommens erhielten die aus Görlitz ausgesiedelten Deutschen erstmals 
seit Ende des Zweiten Weltkrieges die Gelegenheit, ihre Heimatstadt zu 
besuchen. Der damals 12-jährige Wolfhard Besser erinnerte sich an dieses 
Ereignis rückblickend wie folgt: „Mein Onkel hatte die Straßen und Plätze 
besuchen können, wo ich geboren wurde und meine ersten Kindheitsjahre 
verbracht hatte. Alle Teilnehmer an diesem festlichen Akt – viele Polen 
und Tausende ausgewählte Deutsche aus der jungen DDR, meist Görlitzer 
Bürger, aber auch aus anderen Städten Sachsens und Brandenburgs, durften 
auf die andere Seite der geteilten Stadt fahren. […] Die ältesten deutschen 
Teilnehmer erhielten zum Abschied ein großes Lebensmittelpaket.“2

6. BRD: gesellschaftliche Akzeptanz?

Die Machthaber in Bonn hingegen sprachen Ostberlin bereits seit 1949 
das Recht ab, Entscheidungen über den Verlauf der deutschen Ostgrenze 

1 Zit. Peter Florin, 50 Jahre Görlitzer Abkommen – Erfahrungen deutsch-polnischer Zusammenarbeit, 
in: „Polen und wir“, H.2 (2000) [http://www.polen-news.de/puw/puw5606.htm].

2 Zit. Wolfhard Besser, Mein 6. Juli 1950 in Görlitz, in: „Polen und wir“, H.3 (2000) [http://
www.polen-news.de/puw/puw5505.htm].



 Kapitel 126

zu treffen. Die Bundesrepublik hielt sich für den alleinigen Repräsentanten 
des deutschen Volkes, wobei politisch-diplomatische Kontakte mit der DDR 
und den diese anerkennenden Staaten (mit Ausnahme der UdSSR seit 1955) 
generell ausgeschlossen waren. Auch für die kommunistische Regierung in 
Warschau war mit dem Görlitzer Abkommen die Frage der Grenzanerken-
nung nicht endgültig geregelt worden. Und dies umso mehr, als die Akzeptanz 
der Westgrenze Polens eng mit der Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zur BRD zusammenhing. Trotz gewisser inoffizieller Verhandlungen in den 
1950er und 1960er Jahren blieb diese Frage bis Ende der 1960er Jahre wei-
terhin offen. Erst die politischen und gesellschaftlichen Veränderungen in 
der BRD und die Machtübernahme der SPD-Regierung unter Willy Brandt 
verliehen den Gesprächen mit Polen neue Impulse, die schließlich einen 
Neuaufbruch bewirkten.

Am 1. Oktober 1965 veröffentlichte die Evangelische Kirche in Deutsch-
land (EKD) eine Denkschrift unter dem Titel: „Die Lage der Vertriebenen 
und das Verhältnis des deutschen Volkes zu seinen östlichen Nachbarn.“ 
Die Denkschrift enthielt Überlegungen über die Voraussetzungen für eine 
deutsch-polnische Verständigung, zu denen auch der formelle Verzicht auf 
die nach 1945 an Polen „angegliederten“ früheren deutschen Ostgebiete 
und die Anerkennung des Rechts der polnischen Bevölkerung gehörte, in 
diesen Gebieten zu leben. Mit einer ähnlichen Denkschrift meldeten sich drei 
Jahre später auch die im Bensberger Kreis vereinten Laienkatholiken der 
Bundesrepublik zu Wort, die sich mit der Antwort der deutschen Bischöfe 
auf den Versöhnungsbrief ihrer polnischen Amtsbrüder vom 18. November 
1965 nicht zufriedengeben wollten.

7. VR Polen-DDR-BRD: „von oben verordnete“ Akzeptanz?

Die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze durch die BRD bildete für die 
Machthaber in Warschau zweifellos eine überaus wichtige Thematik. Dabei 
zeigte sich Staats- und Parteichef Gomułka beunruhigt über die damali-
gen Gespräche zwischen offiziellen Vertretern beider deutscher Staaten, in 
deren Verlauf sogar die Idee eines neuen Vertragsschlusses bezüglich der 
deutsch-polnischen Grenze auftauchte. Dieses Problem ist in der einschlägigen 
Fachliteratur wenig bekannt. Der während eines Treffens zwischen Gomułka 
und dem DDR-Botschafter in Warschau, Rudolf Rossmeisl, anwesende 
Politologe und Diplomat Mieczysław Tomala schilderte diese Begegnung 
wie folgt:
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„Der damals von Ulbricht angekündigte Entwurf eines Abkommens 
über gleichberechtigte Beziehungen zwischen der DDR und der BRD 
wurde Polen […] am 18. Dezember 1969 vorgelegt.“ Nachdem der 
Botschafter dieses Dokument an Gomułka ausgehändigt hatte, kam es 
zwischen beiden zu einem kurzen Gespräch. Während man Rossmeisl 
aus dem Saal hinausführte, „sah sich Gomułka das Dokument näher an, 
wobei es nach einer Weile aus ihm herausplatzte. Denn der Text des 
Entwurfs enthielt einen Passus, demzufolge beide Seiten die Oder und 
Lausitzer Neiße als Grenze zwischen Polen und der DDR anerkannten, 
aber das geschlossene Abkommen [nur!] zehn Jahre gelten sollte. Das 
hieß, dass sogar diese Unterstützung für die Anerkennung der Grenze 
bereits nach zehn Jahren vielleicht nicht mehr gelten würde. Dabei 
war bekannt, dass Abkommen über die Anerkennung von Grenzen 
auf unbefristete Dauer geschlossen wurden.“3

Ein derartiges Abkommen lehnte die polnische Seite kategorisch ab. Die 
DDR versuchte ganz offensichtlich, die Frage der Westgrenze Polens für die 
Realisierung eigener politischer Ziele in den Beziehungen zur BRD und zu 
Polen zu instrumentalisieren. Gomułka ordnete daraufhin die Erstellung einer 
eigenen diplomatischen Note an, in der die eindeutige Haltung Warschaus 
in Hinblick auf die Oder-Neiße-Grenze zum Ausdruck kam. Der Entwurf 
dieser Note vom 13. März 1970 schloss daher wie folgt: „Die Regierung 
Polens ersucht die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik, die 
Oder-Neiße-Grenze zwischen der VR Polen und der DDR im Entwurf des 
Abkommens in keinem Zusammenhang zu erwähnen.“

8. VR Polen-BRD: gesellschaftliche Akzeptanz

Erst der Warschauer Vertrag vom 7. Dezember 1970 über die Normalisie-
rung der gegenseitigen Beziehungen zwischen Polen und der BRD beendete 
diese Spekulationen und ermöglichte die Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen zwischen beiden Staaten. In diesem Vertrag akzeptierte Bonn die 
Oder-Neiße-Grenze als „Westgrenze der Volksrepublik Polen“ – die gemäß 
der herrschenden Völkerrechtsdoktrin der BRD allerdings erst nach Unter-
zeichnung eines Friedensvertrages endgültig festgelegt werden sollte. Der 

3 Zit. Mieczysław Tomala, Patrząc na Niemcy. Od wrogości do porozumienia 1945–1991 [Im Blick 
auf Deutschland: Von der Feindschaft zur Verständigung 1945–1991], Warszawa 1997, S. 179.
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Staatsbesuch von Bundeskanzler Willy Brandt und der von ihm unterzeich-
nete Normalisierungsvertrag lösten in der Bundesrepublik unterschiedliche 
Reaktionen aus. Für die einen bildete der Besuch eine wichtige Etappe auf 
dem Weg der neuen Entspannungspolitik Brandts, für die anderen lieferte 
er den Beweis dafür, dass die ehemaligen deutschen Ostgebiete an Polen 
„verkauft“ worden waren.

Der Normalisierungsvertrag zwischen der VR Polen und der BRD sowie 
die Intensivierung der Beziehungen zwischen beiden Ländern zwangen auch 
die DDR zu gewissen Zugeständnissen. In Polen und der DDR änderte 
sich zudem das bilaterale politische Klima. Zu Beginn der 1970er Jahre 
wurden zwei Machthaber von ihren Ämtern entfernt, die sich stets feindlich 
gesinnt waren: Władysław Gomułka und Walter Ulbricht. An ihre Stelle tra-
ten die weitaus jüngeren Staats- und Parteiführer Edward Gierek und Erich 
Honecker. Sichtbares Zeichen der neuen Verhältnisse war die Öffnung der   
Grenze zwischen der DDR und der VR Polen im Januar 1972. In den Fol-
gejahren entwickelte sich ein massenhafter, visafreier Reiseverkehr zwischen 
beiden Staaten, an dem (bis 1979) über 100 Mio. Bürger der VR Polen 
und der DDR teilnahmen, die sich oftmals wiederholt in ihr Nachbarland 
begaben.

Erstmals seit 1945 konnten nun zahlreiche Vertriebene aus den ehemali-
gen deutschen Ostgebieten an ihre Heimatorte in Polen reisen und dort die 
Gräber ihrer Verwandten aufsuchen. Die Verwahrlosung vieler Denkmäler 
der deutschen Vergangenheit, insbesondere der Friedhöfe, löste unter den 
Vertriebenen unverhohlenes Bedauern aus und festigte deren antipolnische 
Haltung nur noch mehr. Zur gleichen Zeit reisten Vertreter bestimmter 
kirchlicher Kreise beider deutscher Staaten immer öfter nach Polen und 
knüpften dort erste persönliche Kontakte und Freundschaften (Pax Christi, 
Zeichen der Hoffnung, Aktion Sühnezeichen u. a.).

9. Grenze als „Geisel“?

Polen in der Ära Gierek (1970–1980) erschien vielen Besuchern aus 
der DDR als ärmeres, aber liberaleres Land, in dem eine relativ große 
Redefreiheit herrschte. Dies illustriert ein damals in der DDR recht populärer 
Witz: „An der deutsch-polnischen Grenze treffen sich zwei Hunde, einer aus 
der DDR und einer aus Polen. Der polnische Hund  fragt: Warum gehst du 
in den Osten? Bist du hungrig? Der DDR-Hund antwortet: Ach, ein echter 
Hund kann sich auch in unserem Land satt essen. Der polnische Hund fragt 
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weiter: Also was suchst du dann bei uns? Sein Gesprächspartner erklärt es 
ihm: Ich möchte wieder nach Belieben bellen dürfen, wann und wie ich will.“

Damals begegneten sich auf polnischem Staatsgebiet auch Vertreter der 
DDR-Opposition und Bürger der Bundesrepublik. Polen wuchs somit eine 
Art Vermittlerrolle in den deutsch-deutschen Kontakten zu.

Die anfangs unbegrenzten Möglichkeiten der Ausreise ins Nachbar-
land wurden seit Mitte der 1970er Jahre erheblich eingeschränkt. Die 
Oder-Neiße-Linie entwickelte sich erneut zu einem schwer überwindbaren 
Hindernis. Auf beiden Seiten der Grenze verschärften sich – in unterschied-
lichem Ausmaß  – die für sozialistische Planwirtschaften typischen ökono-
mischen Schwierigkeiten. In den Geschäftsläden der DDR machte sich 
inzwischen ein Mangel an bestimmten Waren bemerkbar, wofür man den 
Reisenden aus Polen die Verantwortung zuschob.

Abgesehen von den Wirtschaftsproblemen kam es Ende der 1970er Jahre 
auch zu politischen Turbulenzen. Die Arbeiterstreiks an der polnischen Ost-
seeküste und die Entstehung der unabhängigen Gewerkschaftsbewegung 
„Solidarność“ riefen in Ostberlin große Unruhe hervor. Denn ähnlich wie 
1956 befürchtete man, dass die oppositionelle Stimmung in Polen auch auf die 
DDR übergreifen könnte. Die Genossen in Warschau wurden schon bald der 
Unfähigkeit bezichtigt. In den DDR-Zeitungen erschienen zahlreiche Artikel, 
die den Polen Misswirtschaft, Arbeitsscheu und einen Verrat sozialistischer 
Ideale vorwarfen. Damit begann eine gezielte Desinformationskampagne in 
der ostdeutschen Gesellschaft in Hinblick auf die Situation in Polen.

Die Machthaber in der DDR beschränkten ihre Maßnahmen jedoch nicht 
nur auf die Schließung der Grenze (Ende Oktober 1980) und die Rückbe-
rufung aller Studenten aus dem östlichen Nachbarstaat. Vielmehr forderte 
man die UdSSR zur unverzüglichen Intervention der Armee des Warschauer 
Pakts zur Wiederherstellung der „Ordnung“ in Polen auf. Den polnischen 
Genossen blieben auch Belehrungen der SED-Führung nicht erspart. Dabei 
wurden vor allem die Existenz privater Landwirtschaftsbetriebe und die von 
Gierek betriebene Lohn- und Preispolitik scharf kritisiert. Darüber hinaus 
prangerte Ostberlin die allzu tolerante Einstellung der Machthaber Polens 
gegenüber den Aktivitäten der „Solidarność“ an. Die von Ablehnung und 
Überheblichkeit geprägte Haltung der DDR-Führung brachte eine deutliche 
Abkühlung der Beziehungen zu Warschau mit sich.

Die Verhängung des Kriegsrechts in Polen im Dezember 1981 wurde in 
Ostberlin mit Genugtuung zur Kenntnis genommen. Die Entstehung der 
„Solidarność“ und ihre Aktivitäten inspirierten auch einige Oppositions-
kreise in der DDR, wobei der Kriegszustand im östlichen Nachbarstaat von 
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zahlreichen DDR-Dissidenten kritisiert wurde. Ferner kam es in der DDR 
zu öffentlichen Solidaritätsbekundungen in Bezug auf Polen, die für deren 
Teilnehmer mit Gefängnisstrafe oder der Abschiebung in die BRD endeten. 
Aufgrund der geschlossenen Grenzen blieben die Kontakte zwischen der 
Opposition in Polen und der DDR zunächst sporadisch und wurden erst 
seit Mitte der 1980er Jahre intensiver.

Der erste offizielle Besuch einer DDR-Delegation in Polen nach der gewalt-
samen Niederschlagung der Solidarność-Proteste fand erst 1983 statt. Dabei 
sollte u.  a.  die Frage der Seegrenze in der Pommerschen Bucht geregelt 
werden. Damit begann ein politischer Dauerkonflikt zwischen Ostberlin und 
Warschau, der bis Ende der 1980er Jahre andauerte. Der letzte DDR-Besuch 
des Generalsekretärs der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei, Mieczysław 
Rakowski, fand bereits nach den teilweise freien Parlamentswahlen in Polen 
im Juni 1989 und der Übernahme der Regierung durch Tadeusz Mazowiecki 
statt. Der Besuch hatte aufgrund der veränderten politischen Konstellationen 
lediglich Höflichkeitscharakter.

Zudem offenbarte dieser Besuch die völlige Realitätsferne der damaligen 
Machthaber in der DDR, die die erhebliche Bedeutung der Ereignisse in 
Polen und anderen Ostblockstaaten verkannten. Stattdessen ermahnte man 
Rakowski in Ostberlin weiterhin dazu, den real existierenden Sozialismus 
in Polen weiter hartnäckig zu festigen.

10. Die DDR ist untergegangen, es lebe die Bundesrepublik!

Die letzte Maßnahme der Machthaber in Ostberlin bildeten Restrik-
tionen gegen polnische Bürger, deren Einkaufsmöglichkeiten in der DDR 
stark beschränkt wurden. Die vor zahlreichen Berliner Geschäften ange-
brachten Schilder mit der Aufschrift „Nur für Deutsche“ riefen den Besu-
chern aus Polen die Zeit der deutschen Besatzungsherrschaft schmerzlich 
in Erinnerung. Der damalige DDR-Botschafter in Warschau entschuldigte 
sich zwar vor laufenden Kameras des polnischen Staatsfernsehens für diese 
Vorgänge, konnte jedoch deren schlechten Eindruck nicht mehr revidieren. 
Nach anfänglichem Zögern nahm der polnische Staat die ersten Flüchtlinge 
aus der DDR auf.

Die im Herbst 1989 durch die friedlichen Demonstrationen in Berlin, 
Leipzig und anderen ostdeutschen Städten eingeleitete Agonie der DDR 
dauerte bis zum 3. Oktober 1990 an. Mit der Wiedervereinigung Deutschlands 
geriet dieser Staat endgültig auf das Abstellgleis der Geschichte.
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Der Untergang des Ostblocks, die Wiedererlangung der staatlichen Sou-
veränität Polens und die Perspektive des raschen Zusammenschlusses beider 
deutscher Staaten schufen völlig neue Rahmenbedingungen für die deutsch-
-polnische Nachbarschaft.

Im Laufe der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen über die Wiedervereinigung 
Deutschlands wurde die Unverletzlichkeit der Grenze zu Polen ausdrück-
lich bestätigt. Der am 14. November 1990 unterzeichnete deutsch-polnische 
Grenzbestätigungsvertrag bildete das definitive Ende des langen Weges der 
uneingeschränkten Anerkennung der 1945 in Potsdam festgelegten Grenze. 
Am 17. Juni 1991 unterzeichneten beide Länder einen Vertrag über gutnach-
barschaftliche Beziehungen, der ein neues Kapitel in den deutsch-polnischen 
Beziehungen einleitete.
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Jerzy Sułek

Kapite l  2

Die diplomatische Entstehungsgeschichte 
des Grenzbestätigungsvertrages 

vom 14. November 19901

1. Vorbemerkungen

Die Genese des Grenzbestätigungsvertrages vom 14. November 1990 ist 
in ihrem zeitgenössischen Kontext zu betrachten:

1 Die nachfolgenden Überlegungen sind nicht nur das Resultat meiner wissenschaftlichen 
Analysen als Deutschlandexperte, sondern entstanden auch aus meinen persönlichen 
Erfahrungen und Reflexionen als Zeitzeuge – durch die unmittelbare Teilnahme an Ereignissen, 
die zur Unterzeichnung des Grenzbestätigungsvertrages vom 14. November 1990 führten. 
Denn nach der demokratischen Wende in Polen wurde ich enger Mitarbeiter des damaligen 
Außenministers Prof. Krzysztof Skubiszewski als stellvertretender Direktor der Abteilung IV 
(Westeuropa) und danach Direktor der Europa-Abteilung. In den Jahren  1989–1991 nahm 
ich an allen diplomatischen Verhandlungen Polens mit Deutschland teil, u. a. als Vertreter 
des polnischen Außenministeriums in den Verhandlungen über die „Gemeinsame Erklärung“ 
von Bundeskanzler Kohl und Ministerpräsident Mazowiecki vom 14. November 1989, als 
Note Taker in den offiziellen Gesprächen Kohls mit führenden polnischen Politikern wäh-
rend des Polen-Besuchs im November 1989, als stellvertretender Vorsitzender der polni-
schen Delegation in den Verhandlungen Polens mit beiden deutschen Staaten über den 
Generalvertrag Polens mit Deutschland im Mai 1990, als Chefunterhändler und bevollmäch-
tigter Vertreter der Republik Polen auf der Berliner Zwei-plus-Vier-Konferenz vom 4. Juli 
1990 und Mitglied der polnischen Delegation auf der Pariser Zwei-plus-Vier-Konferenz vom 
17. Juli 1990, als Chefunterhändler der Republik Polen in den Verhandlungen mit dem wie-
dervereinigten Deutschland über den Grenzbestätigungsvertrag vom 14. November 1990 und 
den Nachbarschaftsvertrag vom 17. Juni 1991 und als Chefunterhändler der Republik Polen 
in den Verhandlungen mit der BRD über die Gründung der Stiftung „Deutsch-Polnische 
Aussöhnung“ vom 16. Oktober 1991 (zur Auszahlung deutscher Entschädigungsleistungen 
an besonders schwer geschädigte polnische NS-Opfer).
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• Einerseits als „diplomatische Ouvertüre“ zum Mitte 1989 in den deutsch-
polnischen Beziehungen initiierten Neuaufbruch in Richtung Verständi-
gung und Versöhnung,

• Andererseits als Beitrag der polnischen Diplomatie zum Prozess der Her-
ausbildung neuer internationaler Beziehungen, der sich in Europa seit Ende 
der 1980er Jahre unter dem Einfluss der demokratischen Veränderungen 
in Polen, der DDR und anderen Ländern Ostmitteleuropas vollzog.
Diese beiden Dimensionen waren vor 30 Jahren von überaus großer Bedeu-

tung. Denn ein Erfolg oder ein Fiasko der deutsch-polnischen Verhandlungen 
hatte unmittelbaren Einfluss auf die Bemühungen der „Solidarność“-Regierung, 
für die sich demokratisierende, freie und souveräne Dritte Republik Polen 
einen neuen Platz in Europa und der Welt zu finden – und dabei vor allem 
in Bezug auf deren größte Nachbarn, Deutschland und die Sowjetunion.
1) Polen strebte nach dem Mitte 1989 eingetretenen demokratischen Wan-

del eine enge Bindung an den Westen an. Diesem übergeordneten Ziel 
sollten die Verhandlungen mit Deutschland dienen, die dann den Weg für 
„Freundschafts- und Solidaritätsverträge“ mit weiteren (1991 unterzeich-
neten) westeuropäischen Staaten ebnen sollten. Aber die neue Staatsfüh-
rung der Dritten Republik Polen musste dabei berücksichtigen, dass Polen 
damals noch zum Ostblock gehörte: Formal war das Land ja noch Mitglied 
des Warschauer Paktes und des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(beide Organisationen wurden erst im Sommer 1991 aufgelöst).

2) Ein weiterer wichtiger Faktor wirkte damals auf den Verlauf der deutsch- 
polnischen Verhandlungen ein: Die infolge der ersten „halbfreien“ Par-
lamentswahlen in Polen im Juni 1989 gebildete Regierung stützte sich 
auf die Koalition von Polnischer Vereinigter Arbeiterpartei (PZPR) und 
„Solidarność“. Aus diesem Grund betrieb Polen anfangs noch eine zwei-
gleisige Politik gegenüber der BRD, was sich u. a. auch in der ersten Phase 
der deutsch-polnischen Verhandlungen zeigte. Erst nach Auflösung der 
PZPR konzentrierte sich die Regierung Mazowiecki/Skubiszewski stär-
ker auf die Beziehungen zu Deutschland (dabei auch auf den Prozess 
der deutsch-polnischen Verhandlungen) – gemäß den Vorstellungen und 
Konzeptionen der ehemaligen demokratischen Opposition, um die pro-
westliche Option unter Schaffung eines freien und souveränen polnischen 
Staates zu verwirklichen.

3) Genese und Inhalt des Grenzbestätigungsvertrages vom 14. November 
1990 stehen in engem Zusammenhang mit zwei anderen historischen 
Verträgen, die vor 30 Jahren über die Geschicke Polens, Deutschlands 
und Europas entschieden:
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• dem Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland 
vom 12. September 1990 als Endresultat der Zwei-plus-Vier-Konferenz 
(sog. Zwei-plus-Vier-Vertrag),

• dem Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusam-
menarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Polen vom 17. Juni 1991 (sog. Nachbarschaftsvertrag).

Alle diese drei völkerrechtlichen Verträge wurden zwar separat geschlos-
sen, kamen aber in Verhandlungsprozessen zustande, die sich gegenseitig 
stark beeinflussten, wobei die jeweiligen Vertragsinhalte untrennbar zusam-
menhängen.2

Der Grenzbestätigungsvertrag vom 14. November 1990 war der Schlussak-
kord eines dreijährigen politisch-diplomatischen Ringens Polens (zunächst der 
VR Polen, dann der Dritten Republik Polen) mit der BRD und der DDR – 
und zugleich eines Ringens dieser drei Staaten mit den vier Siegermächten 
des Zweiten Weltkrieges (USA, UdSSR, Großbritannien, Frankreich). Die 
erste Zäsur dieses schwierigen und komplexen Prozesses bildete der Staats-
besuch des Ministerpräsidenten der VR Polen, Mieczysław Rakowski, von 
20.–23. Januar 1989 in Bonn. Der Besuch endete mit der gemeinsamen Ver-
lautbarung beider Seiten, dass Bundeskanzler Kohl in absehbarer Zukunft zu 
einem Staatsbesuch nach Polen kommen werde, auf dem eine „Gemeinsame 
Erklärung“ beider Regierungschefs abgegeben werden sollte. Als Endzäsur 
des Verhandlungsprozesses gilt hingegen der 16. Januar 1992 aufgrund des 
an diesem Tag erfolgten Austausches der Ratifikationsurkunden des Grenz-
bestätigungsvertrages in Bonn (gemäß Art. 4 Punkt 1 u. 2). Die drei Jahre 
zwischen dem Beginn des Verhandlungsprozesses im Januar 1989 und dessen 
Abschluss im Januar 1992 lassen sich in fünf einzelne Phasen unterteilen.

2. Phase 1: Verhandlungen zwischen der BRD 
und der VR Polen über die „Gemeinsame Erklärung“ 
der beiden Regierungschefs (1989)

Ministerpräsident Rakowski und Bundeskanzler Kohl beriefen eigene 
Sonderbeauftragte, die den Text der Gemeinsamen Erklärung aushandeln 
(und redigieren) sollten. Von deutscher Seite vertraute man diese Aufgabe 

2 Im Folgenden werden diese Ereignisse nur knapp beschrieben. Eine eingehende Erörterung 
bietet der von W. Góralski 2011 herausgegebene Sammelband „Historischer Umbruch und 
Herausforderung“ (vor allem die Kapitel v. J. Barcz u. J. Sułek) – siehe Literaturhinweise 
zu diesem Kapitel.
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Kohls damaligem außenpolitischen Berater Horst Teltschik an (unterstützt 
von Uwe Kästner vom Bundeskanzleramt), während Polen dabei durch 
Ernest Kucza, dem Leiter der Auslandsabteilung des PZPR-Zentralkomi-
tees, vertreten wurde (unterstützt von Marek Jędrys, dem stellvertreten-
den Direktor der Abteilung IV des polnischen Außenministeriums). Die 
Verhandlungen der Sonderbeauftragten beider Regierungen dauerten von 
1.  Februar bis 24.  Juni  1989. Trotz der professionellen Arbeitsgespräche 
konnten im Laufe von sieben Verhandlungsrunden nicht einmal 50% der 
Endfassung der Gemeinsamen Erklärung ausgearbeitet werden. Angesichts 
der dynamischen innenpolitischen Situation in Polen zögerten beide Sei-
ten richtungsweisende Entscheidungen in den wichtigsten strittigen Fragen 
wiederholt hinaus (z. B.  besondere finanzielle Hilfe für Polen, Lage und 
Status der deutschen Minderheit, Oder-Neiße-Grenze). Insbesondere Bun-
deskanzler Kohl verschob seinen geplanten Polen-Besuch mehrfach, da er 
keine Vereinbarungen mit einer Regierung treffen wollte, die ggf. kurz dar-
auf abtreten würde. Unter dem Einfluss der Parlamentswahlen in Polen im 
Juni 1989 wurden die Kontakte beider Sonderbeauftragten im Sommer 1989 
vorübergehend abgebrochen.

Entsprechend den Vereinbarungen zwischen „Solidarność“ und PZPR am 
Runden Tisch kam es im September 1989 zur Bildung der Regierung Tadeusz 
Mazowiecki. Der erste nichtkommunistische Regierungschef Polens seit 1945 
berief als neuen Sonderbeauftragten für die Verhandlungen mit der BRD 
über die „Gemeinsame Erklärung“ Mieczysław Pszon, wobei ich als Bevoll-
mächtigter von Außenminister Skubiszewski de facto Pszons Stellvertreter 
wurde. Wir erhielten neue Instruktionen für die Verhandlungsführung, die 
darauf hinausliefen, die „Verhandlungen dringend abzuschließen“. Damit 
sollte der Weg für den Polen-Besuch von Bundeskanzler Kohl so rasch wie 
möglich freigemacht werden – gemäß der Verlautbarung von Ministerprä-
sident Mazowiecki vom 12. September 1989 im Sejm: „Wir brauchen einen 
Umbruch in den Beziehungen zur BRD. Die Gesellschaften beider Länder 
sind bereits viel weiter gegangen als ihre Regierungen. Wir setzen auf eine 
deutliche Weiterentwicklung der wirtschaftlichen Beziehungen und wollen 
eine echte Versöhnung nach dem Muster der Versöhnung, die sich zwischen 
Deutschen und Franzosen vollzogen hat.“

Unmittelbar darauf kam es zu zwei weiteren Verhandlungsrunden der 
Sonderbeauftragten (14.–16. September 1989 in Warschau / 2.–3. Oktober 
1989 in Bonn). Dabei einigte man sich auf den Entwurf zur „Gemeinsamen 
Erklärung“ beider Regierungschefs, so dass der Weg für den Polen-Besuch 
von Bundeskanzler Kohl (9.–14. November 1989) endgültig frei war. Die 
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meisten für beide Seiten höchst relevanten Fragen wurden in diesem Doku-
ment geregelt. Allerdings konnten sich beide Sonderbeauftragten in der Frage 
der Oder-Neiße-Grenze lediglich auf eine sehr lapidare Feststellung einigen, 
die in Punkt 4 der „Gemeinsamen Erklärung“ zum Ausdruck kam: „Die 
Bundesrepublik Deutschland und die Volksrepublik Polen betrachten den 
Vertrag vom 7. Dezember 1970 über die Grundlagen der Normalisierung 
ihrer gegenseitigem Beziehungen als festes Fundament ihrer Beziehungen“. 
Darüber hinaus nahm Punkt 61 indirekt Bezug auf die Oder-Neiße-Grenze, 
da darin von der „Unverletzlichkeit der Grenzen und der Achtung der ter-
ritorialen Integrität und der Souveränität aller Staaten in Europa in ihren 
gegenwärtigen Grenzen“ die Rede war, was als „grundlegende Bedingung 
für den Frieden“ angesehen wurde.

Das von den Sonderbeauftragten erzielte Ergebnis erachtete man in Polen 
nur als bedingt zufriedenstellend. Der Normalisierungsvertrag vom Dezember 
1970, in dem die BRD die Oder-Neiße-Grenze als „westliche Staatsgrenze 
der Volksrepublik Polen“ anerkannt hatte, sollte weiterhin gelten. Gemäß 
den sog. deutschen Rechtspositionen besaß dieser Vertrag jedoch nur bis 
zur Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands Gültigkeit. 
Aber damals schien die Perspektive einer Wiedervereinigung noch in wei-
ter Ferne zu liegen. In Solidarność-Kreisen ging man ferner davon aus, dass 
der deutsche Bundeskanzler bei seinem Polen-Besuch (der ja als historischer 
Umbruch angesehen wurde!) den polnischen Erwartungen entgegenkommen 
und weitergehende Zusagen hinsichtlich der Bestätigung der Oder-Neiße-
Grenze machen würde. Und dies umso mehr, als Kohl sich öffentlich als 
politischen Bündnispartner der demokratischen Opposition in Polen und als 
„Freund Polens“ bezeichnete, der als „Enkel Adenauers nach dem Muster 
der Versöhnung Deutschlands mit Frankreich und Israel“ auch mit dem 
polnischen Volk das Werk der Versöhnung anstrebe. Diese politischen Hoff-
nungen der polnischen Seite blieben jedoch unerfüllt. Bundeskanzler Kohl 
kam den polnischen Erwartungen zwar in einigen anderen wichtigen Berei-
chen entgegen, die Aufnahme in der „Gemeinsamen Erklärung“ fanden 
(vor allem die finanzielle und wirtschaftliche Unterstützung des demokrati-
schen Transformationsprozesses in Polen). Aber in der „Grenzfrage“ emp-
fand man in Polen die Haltung Kohls als total enttäuschend. Denn obwohl 
seine polnischen Gesprächspartner (vor allem Ministerpräsident Mazowiecki, 
aber auch Staatspräsident Jaruzelski und Außenminister Skubiszewski)3 

3 Siehe zu den auf deutscher und polnischer Seite angefertigten Notizen über die Gespräche 
Kohls während seines Polen-Besuchs vom 9. bis 14. November 1989: J. Sułek, Das polnische 
Konzept der Normalisierung der Beziehungen zwischen Polen und der BRD im Jahre 1989, 
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wiederholt sehr starken Druck auf Kohl ausübten, wollte dieser bis zur Wie-
dervereinigung Deutschlands keine verbindlichen politischen Erklärungen 
im Namen der Bundesregierung abgeben. Auf den Einwand von Minister-
präsident Mazowiecki, dass die „Polen Sicherheit haben müssen, dass die 
Frage der Oder-Neiße-Grenze endgültig geregelt ist“, antwortete Bundes-
kanzler Kohl etwa  wie folgt: „Keine deutsche Regierung kann heute die 
Oder-Neiße-Grenze im Namen von Gesamtdeutschland, das ja erst entsteht, 
anerkennen!“ Dabei schob Kohl innerdeutsche Wahlkampf-Erwägungen 
sowie die bereits seit Jahren bekannten deutschen Rechtspositionen vor. 

Letztendlich gelang es der polnischen Seite also nicht, Punkt 4 der 
„Gemeinsamen Erklärung“ in ihrem Sinn zu „ergänzen“. Die Erklärung 
wurde von beiden Regierungschefs am 14. November 1989 zum Abschluss 
des Polen-Besuchs von Bundeskanzler Kohl unterzeichnet.

3. Phase 2: Dreierverhandlungen zwischen Polen, BRD und DDR 
über den Vertrag über die Grundlagen der Beziehungen Polens 
zum wiedervereinigten Deutschland (1990)

Unmittelbar nach Kohls Polen-Besuch änderte sich für die Regierung 
Mazowiecki das Hauptziel der Verhandlungen mit der BRD. Denn die 
„Gemeinsame Erklärung“ vom 14. November 1989 (unter Bezugnahme auf 
den Warschauer Vertrag von 1970) hielt man in Warschau nicht mehr für 
ausreichend, da inzwischen bedeutende innenpolitische Veränderungen in 
der DDR eingetreten waren. Bereits zu Beginn des Polen-Besuchs von Bun-
deskanzler Kohl am 9. November 1989 erreichte Warschau die unerwartete 
Nachricht vom Mauerfall in Berlin. In Übereinkunft mit Ministerpräsident 
Mazowiecki unterbrach Kohl daraufhin seine Visite in Polen und reiste kurz-
fristig nach Berlin. Nach seiner Rückkehr setzte er den Besuch in Warschau 
wie geplant fort. Aber auf polnischer Seite entstand die Befürchtung, dass 
nun das Problem der Wiederherstellung der deutschen Einheit das vorrangige 
Ziel der Politik der Bundesregierung sein würde – und die Verständigung 
und Versöhnung mit Polen in Zukunft lediglich eine stark untergeordnete 
Bedeutung spielen werde. Rasch machte sich in den politischen Kreisen 
Warschaus eine wachsende Unsicherheit bezüglich der politischen Absichten 

in: Góralski W.M. (Hg.), Historischer Umbruch und Herausforderung für die Zukunft. Der 
deutsch-polnische Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit vom 
17. Juni 1991. Ein Rückblick nach zwei Jahrzehnten, Warschau 2011, S. 62–65.
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Kohls in Hinblick auf die weiteren Geschicke der Oder-Neiße-Grenze (nach 
der Wiedervereinigung Deutschlands) breit.

Insbesondere die damals mitregierenden kommunistischen Parteieliten 
äußerten sich sehr kritisch über die Ergebnisse des Polen-Besuchs von Bun-
deskanzler Kohl, wobei vor allem das Fehlen einer offiziellen Erklärung der 
Bundesregierung über die Bestätigung der Oder-Neiße-Grenze als endgül-
tiger deutsch-polnischer Staatsgrenze eines wiedervereinigten Deutschland 
angeprangert wurde. Im politischen Milieu der PZPR interpretierte man die 
damalige Haltung Kohls als Fortsetzung alter, antipolnischer Rechtsvorbe-
halte der BRD, die der Aufrechterhaltung des bilateralen Grenzstreits auch 
nach der Wiedervereinigung dienen sollte. Die ambivalente Haltung Kohls 
weckte aber auch im Umfeld der damaligen demokratischen Opposition tiefe 
Enttäuschung und politische Vorbehalte. Dabei beruhte die Schwierigkeit im 
Kern darin, dass die „Solidarność“ klar für das Selbstbestimmungsrecht des 
deutschen Volkes eintrat und damit in der Praxis auch die staatliche Einheit 
Deutschlands als Voraussetzung von Freiheit und Demokratie in Polen befür-
wortete. Die Verständigung und die Versöhnung des freien und souveränen 
polnischen Staates mit einem wiedervereinigten Deutschland sollten jedoch 
unbedingt auf der Basis der vollen Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze 
durch die damalige (und zukünftige) BRD erreicht werden. Dies galt damals 
auch in den Kreisen der mitregierenden „Solidarność“ als Grundbedingung 
für die Bildung von neuem Vertrauen zwischen Polen und Deutschen. Die 
doppeldeutige Haltung Kohls ließ diese politischen Hoffnungen unerfüllt 
und säte erstmals Misstrauen gegenüber der BRD und Bundeskanzler Kohl 
im Solidarność-Lager.

Die bereits im Verlauf von Kohls Polen-Besuch auftauchenden ernsten 
Zweifel wurden wenige Wochen später durch dessen weitere Vorgehensweise 
verstärkt. Denn in seinem am 28. November 1989 im Bundestag verlautbarten 
„Zehn-Punkte-Programm zur Überwindung der Teilung Deutschlands und 
Europas“ fand sich kein Wort darüber, wie die Grenzen des wiederverei-
nigten Deutschland – auch zu Polen! – letztlich verlaufen sollten. Wie sich 
Mazowiecki später erinnerte, war dies für ihn so als ob „der Wecker zum 
letzten Mal Alarm schlug und mich jäh wachrüttelte!“

Dieses Klima des wachsenden Misstrauens bereits zu Beginn der Schaf-
fung neuer deutsch-polnischer Beziehungen unter der Solidarność-Regierung 
wurde durch die damalige internationale Entwicklung noch verstärkt. Nach 
dem Berliner Mauerfall nahm nämlich die bislang scheinbar in weiter Zukunft 
liegende Perspektive der Wiedervereinigung Deutschlands sehr bald reale 
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und zeitnahe Konturen an: Unter dem Einfluss der gesellschaftlichen Ver-
einigungseuphorie in Deutschland (vor allem in der DDR) betrieben beide 
deutsche Staaten eine Politik der intensiven gegenseitigen Annäherung. Dies 
wiederum löste bestimmte Reaktionen unter den Vier Mächten aus, die 
damals noch die „Verantwortung für Berlin und Deutschland als Ganzes“ 
trugen. Am 13. Februar 1990 beschloss man in Ottawa die Einberufung der 
Zwei-plus-Vier-Konferenz, die die „äußeren Aspekte der Herstellung der 
deutschen Einheit einschließlich der Sicherheit der Nachbarstaaten“ regeln 
sollte. Die im Frühjahr 1990 entstandenen Kontroversen zwischen Warschau 
und Bonn über eine polnische Teilnahme an der Zwei-plus-Vier-Konferenz 
trugen noch dazu bei, die früheren Schwierigkeiten und das beiderseitige 
Misstrauen zwischen der neuen „Solidarność“-Regierung und der Bundes-
regierung weiter zu vertiefen.

Ich erinnere mich noch gut daran, dass sich in Warschau damals – 
Anfang 1990 – die feste Überzeugung herausbildete, dass die „Gemein-
same Erklärung“ vom 14. November 1989 angesichts der neuen Situation 
(mangelndes Vertrauen zur Haltung Kohls und der Bundesregierung in der 
Grenzfrage) nicht mehr ausreichend war und Polen konkrete Garantien in 
Form eines neuen völkerrechtlichen Vertrages mit Deutschland benötigte. 
Anfangs gingen wir davon aus, dass man dies in einem Friedensvertrag 
mit Deutschland erledigen konnte. Daher erklärte die polnische Regierung 
ihre Bereitschaft zur Teilnahme an den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen, 
um einen solchen Vertrag auszuhandeln. Bald stellte sich jedoch heraus, 
dass die Zwei-plus-Vier-Konferenz auf einen inhaltlich und formal ganz 
anderen Vertrag zwischen den Vier Mächten und einem wiedervereinigten 
Deutschland abzielte. Angesichts dieser Situation beschloss die Regierung 
Mazowiecki/Skubiszewski, einen eigenen Entwurf eines deutsch-polnischen 
Vertrages vorzubereiten, der von Polen und den beiden deutschen Staaten 
noch vor der Wiedervereinigung Deutschlands ausgehandelt und paraphiert 
werden sollte.

Erster polnischer Entwurf eines Vertrages zwischen Polen und Deutsch-
land über die Grundlagen ihrer gegenseitigen Beziehungen: Dieses Projekt 
wurde von Anfang an als streng vertraulich betrachtet. Außenminister Sku-
biszewski berief noch im Februar 1990 im Eilverfahren ein winziges Exper-
tengremium im Ministerium ein (bestehend aus Mickiewicz, Sułek, Barcz 
und dem Kabinettschef) und übernahm selbst dessen Vorsitz. Das Arbeits-
tempo war sehr intensiv. Unter Einhaltung absoluter Diskretion wies uns 
Skubiszewski konkrete Aufgaben zu, über die wir dann gesondert Rechen-
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schaft ablegen mussten. Skubiszewski erstellte selbst einzelne Fragmente 
der Vertragsbestimmungen, bzw. überarbeitete oder ergänzte die von uns 
vorbereiteten Vorschläge. Ich erinnere mich daran, dass er sich diesbezüg-
lich – auch in unserer Anwesenheit – mit Ministerpräsident Mazowiecki 
oftmals laufend beriet (mit Staatspräsident Jaruzelski seltener) und dabei 
über die jeweiligen Fortschritte der redaktionellen Arbeit berichtete. Ich 
erinnere an diese Dinge etwas ausführlicher, da dies für uns damals eine 
praktische Lehrstunde in Diplomatie und zugleich ein klassisches Beispiel 
dafür war, wie ein Politiker höchsten Ranges zur Gewährleistung der Inter-
essen seines Staates in der Praxis handeln sollte. Wir gingen davon aus, dass 
wir mit Deutschland in unmittelbare Verhandlungen über einen komplexen 
Vertrag (damals noch nicht in zwei Verträge aufgeteilt!) treten würden, der 
neue allgemeine Grundlagen der deutsch-polnischen Beziehungen festlegen 
sollte. Die Kernsubstanz dieses Vertrages sollte die Regelung der Grenz-
frage bilden – aber in deklarativer, nicht in konstitutiver Form. Von Anfang 
an ging es uns also darum, dass der Vertrag über die deutsch-polnische 
Grenze die beiderseitige Staatsgrenze nicht neu festlegen sollte, sondern 
ihren damaligen (und gegenwärtigen) Verlauf entlang der Oder und der 
Lausitzer Neiße bestätigen sollte. Genau dies war der Inhalt von Art.  1 
unseres Vertragsentwurfs. Um es mit den Worten von Ministerpräsident 
Mazowiecki oder Außenminister Skubiszewski zu sagen: „An der Schwelle 
zur Wiedervereinigung Deutschlands muss die deutsch-polnische Grenze in 
vertraglicher Form bestätigt werden  – in ihrem derzeitigen Verlauf, damit 
auch der in Zukunft wiedervereinigte deutsche Staat die Unverletzlichkeit 
und Endgültigkeit der Westgrenze Polens in vertraglicher Form anerkennt.“

Die DDR-Regierung4 reagierte positiv auf den polnischen Vorschlag. 
Dagegen lehnte die Bundesregierung eine Teilnahme an offiziellen Ver-
handlungen mit Polen zunächst ab, was man mit den bekannten „deutschen 
Rechtspositionen“ begründete (nur ein wiedervereinigtes Deutschland sei zu 
Verhandlungen über die Grenzfrage berechtigt). Erst auf Druck der USA 
stimmte Kohl der Aufnahme „vertraulicher diplomatischer Gespräche (aber 
nicht offizieller Verhandlungen) mit Polen“ zu – allerdings unter dem Vor-
behalt, dass diese Gespräche sich auf den Inhalt einer Resolution beider 
deutscher Parlamente beziehen durften.

Unmittelbar vor den „Dreierverhandlungen“ im Frühjahr 1990 verschlech-
terte sich das politische Klima der Beziehungen zwischen Polen und der BRD 

4 Gemeint ist bereits die „neue DDR“, die nach den Volkskammer-Wahlen im Frühjahr 1990 
den Weg tiefgreifender demokratischer Reformen unter der Regierung von Lothar de Maizière 
(CDU-Chef in der DDR) und Markus Meckel (SPD-Chef in der DDR) einschlug.
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erheblich: Die früheren Animositäten und das gegenseitige Misstrauen auf-
grund der unterschiedlich beurteilten Grenzfrage wurden durch den Streit 
mit Bundeskanzler Kohl um die Teilnahme Polens an den Zwei-plus-Vier-
Verhandlungen weiter vertieft. Der offizielle Widerstand Kohls rief auf 
polnischer Seite große Enttäuschung hervor. Die Konsequenz und Hart-
näckigkeit, mit der diese Forderung in Warschau aufrechterhalten wurde, 
weckten ihrerseits in Bonn starke Befürchtungen, dass Polen im Prozess 
der Wiederherstellung der deutschen Einheit zum Troublemaker werden 
würde. Nervöse politische Reaktionen zeigte insbesondere Helmut Kohl, der 
durch die diplomatischen Bemühungen Polens um eine Unterstützung seitens 
der DDR und der drei Westmächte für die polnischen Postulate bezüglich 
der Grenzfrage und der Teilnahme an den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen 
irritiert war.5

Dreierverhandlungen zwischen Polen, BRD und DDR: Relativ rasch nah-
men wir Verhandlungen mit beiden deutschen Staaten auf, die nur drei 
Runden dauerten. Die erste Verhandlungsrunde fand am 3. Mai 1990 in 
Warschau statt und diente der Sondierung der jeweiligen Standpunkte, 
brachte aber keine größeren Fortschritte. Dabei zeichneten sich formale 
Meinungsunterschiede bezüglich des Verhandlungsgegenstands ab: Die pol-
nische Delegation6 bestand in den Verhandlungen auf dem Entwurf eines 
Generalvertrages, während die Delegation der Bundesregierung beharrlich 
betonte, dass sie lediglich „zu Gesprächen und nicht zu Verhandlungen“ 
bereit sei, die sich in erster Linie auf eine Resolution von Bundestag und 
Volkskammer über die Beziehungen zu Polen beziehen durften. Die zweite 
Verhandlungsrunde fand am 18. Mai 1990 in Bonn statt und führte zu einer 
ersten sachlichen Annäherung. Man diskutierte über die ersten drei Artikel 
des polnischen Vertragsentwurfs, die jedoch von der Delegation der BRD 
einseitig aufgefasst wurden – nämlich derart, dass diese in der geplanten 
Resolution beider deutschen Parlamente enthalten sein sollten, aber nicht in 
einem deutsch-polnischen Vertrag, der seitens der BRD weiterhin abgelehnt 
wurde. Die Delegation der DDR zeigte sich hingegen kompromissbereiter 
und erklärte ihre Akzeptanz für beide Lösungsvarianten.

5 Nicht nur aufgrund offizieller Dokumente, sondern auch durch eigene diplomati-
sche Erfahrungen ist mir noch in Erinnerung, dass der auf Einladung des französischen 
Staatspräsidenten Mitterand am 9. März 1990 erfolgte Besuch von Staatspräsident Jaruzelski, 
Ministerpräsident Mazowiecki und Außenminister Skubiszewski in Paris bei Bundeskanzler 
Kohl besonders starke Irritationen auslöste. 

6 An deren Spitze stand der Direktor der Abteilung für Vertragsrecht des polnischen 
Außenministeriums, Janusz Mickiewicz, den ich als stellvertretender Direktor der Abteilung IV 
vertrat; drittes Delegationsmitglied war Jan Barcz.
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Die dritte Verhandlungsrunde fand am 29. Mai 1990 in Ostberlin statt. 
Dabei kam es zu einer überaus kontroversen, aber sachlichen Diskussion, 
die bereits zu konkreten Resultaten führte. Möglich wurde dies vor allem 
durch die DDR-Delegation, die als Gastgeber zwischen den unterschiedli-
chen Standpunkten der BRD und Polens zu vermitteln versuchte und aktiv 
nach etwaigen Kompromissen suchte. Dazu legte die Delegation der DDR 
einen Gesamtentwurf für eine Vereinbarung bzw. ein Protokoll der trilate-
ralen Verhandlungen über die „gemeinsame deutsch-polnische Staatsgrenze“ 
vor. Der Gesamtentwurf bestand aus zwei Teilen: 1) „Feierliche Erklärung 
der DDR-Volkskammer und des Deutschen Bundestages“ – 2)  „Vertrag 
zwischen Deutschland und der Republik Polen über das Bestehen einer 
gemeinsamen Staatsgrenze“ (verstanden als Gegenentwurf zum polnischen 
Vertragstext vom 27. April 1990). Dabei handelte es sich um zwei poli-
tisch ausgereifte Vorschläge der DDR, die seriöse und für alle drei Staaten 
akzeptable Lösungsansätze boten. In dieser Verhandlungsrunde beteiligte 
sich die BRD-Delegation erstmals an der sachlichen Diskussion über die 
Grenzklauseln, betonte aber zugleich, dass man dabei von den „deutschen 
Rechtspositionen“ nicht abweichen und keine Verpflichtungen eingehen 
werde, die Befugnissen vorweggreifen würden, die ausschließlich einem 
wiedervereinigten Deutschland zukämen.

Insgesamt konnten wir in den deutsch-polnischen Dreierverhandlungen 
jedoch einen gewissen Fortschritt erzielen: Zumindest der Titel und die 
ersten Sätze des Abschlussprotokolls wurden vereinbart. Daraufhin mein-
ten alle (auch die beiden deutschen Delegationen), dass die Beratungen in 
einer vierten Verhandlungsrunde fortgesetzt werden würden, zu der wir die 
Teilnehmer für den 21.–22. Juni 1990 nach Warschau eingeladen hatten. 
Aber leider kam es dazu nicht mehr. Denn am 9. Juni 1990 teilte Bonn 
offiziell mit, dass die trilateralen Gespräche mit Polen und der DDR bis 
auf Weiteres ausgesetzt werden, da die „Meinungsunterschiede derzeit zu 
groß“ seien. Diese Entscheidung wies darauf hin, dass die Bundesregierung 
damals die Auffassung vertrat, die Frage der deutsch-polnischen Grenze 
(im Kontext der Wiedervereinigung Deutschlands) besser im Rahmen der 
Zwei-plus-Vier-Verhandlungen – und nicht in direkten Verhandlungen mit 
Polen – entscheiden zu können. Hinzu kam, dass die BRD damals kaum 
mit der Unterstützung seitens der DDR rechnen konnte.
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4. Phase 3: Der deutsch-polnische Vertrag 
(einschließlich der Grenzfrage) 
in den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen7

Nach Kohls Entscheidung über die Aussetzung der trilateralen Gespräche 
trat eine mehrwöchige Pause ein. Sowohl in Warschau als auch in Bonn 
nutzte man diese Zeit für folgende Initiativen, die beiden Seiten eine bessere 
Ausgangsposition für die bevorstehenden Verhandlungen im Rahmen der 
Zwei-plus-Vier-Konferenz über die „Sicherheit Polens“ (einschließlich der 
Grenzfrage) als Nachbarstaat des zukünftigen wiedervereinigten Deutschland 
verschaffen sollten.

Erstens: Die beiden Außenminister Skubiszewski und Genscher ver-
einbarten im Juni 1990, dass „die weiteren offiziellen deutsch-polnischen 
Verhandlungen nicht mehr von den Leitern der Abteilungen für Vertrags-
recht, sondern unter dem Vorsitz der politischen Direktoren der Außen-
ministerien beider Staaten geführt werden, um den Verständigungsprozess 
zu beschleunigen“8. Infolge dieser Entscheidung übernahm ich für einein-
halb Jahre (bis Ende 1991) die Leitung der polnischen Delegation in den 
Beziehungen mit Deutschland – bevollmächtigt zunächst durch Minister-
präsident Mazowiecki und danach durch seinen Nachfolger Jan Krzysztof 
Bielecki. Mein Verhandlungspartner seitens der BRD war zunächst Bot-
schafter Dieter Kastrup, der Direktor der Politischen Abteilung im Aus-
wärtigen Amt, der nach seiner Beförderung zum Staatssekretär von Bot-
schafter Wilhelm Höynck als Direktor der Politischen Abteilung abgelöst 
wurde.

Zweitens: Am 21. Juni 1990 verlautbarten der Deutsche Bundestag und 
die DDR-Volkskammer in einer politischen Resolution erstmals die Über-
zeugung, dass „der Verlauf der Grenze zwischen dem wiedervereinigten 
Deutschland und der Republik Polen durch einen völkerrechtlichen Ver-
trag endgültig bestätigt wird“. Darüber hinaus verpflichteten sich die Regie-

7 Siehe näherhin Kap. 4 von J. Barcz in vorliegendem Sammelband. Um Wiederholungen zu 
vermeiden, beschränken sich meine nachfolgenden Überlegungen nur auf einige wesentliche 
Gesichtspunkte.

8 Im polnischen Außenministerium gab es damals noch nicht die Stelle eines politischen 
Direktors. Im Mai 1990 führte Minister Skubiszewski erstmals nach der demokratischen 
Wende eine tiefgreifende Neuordnung des Ressorts durch. Im Zuge dieser Umgestaltung 
wurde ich vom stellvertretenden Direktor der für die Beziehungen zur BRD zuständigen 
Abteilung IV (Westeuropa) zum Direktor der neugebildeten Europa-Abteilung befördert, 
wobei Jan Barcz mir als stellvertretender Direktor der Abteilung IV nachfolgte.
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rungen beider deutscher Staaten in diplomatischen Noten an die polnische 
Regierung erstmals offiziell dazu, nach der Wiedervereinigung Deutschlands 
einen Grenzbestätigungsvertrag mit Polen zu schließen. Die gleiche Zusage 
enthielt Kohls Rede im Bundestag am 21. Juni 1990. In Warschau bewertete 
man diese Maßnahmen von deutscher Seite als „Schritte in die richtige 
Richtung“. Dabei betonte man jedoch zugleich, dass parlamentarisch ver-
lautbarte „politische Resolutionen keinen internationalen Vertrag ersetzen 
können, dessen Text im Laufe von Gesprächen zwischen Polen, der DDR 
und der BRD – und der Kenntnisnahme durch die Vier Mächte – festge-
legt werden sollte“. Sich mit den politischen Resolutionen beider deutschen 
Parlamente ohne Festlegung eines Vertragsinhalts zufriedenzugeben, wurde 
von uns als ungenügend angesehen.

Drittens: Wir modifizierten den Standpunkt Polens aus taktischen Grün-
den – „nicht ein, sondern zwei Verträge mit Deutschland abzuschließen!“. 
Denn nach der von Kohl angeordneten Aussetzung der Dreierverhandlungen 
zwischen Polen, BRD und DDR bestand das reale Risiko, dass die Zwei-
-plus-Vier-Konferenz relativ rasch mit der Einigung auf einen multilateralen 
Vertrag enden würde, der einer schnellen Wiedervereinigung Deutschlands 
den Weg geebnet hätte, ohne dass dabei ein Vertrag zur Bestätigung der 
deutsch-polnischen Grenze ausgehandelt worden wäre. Über einen solchen 
Vertrag hätte man dann erst mit einem wiedervereinigten, politisch noch 
stärkeren Deutschland verhandeln müssen. Wir befürchteten ferner, dass 
die Bundesregierung weiter beharrlich darauf bestehen würde, dass sich 
Polen zunächst allein mit der Resolution beider Parlamente vom 21. Juni 
1990 zufriedengeben sollte, und dass Bonn für diesen Standpunkt auch die 
Unterstützung der Vier Mächte gewinnen würde. Angesichts dieser recht 
dramatischen Situation suchten wir nach neuen, pragmatischen Lösungen, die 
noch vor der Wiedervereinigung Deutschlands eine rasche Finalisierung der 
von der Zwei-plus-Vier-Konferenz – unter Teilnahme Polens – zu fällenden 
Beschlüsse zur Grenzfrage erlaubt hätten. Diesem politischen Ziel diente 
die Modifizierung der bisher angewandten Formel eines „Generalvertrages 
Polens mit Deutschland“. 

Mit unseren Experten im Außenministerium führten wir daraufhin erneut 
eine eingehende Analyse der bisherigen Verhandlungsergebnisse durch. Dabei 
stellte sich eindeutig heraus, dass uns noch weitere mühevolle Verhandlungen 
über den Generalvertrag mit Deutschland bevorstanden, die natürlich Zeit 
kosten würden, die wir allerdings nicht mehr hatten. Uns stand damals ja 
bereits der fertige Grundriss eines Grenzvertrages zur Verfügung, über den 
zwar in formaler Hinsicht keine Übereinstimmung herrschte, der aber in den 
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Verhandlungen Polens mit beiden deutschen Staaten im Mai 1990 bereits 
gründlich diskutiert worden war. Den modifizierten Vorschlag „Nicht ein, 
sondern zwei Verträge mit Deutschland“ legte ich damals Außenminister 
Skubiszewski vor, der diese Idee grundsätzlich akzeptierte, aber wir soll-
ten zunächst noch diplomatische Sondierungsgespräche durchführen. Dabei 
vereinbarten wir weitere diplomatische Sondierungsgespräche: Anlässlich 
des Arbeitstreffens der stellvertretenden Außenminister der Zwei-plus-Vier-
-Staaten am 4. Juli 1990 in Berlin sollte ich zwar nochmals unsere bisherige 
Formel „ein Generalvertrag Polens mit Deutschland“ präsentieren. Aber 
zugleich sollte ich mit Hilfe der „Kuckucksei-Methode“9 lediglich „privat“ 
(abseits der offiziellen Gespräche) den Gedanken einer Zweiteilung des 
Generalvertrages durch die Aussonderung der substanziellen Grenzfrage aus 
der verhandelten Gesamtproblematik nahelegen. Zunächst sollte also drin-
gend ein deutsch-polnischer Grenzbestätigungsvertrag geschlossen werden. 
Daraufhin sollten die bilateralen Verhandlungen über den Generalvertrag 
(später „Nachbarschaftsvertrag“ genannt) fortgesetzt werden. Genau so ging 
ich in Berlin dann auch vor. Der Gedanke der Zweiteilung des Generalver-
trages wurde in den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen unter Teilnahme Polens 
als eine für alle Seiten günstige Vorgehensweise angesehen: Für uns deshalb, 
weil dieser modus vivendi zur raschen Bestätigung der Oder-Neiße-Grenze 
in einem völkerrechtlichen Vertrag mit Deutschland führte. Für beide 
deutsche Staaten und die Vier Mächte deshalb, weil so der Abschluss 
der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen stark beschleunigt werden konnte und 
damit auch die Perspektive der Wiedervereinigung Deutschlands weitaus 
aktueller wurde.

Unsere inoffizielle Initiative „nicht ein, sondern zwei Verträge“ wurde 
also zunächst auf dem Berliner Arbeitstreffen der Zwei-plus-Vier-Staaten 
diskret vermittelt und nach ihrer Genehmigung durch Ministerpräsident 
Mazowiecki auch auf der Pariser Zwei-plus-Vier-Konferenz im Juli  1990 
von der polnischen Regierung offiziell verlautbart.

 9 Eine eingehende Erläuterung dieser interessanten diplomatiegeschichtlichen Episode bie-
tet mein Beitrag im bereits vorab genannten Sammelband „Historischer Umbruch und 
Herausforderung“, S. 116–122 (siehe Literaturhinweise unten). Die „Kuckucksei-Methode“ 
beruht darauf, anderen Partnern eine eigene Idee unterzuschieben (so wie der Kuckuck 
seine Eier in fremde Nester legt) – und zwar so, dass die Partner die Idee für ihre eigene 
Idee halten. In Handbüchern über Diplomatie wird diese Methode als wirksame Methode 
der Unterbreitung eines Vorschlages ohne formellen Antrag beschrieben.
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5. Phase 4: Pariser Zwei-plus-Vier-Konferenz mit Beteiligung Polens 
(17. Juli 1990)10 und Phase 5 – 
Unmittelbare deutsch-polnische Verhandlungen 
nach der Wiedervereinigung Deutschlands 
(30.–31. Oktober 1990)

Die Endphase der Entstehungsgeschichte des Grenzbestätigungsvertrages 
vom 14. November 1990 hatte nur noch formalen Charakter, da in dieser 
Phase bereits früher getroffene Vereinbarungen und Entscheidungen lediglich 
umgesetzt wurden. Zur schnellen Realisierung von Art. 1 des Zwei-plus - Vier-
Vertrages („Das vereinte Deutschland und die Republik Polen bestätigen die 
zwischen ihnen bestehende Grenze in einem völkerrechtlich verbindlichen 
Vertrag“) bereiteten wir im Eiltempo noch im Oktober 1990 den polnischen 
Entwurf eines Vertrages vor, der schnell Gegenstand unmittelbarer Ver-
handlungen der offiziellen Delegationen Polens und der BRD in Warschau 
wurde (30.–31. Oktober 1990).

Ich kann mich noch genau an diese Verhandlungen erinnern, da sie in 
einem völlig anderen politischen Klima verliefen als alle bisherigen Verhand-
lungsrunden. Bereits zu Beginn schlug ich Botschafter Dieter Kastrup eine 
„neue Verhandlungsphilosophie“ vor, die der damals von uns propagierten 
„Schicksals- und Interessengemeinschaft Deutschlands und Polens in einem 
sich vereinenden Europa“ entsprach: Weg von einer auf Konfrontation ange-
legten Diplomatie und hin zu einer Diplomatie der Kooperation. Und so 
kam es auch – beide Delegationen arbeiteten derart einhellig zusammen, 
dass der Inhalt des Grenzbestätigungsvertrages eigentlich schon am ersten 
Verhandlungstag feststand. Wir haben damals sogar schon mit den Verhand-
lungen über den Nachbarschaftsvertrag beginnen können, der am 17. Juni 
1991 unterzeichnet wurde.

Dieser überaus günstige Verhandlungsverlauf war vor allem deshalb mög-
lich gewesen, weil die politischen Richtungsentscheidungen inzwischen auf 
der Zwei-plus-Vier-Konferenz mit Beteiligung und Zustimmung Polens gefällt 
und der Inhalt des Grenzbestätigungsvertrages (Artikel 1–3) durch die Drei-
erverhandlungen zwischen Polen, BRD und DDR im Mai 1990 sowie in der 
Resolution beider deutschen Parlamente vom 21. Juni 1990 bereits festgelegt 
worden waren. Anschließend vereinbarten Ministerpräsident Mazowiecki 
und Bundeskanzler Kohl bei ihrer Begegnung am 8. November 1990 in 

10 Diese Thematik wird im vorliegenden Sammelband in Kap. 4 von J. Barcz näher erörtert.



Jerzy Sułek, Die diplomatische Entstehungsgeschichte… 47

Słubice, dass beide deutsch-polnischen Verträge ungeachtet ihrer getrennten 
Verhandlung und Unterzeichnung gemeinsam ratifiziert werden sollten, was 
am 16. Januar 1992 auch geschah.

6. Resümee

1) Die Verhandlungen mit Deutschland in den Jahren 1989–1991 wurden 
für den polnischen Staat und seine Diplomatie zur schwierigsten politi-
schen Prüfung dieser Umbruchszeit. Die VR Polen hatte diese Prüfung 
aufgrund ihrer eigenen ideologischen Beschränkungen und der seinerzeit 
herrschenden spezifischen Lagesicher nicht bestehen können. Diese Prü-
fung fiel in die Endphase der VR Polen und des gesamten Ostblocks. 
Darüber hinaus fehlte dem Verhandlungspartner der VR Polen – der 
„alten“ BRD – der politische Wille, eine Vereinbarung mit dem kommu-
nistischen Regime unter General Jaruzelski zu schließen. Daher spielte 
Bonn damals vor allem auf Zeit und stellte sich auf eine längere Suche 
nach Übereinstimmung mit der neuen „Solidarność“-Regierung ein.

2) Aber auch für das „Solidarność“-Lager bedeuteten die Verhandlungen mit 
Deutschland von Beginn an – unmittelbar nach der demokratischen Wende 
im Juni 1989 – ein „Spiel um den höchsten Einsatz“. Denn wir mussten 
die Verhandlungen unter äußerst schwierigen Rahmenbedingungen führen: 
Polen befand sich damals in einer tiefen wirtschaftlichen und politisch-
gesellschaftlichen Krise. Und die Verhandlungen Polens mit Deutschland 
fielen in eine Zeit, in der sich die Ost-West-Beziehungen (auch in unmit-
telbarer Nachbarschaft Polens) radikal zu verändern  begannen.

3) Anfangs bestand das Hauptziel Polens und der BRD keineswegs darin, 
einen weiteren Grenzvertrag auszuhandeln. Man strebte vielmehr zunächst 
eine offizielle politische Erklärung an, die den allgemeinen Rahmen der 
gegenseitigen Beziehungen festlegen sollte. Damals behielten das Gör-
litzer Abkommen von 1950 und der Warschauer Vertrag von 1970 wei-
ter ihre Gültigkeit. Neue Grenzregelungen waren somit unnötig. In der 
Anfangsphase des deutsch-polnischen Verhandlungsprozesses spielten 
andere Fragen eine Schlüsselrolle.

4) Dennoch schufen vier historische Ereignisse eine völlig neue Situation:
• Zunächst führte die demokratische Wende in Polen Mitte 1989 zu einem 

grundlegenden Wandel: Auf polnischer Seite war fortan nicht mehr 
die kommunistische VR Polen, sondern die regierende „Solidarność“ 
der Verhandlungspartner der BRD.
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• Anschließend brachten der Berliner Mauerfall vom 9. November 
1989 und die sich damit eröffnende Perspektive einer beschleunigten 
Wiedervereinigung Deutschlands auch auf deutscher Seite eine radikale 
Veränderung mit sich: Verhandlungspartner der „Solidarność“ wurde 
(neben der „alten“ BRD) die neue, sich demokratisierende DDR, die 
in hohem Maße unser politischer Bündnispartner wurde.

• Die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen ließen hingegen die Vier Mächte im 
Jahre 1990 zu neuen, sehr wichtigen Partnern werden, die eine mitentschei-
dende Stimme im Prozess der deutsch-polnischen Verhandlungen hatten.

• Nach dem 3. Oktober 1990 wurde das wiedervereinigte Deutschland 
zum einzigen unmittelbaren Verhandlungspartner Polen.

5) Angesichts der sich 1990 abzeichnenden Wiederherstellung der deut-
schen Einheit veränderte sich aus der Sicht Warschaus auch das poli-
tische Hauptziel der deutsch-polnischen Verhandlungen: Man benötigte 
dringend einen Generalvertrag, der die Grundlagen der bilateralen Bezie-
hungen (und dabei die Oder-Neiße-Grenze als endgültige und unverletz-
liche Grenze Polens zum wiedervereinigten Deutschland) regeln sollte. 
Diese Aufgabe wurde aufgrund des damals vertretenen Standpunkts der 
Bundesregierung und der persönlichen Haltung Helmut Kohls rasch zur 
polnischen Staatsräson, da man diese Haltung in Polen als erhebliche 
Bedrohung wesentlicher staatlicher und nationaler Interessen betrachtete. 
In dieser Phase des bilateralen Verhandlungsprozesses kam es vorüberge-
hend zu gravierenden Streitigkeiten und Kontroversen in den offiziellen 
Beziehungen Polens und der BRD. Die Gegensätze konnten erst mit 
Hilfe der Vier Mächte (teilweise auch dank der DDR) vor allem in den 
Zwei-plus-Vier-Verhandlungen überwunden werden.

6) Eine bedeutende Rolle im Verhandlungsprozess spielte die von der pol-
nischen Diplomatie im Juli 1990 im Rahmen der Zwei-plus-Vier-Verhand-
lungen initiierte pragmatische Modifizierung des Hauptziels der Verhand-
lungen mit Deutschland: Anstatt eines Generalvertrages schlug man der 
deutschen Seite nun zwei getrennte bilaterale Verträge vor, wobei der 
Vertrag über die Bestätigung der Oder-Neiße-Grenze zwischen Polen 
und dem wiedervereinigten Deutschland eindeutig Priorität besaß. Erst 
in einem zweiten Schritt sollte später ein Nachbarschaftsvertrag folgen. 
Beide Verträge wurden daher separat ausgehandelt und unterzeichnet 
(14. November 1990 und 17. Juni 1991), traten aber in einem gemeinsa-
men Ratifikationsverfahren zeitgleich am 16. Januar 1992 in Kraft.

7) Den wichtigsten Sachbeitrag zum erfolgreichen Abschluss des deutsch-
polnischen Verhandlungsprozesses leisteten einerseits die Dreierverhand-
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lungen zwischen Polen, BRD und DDR im Mai 1990. Als mindestens 
ebenso wichtig erwiesen sich jedoch die im Rahmen der Zwei-plus-Vier- 
Verhandlungen (vor allem auf der Pariser Konferenz vom 17. Juli 1990) 
getroffenen politischen Richtungsentscheidungen und die dabei verein-
barten Beschlüsse zu einem deutsch-polnischen Grenzbestätigungsvertrag. 
Nichtsdestotrotz bin ich 30 Jahre später rückblickend der Ansicht, dass die 
damalige politische Haltung Warschaus entscheidende Bedeutung für die 
Verwirklichung der Interessen Polens hatte. Dabei meine ich nicht nur das 
historische Werk der Verständigung und Versöhnung mit Deutschland, das 
die Regierung Mazowiecki/Skubiszewski unmittelbar nach der demokrati-
schen Wende bereits im Frühsommer 1989 initiierte. Ich denke vielmehr 
an die überaus mutige, Ende 1989 getroffene Entscheidung, angesichts 
der sich abzeichnenden Wiedervereinigung Deutschlands um jeden Preis 
eine endgültige und unumkehrbare Bestätigung der Oder-Neiße-Grenze in 
einem völkerrechtlichen Vertrag mit dem wiedervereinigten Deutschland 
zu erreichen. Sämtliche Folgen dieser Entscheidung waren damals nicht 
absehbar. Das Risiko eines Fiaskos war real. Ein polnischer Deutsch-
land-Experte beschrieb die damalige Konstellation wie folgt: „Es lässt 
sich kaum bestreiten, dass der Prozess der Regelung der Grenzfrage mit 
Sicherheit anders verlaufen wäre, wenn es nicht die diplomatische Initia-
tive Warschaus gegeben hätte, die die Bundesregierung zur Änderung 
ihres Standpunkts zwang. Wenn Polen keinen bilateralen Vertrag über die 
Grenze gefordert hätte, hätten sich die Vier Mächte in den Zwei-plus- 
Vier-Verhandlungen vermutlich mit einem Beschluss […] darüber zufrie-
dengegeben, dass die Grenzen des wiedervereinigten Deutschland durch 
die Außengrenzen von BRD und DDR gebildet werden, und hätten sich 
mit Vereinbarungen […] über den Verzicht auf Gebietsansprüche und 
über die Anwendung deutschen Rechts zufriedengegeben […]. In einer 
Situation, in der der Warschauer Vertrag von 1970 seine Gültigkeit verlor, 
hätte sich das wiedervereinigte Deutschland in einer privilegierten Ver-
handlungsposition gegenüber Polen befunden. Kurz gesagt: Die für uns 
günstige Evaluierung der Haltung Bonns (d. h. der Regierung Kohl) in 
der Grenzfrage erfolgte unter dem Einfluss der diplomatischen Offensive 
Polens.“11 Hinzu kam, dass die regierende „Solidarność“ (im Gegensatz 
zur VR Polen) eine Konfrontation mit der Bundesregierung zunächst 
vermeiden wollte. Die BRD (und Helmut Kohl in Person) wurde damals 

11 Zit. K. Malinowski, Polityka RFN wobec Polski w latach 1982–1991 [Die Polenpolitik der 
BRD in den Jahren 1982–1991], Poznań 1997, S. 294.
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als politischer Bündnispartner auf dem Weg der postkommunistischen 
Transformation Polens – und vor allem als wichtigster Geldgeber bei der 
vorgesehenen Wirtschafts- und Finanzhilfe! – betrachtet. Bundeskanzler 
Kohl sollte daher auf deutscher Seite der Hauptpartner Polens im damals 
eingeleiteten deutsch-polnischen Versöhnungsprozess werden. Vor diesem 
Hintergrund musste man schon erheblichen politischen Mut aufbringen, 
um in einem Klima der wachsenden Konfrontation der beiderseitigen 
Interessen und Standpunkte im Frühjahr und Sommer 1990 der Bundes-
regierung entschieden „Nein!“ zu sagen. Ministerpräsident Mazowiecki 
und Außenminister Skubiszewski zeigten dabei eine Haltung, die ich als 
„positives, rationales Durchsetzungsvermögen“ bezeichnen würde – weit 
entfernt von blindwütiger Verbissenheit und antideutschen Ressentiments, 
aber zugleich  verantwortungsbewusst und versöhnungswillig in allen Sta-
dien der Konfrontation mit der politischen Linie der BRD und ihren 
Maßnahmen. Und was das Wichtigste ist: Dem Tandem Mazowiecki-Sku-
biszewski gelang es, den „Streit mit Kohl“ so zu führen, dass dabei nicht 
„sämtliche Brücken abgebrochen“, d. h. alle Möglichkeiten der politischen 
Verständigung und Zusammenarbeit der regierenden „Solidarność“ mit 
dem wiedervereinigten Deutschland auch unter einer zukünftigen Regie-
rung Kohl bewahrt wurden. Diese Vorgehensweise war auch deshalb von 
Erfolg gekrönt, weil sich die Führungseliten der Dritten Republik Polen 
damals der politischen Konzeption des Westens angeschlossen hatten, 
die in den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen verwirklicht wurde – nämlich 
nach Verständigung und Zusammenarbeit mit Deutschland zu streben, 
aber nicht „auf dessen Kosten, sondern gemeinsam mit ihm“. Also unter 
aktiver Teilnahme und Einwilligung Deutschlands im gemeinsamen Inter-
esse zu handeln, um eine Win-Win-Situation zu schaffen, bei der es 
weder Sieger noch Besiegte gab und die im Endeffekt für alle Seiten von 
Nutzen war.

8) Nicht ohne Bedeutung für den Prozess der deutsch-polnischen Verhand-
lungen war ferner die sachliche Zusammenarbeit von Ministerpräsident 
Mazowiecki und Außenminister Skubiszewski mit Staatspräsident Jaruzel-
ski. Denn diese Zusammenarbeit verlief ohne persönliche Rivalitäten 
und trug keine Merkmale politischer Abhängigkeit. Charakteristisch 
waren vielmehr beiderseitige Loyalität, sowie Effektivität und Diskre-
tion (General Jaruzelski verkörperte ja das im Dezember 1981 in Polen 
verhängte Kriegsrecht). Alle drei Politiker verband die gemeinsame Sorge 
um die polnische Staatsraison, die damals folgendermaßen verstanden 
war: das neue, souveräne Polen muss unbedingt eine endgültige Bestä-
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tigung der Oder-Neiße-Grenze durch das vereinigte Deutschland und 
die Vier Mächte bei der Vollendung der deutschen Einheit in einem 
völkerrechtlichen Vertrag erlangen. Die Kooperation wurde dennoch von 
erheblichen sachlichen Differenzen zwischen Jaruzelski (vor allem sei-
nes politischen Umfelds in der Präsidialkanzlei) und Mazowiecki bzw. 
Skubiszewski begleitet, z. B. in Bezug auf den Versöhnungsprozess mit 
Deutschland, die Bewertung des Polen-Besuchs von Bundeskanzler Kohl 
und den Inhalt der „Gemeinsamen Erklärung“ vom 14. November 1989 
oder hinsichtlich der Bestimmungen des Grenzbestätigungsvertrages 
vom 14. November 1990.

9) Dagegen fällt mir eine eindeutige Bewertung der damaligen Haltung 
von Bundeskanzler Kohl gegenüber Polen schwer. Einerseits muss man 
sicherlich seine bahnbrechenden politischen Verlautbarungen über den 
Willen Deutschlands zur Versöhnung mit Polen „nach dem Muster der 
Versöhnung Deutschlands mit Frankreich und Israel“ sowie die von der 
BRD (sowohl in moralisch-politischer als auch wirtschaftlich-finanzieller 
Hinsicht) geleistete Unterstützung der postkommunistischen Transfor-
mation in Polen würdigen. Diesen Erklärungen folgten auch konkrete 
Maßnahmen, dank derer Kohl in der polnischen Gesellschaft zu Recht 
spürbare Anerkennung gewann. Das wiedervereinigte Deutschland unter 
Bundeskanzler Kohl leistete auch in den späteren Jahren einen bedeu-
tenden Beitrag zur Gewinnung westeuropäischer politischer Eliten und 
Bürger für den Beitritt Polens zur EU (teilweise auch zur NATO). 
Für seinen Einsatz wurde Helmut Kohl von Staatspräsident Aleksan-
der Kwaśniewski zu Recht der ranghöchste Orden der Republik Polen 
verliehen (Weißer-Adler-Orden). Andererseits enttäuschte Kohl vor 30 
Jahren die in ihn gesetzten Hoffnungen und das Vertrauen vieler Polen 
in seine Person – und damit auch in Deutschland – in hohem Maße, und 
zwar insbesondere in der demokratischen Opposition und den damali-
gen Regierungskreisen. Diese Enttäuschung gründete weniger in Kohls 
kategorischem Widerstand gegen die Teilnahme Polens an den Zwei-plus-
Vier-Verhandlungen als vielmehr in seiner Haltung zur Grenzfrage, was 
in Polen auf großes Unverständnis stieß. Denn diese Haltung weckte in 
der Bevölkerung neues Misstrauen bzw. verstärkte bereits vorhandenes 
Misstrauen gegenüber den Deutschen und wurde als Versuch betrach-
tet, die deutschen Interessen in Hinblick auf die Wiedervereinigung auf 
Kosten elementarer Interessen Polens durchzusetzen! Kohls Hauptargu-
mente – die Berufung auf sog. deutsche Rechtspositionen oder geltend 
gemachte innenpolitische Motive (Furcht vor Popularitätsverlust in Wäh-
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lerkreisen, die aus ehemaligen deutschen Ostgebieten stammten) sah man 
in Polen im Kontext der NS-Vergangenheit Deutschlands als fehlendes 
Verständnis für die Erwartungen der polnischen Gesellschaft an. Für 
absolut extrem und ungerecht halte ich jedoch die Ansicht, dass der 
deutsche Bundeskanzler nach 1989 insgeheim die Absicht gehegt habe, 
eine Änderung des Verlaufs der Oder-Neiße-Grenze durchzuführen.12 
Dennoch bleibt unbestreitbar, dass Kohl von den Vier Mächten (vor allem 
von US-Präsident George Bush) in beiden Verträgen – im Zwei-plus-Vier-
Vertrag vom 12. September 1990 und im deutsch-polnischen Grenzbe-
stätigungsvertrag vom 14. November 1990 – zur endgültigen Bestätigung 
dieser Grenze gezwungen wurde. Bundeskanzler Kohl ließ die moralische 
Chance ungenutzt, im historischen Augenblick der Wiedervereinigung 
Deutschlands 1990 in den Grenzen von BRD und DDR den Verlust der 
ehemaligen deutschen Ostgebiete als historische Gerechtigkeit für den 
Angriff des Nazi-Deutschlands auf Polen am 1. September 1939 und für 
das dem polnischen Volk unter der NS-Besatzungsherrschaft zugefügte 
enorme Leid und Unrecht sowie die verübten massenhaften Verbrechen 
anzuerkennen. Ganz im Gegenteil: Kohl bezeichnete die Bestätigung der 
Oder-Neiße-Grenze als politische Notwendigkeit und territorialen Preis 
der Herstellung der deutschen Einheit. Vor diesem Hintergrund war es 
geradezu von symbolischer Bedeutung, dass der deutsche Bundeskanz-
ler die Unterzeichnung des Grenzbestätigungsvertrages vom 14. Novem-
ber 1990 nicht selbst vornahm, sondern dazu Außenminister Genscher 
nach Warschau entsandte. Kohl wollte als „Vater der Wiedervereinigung 
Deutschlands“ in die Geschichte eingehen und nicht als „Kanzler des 
Verzichts auf den deutschen Osten“. Der Begriff „Verzichtskanzler“ hat 
in Deutschland bis heute pejorative Bedeutung und negative historische 
Konnotationen. Dennoch ratifizierte das Parlament des wiedervereinigten 
Deutschland dank der starken Position des Bundeskanzlers und seiner 
politischen Entschlossenheit und taktischen Geschicktheit sowohl den 
Grenzbestätigungs- als auch den Nachbarschaftsvertrag mit großer Stim-
menmehrheit.

12 Hier stimme ich eher der anlässlich des 20. Jahrestages des Nachbarschaftsvertrages geäußer-
ten Auffassung von Tadeusz Mazowiecki zu: „Es ist sehr schwierig, Vertrauen oder Misstrauen 
zu messen. […] Denn es war nicht so, dass ich den Bundeskanzler verdächtigt hätte, die 
Grenze (zu Polen) nicht anerkennen zu wollen“ (zit. nach: Dwadzieścia lat później. Rozmowy 
o polsko-niemieckim Traktacie o dobrym sąsiedztwie i przyjaznej współpracy [Zwanzig Jahre 
danach. Gespräche über den deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrag], red. T. Jaskułowski 
/ K. Gil, Wrocław 2011, S. 19).
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10) Der Grenzbestätigungsvertrag vom 14. November 1990 steht in Zusam-
menhang mit der großen historischen Aufgabe, die von der regierenden 
„Solidarność“ initiiert wurde: die Versöhnung von Deutschen und Polen 
nach dem Zweiten Weltkrieg. Dies wäre völlig unmöglich gewesen, wenn 
es vor 30 Jahren nicht zur Unterzeichnung dieses Vertrages gekommen 
wäre. Denn erst die dadurch gewährleistete Bestätigung der gegenwärti-
gen Grenze und der Verzicht auf sämtliche Gebietsansprüche Deutsch-
lands gegenüber Polen gaben und geben uns bis heute ein Gefühl der 
Sicherheit, das damals die Ausgangsbedingung für alle Bemühungen 
war, das Vertrauen der Polen für eine Versöhnung mit den Deutschen 
zu gewinnen. Der Grenzbestätigungsvertrag vom 14. November 1990 
ebnete (gemeinsam mit dem Nachbarschaftsvertrag vom 17. Juni 1991) 
den Weg für einen historischen Neuaufbruch – von der Konfrontation 
zur Kooperation in den deutsch-polnischen Beziehungen.

11) Der Prozess der deutsch-polnischen Verhandlungen vor 30 Jahren verlief 
für uns unter sehr ungünstigen Rahmenbedingungen. Denn es herrschte 
damals ein enormes Ungleichgewicht in Hinblick auf das zivilisatori-
sche, wirtschaftliche und gesellschaftliche Potential beider Länder und 
der ihnen zur Verfügung stehenden Ressourcen.13 Die VR Polen und 
dann die Dritte Republik Polen befanden sich in den Jahren 1989–1991 
noch in einer tiefen politisch-gesellschaftlichen und ökonomischen Krise. 
Im polnischen Staat setzte ein schwieriger Transformationsprozess ein, 
so dass man auf externe finanzielle und wirtschaftliche Unterstützung – 
insbesondere seitens der BRD – angewiesen war. Die Spezifik der dama-
ligen Lage beruhte darauf, dass wir mit einem Partner verhandelten, der 
weitaus stärker war als wir und von dessen Hilfe die weitere Entwicklung 
unseres Landes nach der demokratischen Wende von 1989 in hohem 
Maße abhing. Aber die regierende „Solidarność“ verfügte vor 30 Jahren 
über einen hervorragenden moralisch-politischen Trumpf: Sie wurde in 
Deutschland und der gesamten westlichen Staatenwelt als Wiege der 
antikommunistischen Opposition und musterhaftes Vorbild der demokra-
tischen Veränderungen Ostmitteleuropas betrachtet. Daher herrschte eine 
sehr günstige Ausgangslage für die Verwirklichung der polnischen Postu-
late, auch bezüglich der Bestätigung der Oder-Neiße-Grenze als endgül-
tige und unverletzliche Grenze zwischen Polen und Deutschland. Dieser 
moralisch  -politische Aspekt hatte damals entscheidende Bedeutung und 

13 So war z. B. das Wirtschaftspotential der BRD unmittelbar nach der Wiedervereinigung im 
Oktober 1990 um ein Zehnfaches höher als in Polen. Heute beträgt dieses Ungleichgewicht 
nur noch 4 zu 1.
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spielte eine überaus wichtige Rolle. Der regierenden „Solidarność“ gelang 
es, diesen Faktor im schwierigen diplomatischen Ringen mit der deutschen 
Seite erfolgreich auszunutzen. Ähnlich bedeutsam war die Wiedervereini-
gung Deutschlands in ihrer Funktion als eigentümlicher „Stoßdämpfer“ 
der höchst unterschiedlichen Potentiale Polens und der BRD. Durch die 
Herstellung der deutschen Einheit (mit dem „Mehrwert“ DDR) konnte 
das ohnehin große Potential der „alten“ BRD zwar erheblich anwachsen. 
Andererseits wies die Wiedervereinigung Deutschlands einen gewissen 
„Geburtsfehler“ auf. Denn die Perspektive einer weiteren Erhöhung 
des Potentials der BRD infolge des staatlichen Beitritts der DDR rief 
in politischen Kreisen und den Gesellschaften der westlichen Staaten-
welt starken Widerstand hervor. Dahinter standen ungute Erinnerun-
gen an die Vergangenheit wie etwa die imperialen Traditionen Preußens 
und des Dritten Reiches. Aber auch die Rivalität zwischen Frankreich, 
Großbritannien und der BRD um die politische Führungsposition in 
Europa sowie Befürchtungen hinsichtlich der enormen wirtschaftlichen 
Konkurrenz des wiedervereinigten Deutschland in der EU machten sich 
bemerkbar. Vor diesem Hintergrund zwang der Westen die BRD unter 
dem bequemen Vorwand, die deutschen Ambitionen beschneiden und 
das Potential Deutschlands bei seiner Wiedervereinigung reduzieren zu 
müssen, zur Bestätigung der Oder-Neiße-Grenze in einem völkerrecht -
lichen Vertrag mit der Republik Polen. Dadurch eröffneten sich der 
polnischen Diplomatie gewisse Handlungsspielräume, die im Rahmen 
der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen und in den bilateralen Beziehungen 
Polens zu den USA, Frankreich und Großbritannien auch genutzt wurden.

12) Der Wert eines völkerrechtlichen Vertrages hängt von vielen Elementen 
ab. Aber von entscheidender Bedeutung ist in der Regel, ob der Ver-
trag realisiert wird. In Hinblick auf den Grenzbestätigungsvertrag vom 
14. November 1990 haben wir es mit einer Situation zu tun, die in den 
internationalen Beziehungen eher selten ist. Denn in den letzten 30 Jahren 
wurde der Vertrag akribisch eingehalten. Sowohl Bundesregierung und 
Parlament als auch die führenden politischen Parteien Deutschlands haben 
sich bis heute voll an die vertraglichen Verpflichtungen gehalten. Diese 
politische Situation unterscheidet sich z. B. diametral von den deutsch-pol-
nischen Beziehungen nach dem Ersten Weltkrieg bzw. nach dem Zweiten 
Weltkrieg (bis 1990). Dabei sei daran erinnert, dass der Grenzbestätigungs-
vertrag vom 14. November 1990 keine Kündigungsklausel enthält, also 
auf unbegrenzte Zeit („für immer“) geschlossen wurde. In diesem Sinne 
„dauert seine Realisierung weiter an und wird weiter andauern“. Polen 
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muss aber auch in Zukunft stets darauf achten, ob der Grenzbestätigungs-
vertrag von deutscher Seite tatsächlich voll eingehalten wird.

13) Der deutsch-polnische Grenzbestätigungsvertrag vom 14. November 1990 
besitzt einen sehr hohen Stellenwert in den Errungenschaften der polni-
schen Diplomatie. Dieser Vertrag war der erste völkerrechtliche Vertrag 
Polens nach der demokratischen Wende von 1989 und der erste Vertrag 
der Dritten Republik Polen mit dem wiedervereinigten Deutschland. Der 
Grenzbestätigungsvertrag bildete den Auftakt in dem bis heute andauern-
den Prozess bilateraler Vertragsschlüsse und internationaler bzw. inter-
ministerieller Vereinbarungen. Beide Länder haben seitdem eine ganze 
Reihe von gemeinsamen Institutionen ins Leben gerufen, z. B. Eurore-
gionen, Stiftungen, Kommissionen usw. Auf diese Weise entstand eine 
europaweit einzigartige bilaterale Infrastruktur der Kooperation in allen 
vier Bereichen internationaler Staatenbeziehungen: Politik und Sicherheit, 
Wirtschaft, Finanzen und Handel sowie Kultur und Wissenschaft. Ähn-
liches gilt für die inzwischen erreichte Dimension gesellschaftlicher und 
individueller Kontakte zwischen beiden Ländern. Eben aufgrund seines 
„Pioniercharakters“ gehört der Grenzbestätigungsvertrag seit 30 Jahren 
zu den unverzichtbaren Grundsteinen des freien, demokratischen Polen.
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Anmerkungen zu den sog. Rechtspositionen 
der Bundesrepublik Deutschland

im Kontext des deutsch-polnischen 
Grenzbestätigungsvertrages vom 14. November 1990

1. Vorbemerkungen

Am 23. Mai 1939 erklärte Adolf Hitler vor den Oberbefehlshabern der 
Wehrmacht, dass es nicht um Danzig gehe, sondern um die „Erweiterung 
des Lebensraumes im Osten“. Zu diesem Zweck müsse man Polen angrei-
fen, wobei „Recht oder Unrecht oder Verträge keine Rolle spielen“.1 Der 
Zweite Weltkrieg begann am 1. September 1939 mit dem Überfall des Dritten 
Reiches auf Polen.2 Das NS-Regime nahm dort in enger Kooperation mit 
der Sowjetunion (sowjetische Invasion in Ostpolen am 17. September 1939) 
gewaltsame Grenzverschiebungen und Annexionen des polnischen Staats-
gebiets vor, in deren Folge es zu massenhaften Zwangsaussiedlungen der 
(u. a. auch deutschen) Zivilbevölkerung kam.

Die Welt wurde im September 1939 in Brand gesetzt und das Feuer brei-
tete sich in der Folgezeit schrittweise und unerbittlich weiter aus. Geleitet von 

1 Zit. nach: Bericht über eine Besprechung (Schmundt-Mitschrift), 23. Mai 1939 – http://www.
ns-archiv.de/krieg/1939/schmundt/23-05-1939-schmundt.php

2 „Polen hat heute Nacht zum ersten Mal auf unserem eigenen Territorium auch mit bereits 
regulären Soldaten geschossen. Seit 5.45 Uhr wird jetzt zurückgeschossen!“ – Adolf Hitler. 
Rede vor dem Reichstag am 1. September 1939; vgl. auch J. Trenkner, Wieluń, 1. September 
1939: Mit der Zerstörung des polnischen Städtchens durch die deutsche Luftwaffe begann der 
totale Bombenterror des Zweiten Weltkriegs, in: „Die Zeit“, Nr. 7 (2003).
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imperialistischen und rassistischen Zielen begann das nationalsozialistische 
Deutschland einen mit bestialischen Methoden geführten Krieg, der den 
Auftakt zum Ende einer historischen Epoche und der kulturellen Formie-
rung Mitteleuropas bildete. Durch den radikalen Bruch mit fundamentalen 
Normen von Recht und Moral strebte das Dritte Reich die Zerstörung der 
Grundlagen der westlichen Zivilisation an.3

Vor diesem Hintergrund rief Joseph Goebbels öffentlich zum „totalen 
Krieg“ auf, wobei er darauf hinwies, dass eine Niederlage Deutschlands zu 
dessen Vernichtung führen könne.4 Dieser Krieg hatte auch für den deut-
schen Staat und seine Bevölkerung tragische und irreversible Folgen. Jedes 
kriminelle Handeln kann unvorhergesehene und unerwünschte Konsequen-
zen haben – sowohl für die Opfer als auch die Täter.

2. Deutschland nach der Niederlage von 1945

Nach der Niederlage des Deutschen Reiches entstand eine außergewöhn-
liche Situation, die mehrere Hauptursachen hatte:

Erstens: Die Siegermächte (USA, UdSSR, Großbritannien und Frank-
reich) übernahmen in Deutschland die Hoheitsgewalt (supreme authority) 
und behielten sich dabei das Recht vor, über die weiteren Geschickte des 
Landes, darunter auch die Grenzfrage, in Zukunft selbständig zu bestimmen 
(Berliner Vier-Mächte-Erklärung vom 5. Juni 1945).5 Die Berliner Erklärung 
erfolgte nicht nur vor dem Hintergrund der bedingungslosen Kapitulation 
der Wehrmacht und der fehlenden Zentralgewalt des Deutschen Reiches bei 
Kriegsende, sondern auch in der Überzeugung, dass die politischen Kräfte 
in Deutschland nicht in der Lage waren, die alliierten Pläne in Hinblick auf 
Nachkriegsdeutschland zu verwirklichen.

Zweitens: Die völkerrechtliche Verantwortlichkeit Deutschlands begrenzte 
sich nicht nur auf Hitlers Angriffskrieg, sondern erstreckte sich auch auf 
die ungeheuren, in bislang nie gekanntem Umfang und Ausmaß verübten 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Das besondere 
Kennzeichen der Vorgehensweise des NS-Regimes bestand in der massen-

3 Vgl. zur verbrecherischen Politik Hitlers und Stalins T. Snyder, Bloodlands. Europa zwischen 
Hitler und Stalin, München 4. Aufl. 2021; G. Aly, Hitlers Volksstaat. Raub, Rassenkrieg und 
nationaler Sozialismus, Frankfurt am Main 2015 (3. Aufl.).

4 Vgl. Joseph Goebbels’ Rede vom 18. Februar 1943 im Berliner Sportpalast.
5 Vgl. Declaration Regarding the Defeat of Germany and the Assumption of Supreme Authority 

by Allied Powers, June 5, 1945.
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haften, planmäßen Vernichtung der Zivilbevölkerung. Die völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit Deutschlands für den Krieg und die Übernahme der 
Hoheitsgewalt durch die Siegermächte resultierten in erster Linie nicht aus 
einem Vertrag, sondern aus der Berliner Vier-Mächte-Erklärung, die keinen 
vertraglichen Charakter besaß.6 Alle späteren Verträge, Erklärungen und 
Beschlüsse bildeten Instrumente zur konkreten Umsetzung dieser Verant-
wortlichkeit.

Drittens: Die Potsdamer Konferenz wurde (ohne deutsche und polni-
sche Beteiligung) angesichts der als notwendig erachteten, grundsätzlichen 
Entscheidungen über die Verantwortlichkeit Deutschlands im Eilverfahren 
einberufen. Die Siegermächte waren sich bewusst, dass diese Entscheidun-
gen zunächst nicht Gegenstand von Verhandlungen mit Deutschland sein 
würden. Dennoch sah man für die nahe Zukunft eine sog. Friedensregelung 
(peace settlement) vor. Mit der Übernahme der Hoheitsgewalt legten die 
Alliierten zugleich ihre „Rechte und Verantwortlichkeiten für Deutschland 
als Ganzes“ fest.

Das Hauptziel der Siegermächte bestand nicht nur darin, das Dritte Reich 
zu besiegen, sondern auch neue Grundlagen für einen dauerhaften Frieden 
in Europa zu schaffen. Unter Berücksichtigung allgemeiner Sicherheitsin-
teressen ebneten die Alliierten daher einigen neuen Lösungen den Weg. So 
leiteten z. B. die in der Bundesrepublik oftmals von rechtlicher Seite kriti-
sierten Nürnberger Kriegsverbrecherprozesse (Siegerjustiz) einen wesentli-
chen Evolutionsprozess im Völkerstrafrecht ein. Die gegen Deutschland nach 
Kriegsende verhängten kollektiven Sanktionen spiegeln sich in Kapitel VII 
der UN-Charta wider. Die Übernahme der Hoheitsgewalt in Deutschland 
durch die Alliierten erinnert an die heute bekannte und praktizierte Rechts-
form der internationalen Verwaltung von Krisengebieten.

3. Grundelemente der sog. Rechtspositionen der BRD

Das grundlegende Problem der Bonner Außenpolitik in der Nachkriegszeit 
bildete die Herstellung der Einheit Deutschlands, was untrennbar mit der 
Lösung der Grenzfrage zusammenhing. Daher schuf die BRD eine spezifische 
politisch-rechtliche Doktrin hinsichtlich der Folgen des Zweiten Weltkrieges. 
Deren sog. Rechtspositionen basierten im Kern auf folgenden Einzelelementen:

6 Vgl. Th. Schweisfurth, International Treaties and Third States, in: „Zeitschrift für ausländisches 
öffentliches Recht und Völkerrecht“, Bd. 45 (1985), S. 670.
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• Infragestellung des Potsdamer Abkommens von 1945 aufgrund der Tat-
sache, dass Deutschland damals keine Vertragspartei war (res inter alios 
acta, Verletzung des Selbstbestimmungsrechts der Völker);

• Offenhaltung der deutschen Frage bis zur endgültigen Friedensregelung 
mit Deutschland als Ganzem im Kontext der These von der völkerrechtli-
chen Existenz Deutschlands in den Grenzen von 1937 („Solange das Bran-
denburger Tor verschlossen ist, ist die deutsche Frage offen“ – Richard 
v. Weizsäcker);

• These, dass Polen über die ihm in Potsdam zuerkannten Gebiete ledig-
lich eine provisorische Verwaltungshoheit, aber keine souveräne Staats-
gewalt ausübe (Unterscheidung zwischen „Gebietshoheit“ und „Hoheits-
gebiet“);

• Auffassung, dass die Westgrenze Polens bis zu einer Friedensregelung 
mit Deutschland als Ganzem provisorisch sei;

• Infragestellung der völkerrechtlichen Legalität der Potsdamer Beschlüsse 
in Hinblick auf die Aussiedlung der deutschen Bevölkerung und die Ent-
eignung von deutschem Privateigentum;

• Zurückstellung der Frage der Kriegsreparationen bis zu einer endgültigen 
Friedensregelung mit Deutschland als Ganzem.
Vor dem Hintergrund dieser Elemente zeigt sich deutlich, dass die West-

grenze Polens in der Bonner Außenpolitik von Anfang an als Geisel im 
Ringen um die Vereinigung Deutschlands fungierte.

Die deutschen Rechtspositionen stießen nicht auf allgemeine Akzeptanz. 
Denn nach Auffassung der alliierten Siegermächte beruhten die Potsdamer 
Beschlüsse auf einer soliden völkerrechtlichen Grundlage („were soundly 
based in international law“).7 Obwohl diese Beschlüsse im Laufe der Zeit 
zunehmend an Bedeutung verloren, erloschen die „Rechte und Verantwort-
lichkeiten für Berlin und Deutschland als Ganzes“ erst durch die Herstellung 
der deutschen Einheit am 3. Oktober 1990.

4. Das Potsdamer Abkommen

Das im Mai 1945 zusammengebrochene Deutsche Reich blieb unmittelbar 
nach Kriegsende in völkerrechtlicher Hinsicht nicht völlig schutzlos, obwohl 
die Tragweite dieses Schutzes aufgrund der völkerrechtlichen Verantwortung 

7 Vgl. offizielle Erklärungen der Botschaften der USA und Großbritanniens vom 14. Februar 
1996 sowie der Botschaft Frankreichs vom 16. Februar 1996, in: „Die Friedens-Warte“, 
Nr. 73  (1997), S. 107–108.
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Deutschlands für den Krieg wesentlichen Einschränkungen unterlag. Denn 
ein Aggressor ist nicht befugt, seine Verantwortlichkeit einseitig festzulegen 
oder über die Legalität der gegen ihn unternommenen Maßnahmen autorita-
tiv zu befinden. Denn dadurch erhielte der Aggressor gleichsam eine Prämie, 
was gegen jegliches Gerechtigkeitsempfinden und elementare Grundsätze 
von Recht und gesundem Menschenverstand verstieße.

Falls gemäß den deutschen Rechtspositionen zumindest einige alliierte 
Beschlüsse in Bezug auf Deutschland tatsächlich völkerrechtswidrig waren, 
stellt sich die Frage, welche Mittel im Mai 1945 dann rechtlich und politisch 
möglich bzw. legitim gewesen wären. Mit was hätten der deutsche Staat und 
seine Bevölkerung bei Kriegsende rechnen können? Warum hätte die Nie-
derlage Deutschlands weniger total ausfallen sollen als der geplante Sieg? 

Hätten die Alliierten mit den vor dem Internationalen Militärgerichtshof 
in Nürnberg angeklagten deutschen Politikern und Offizieren in Friedens-
verhandlungen eintreten sollen oder hätte man den Deutschen die alliierten 
Friedensbedingungen nicht gleich aufzwingen sollen, ohne diese um ihre 
Meinung zu fragen? Hätte das vage definierte Selbstbestimmungsrecht der 
Völker im Jahre 1945 alle anderen relevanten Aspekte überwiegen sollen? 
Gab es abgesehen von der Übernahme der Hoheitsgewalt, Grenzverschie-
bungen und der Zwangsaussiedlung der deutschen Bevölkerung damals noch 
andere Varianten, die die politische Stabilität und Sicherheit Europas wirk-
samer gewährleistet hätten? Hätte man die Verurteilung der NS-Verbrecher 
etwa deutschen Gerichten überlassen sollen?

Infolge der Potsdamer Konferenz konnten nach 1945 zahlreiche grundsätz-
liche Fragen in Zusammenhang mit dem Zweiten Weltkrieg geregelt werden. 
Die angekündigte Friedensregelung mit Deutschland blieb jedoch jahrzehn-
telang aus. Erst mit dem am 12. September 1990 in Moskau unterzeichne-
ten „Vertrag über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland“ 
(Zwei-plus-Vier-Vertrag) wurden das Kapitel des Zweiten Weltkrieges und 
dessen Folgen für die internationale Staatenbeziehungen auf multilateraler 
Ebene definitiv abgeschlossen.

Im Kern beruhte die Unterstützung der Potsdamer Beschlüsse durch Polen 
auf der Tatsache, dass dessen staatliche und nationale Existenz in den letzten 
200 Jahren fortwährend durch Deutschland und Russland bedroht worden 
war. Polen akzeptierte die Bestimmungen des Potsdamer Abkommens, ohne 
dessen Vertragspartei zu sein (pactum in favorem tertii). Auf der Grundlage 
dieses Abkommens erhielt der polnische Staat u. a. Anspruch auf deutsche 
Reparationsleistungen und erwarb die territoriale Herrschaft über die ihm 
zuerkannten ehemaligen deutschen Gebiete.
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Was die Westgrenze Polens und die Aussiedlung der deutschen Bevölke-
rung anbelangt, so erscheinen die Formulierungen des Potsdamer Abkommens 
recht eindeutig. Abgesehen von der klaren Festlegung der Grenze (westlich 
von Swinemünde und entlang der Oder und Lausitzer Neiße) ist in diesem 
Vertrag u. a. von den „früher deutschen Gebieten“ und der „Überführung 
der in Polen zurückgebliebenen deutschen Bevölkerung“ die Rede. Dennoch 
erforderten einige Fragmente bezüglich Polens eine nähere Klarstellung.8

Die Bezugnahme des Potsdamer Abkommens auf eine endgültige Fest-
legung der Westgrenze Polens (final delimitation, final determination) in 
einer Friedensregelung (peace settlement) resultierte aus der Tatsache, dass 
Deutschland unmittelbar nach Kriegsende über keine staatliche Zentralge-
walt verfügte und die Siegermächte daher rasch und wirksam handeln mus-
sten. Was die dem polnischen Staat dabei zuerkannten deutschen Gebiete 
betrifft, so bedeutete der angelsächsische Begriff administration nicht nur eine 
öffentliche Verwaltung im herkömmlichen, kontinentaleuropäischen Sinn, 
sondern beinhaltete auch die legislative, exekutive und judikative Staatsge-
walt.9 Abgesehen davon gehörten die Polen zuerkannten Gebiete nicht zur 
Sowjetischen Besatzungszone und unterstanden auch nicht dem Alliierten 
Kontrollrat. Krzysztof Skubiszewski verwies auf die untypische Form der pol-

8 Siehe The Berlin (Potsdam) Conference, July 17 – August 2, 1945. Protocol of the Proceedings, 
August 1, 1945: „In conformity with the agreement on Poland reached at the Crimea 
Conference the three Heads of Government (…) reaffirm their opinion that the final delimi-
tation of the western frontier of Poland should await the peace settlement. The three Heads 
of Government agree that, pending the final determination of Poland’s western frontier, the 
former German territories cast of a line running from the Baltic Sea immediately west of 
Swinemünde, and thence along the Oder River to the confluence of the western Neisse 
River and along the Western Neisse to the Czechoslovak frontier, including that portion of 
East Prussia not placed under the administration of the Union of Soviet Socialist Republics 
in accordance with the understanding reached at this conference and including the area of 
the former free city of Danzig, shall be under the administration of the Polish State and for 
such purposes should not be considered as part of the Soviet zone of occupation in Germany.
(…) The Three Governments, having considered the question in all its aspects, recognize 
that the transfer to Germany of German populations, or elements thereof, remaining in Poland, 
Czechoslovakia and Hungary, will have to be undertaken. They agree that any transfers 
that take place should be effected in an orderly and humane manner.“ Vgl. zu einigen 
Formulierungen des Potsdamer Abkommens näherhin K.  Skubiszewski, Zachodnia granica 
Polski w świetle traktatów [Die Westgrenze Polens im Spiegel der Verträge], Poznań 1975, 
S. 64–87, 153–192; Siehe auch United States Department of State. Foreign Relations of the 
United States. Diplomatic Papers: The Conference of Berlin (The Potsdam Conference)  – 
Conference Proceedings, July 31, 1945 (Vol. II, S. 534): „Stalin: Stettin is in the Polish ter-
ritory. Bevin: Yes. We should inform the French. Stalin: Yes. Truman: Next question.“

9 Vgl. K. Skubiszewski, Administration of Territory and Sovereignty: A Comment on the Potsdam 
Agreement, in: „Archiv des Völkerrechts“, Bd. 23 H. 1–2 (1985), S. 39.
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nischen Herrschaftsübernahme von Teilen des deutschen Staatsterritoriums, 
was man „bis zu einem gewissen Grad mit der Zuerkennung (adjudicatio) 
dieser Gebiete durch die Siegermächte verknüpfen“10 könne.

Bestätigt wurden die in Potsdam getroffenen Vereinbarungen durch den 
1954 geschlossenen Vertrag zwischen der BRD und den drei Westmächten 
(sog. Deutschlandvertrag11), der an die „Rechte und Verantwortlichkeiten für 
Berlin und Deutschland als Ganzes“ erinnerte. Dabei war von den Grenzen 
Gesamtdeutschlands keine Rede. Denn Deutschland erstreckte sich unmit-
telbar nach Kriegsende auf vier Besatzungszonen (unter Ausschluss der kraft 
Potsdamer Abkommen Polen und der Sowjetunion zuerkannten Gebiete) 
– und seit 1949 auf die Staatsterritorien von BRD und DDR sowie auf 
Berlin. Zugleich verständigten sich die Unterzeichnerstaaten des Deutsch-
landsvertrages darauf, dass eine künftige Friedensregelung zwischen einem 
(vereinten) Deutschland und seinen ehemaligen Kriegsgegnern ausgehandelt 
werden sollte (Art. 7) – unter Berücksichtigung der Befugnisse der Alliierten. 
Dabei ist keine Rede davon, dass Deutschland als Ganzes weiterhin in den 
Grenzen von 1937 existierte. Die Siegermächte trafen in dieser Hinsicht 
keine Zusage.

5. Die Haltung der BRD zum Potsdamer Abkommen

Die sog. Rechtspositionen der BRD standen in engem Zusammenhang 
mit der Übernahme der Hoheitsgewalt in Deutschland durch die vier Sie-
germächte und deren weiteren (insbesondere im Potsdamer Abkommen 
getroffenen) Entscheidungen. Gemäß dieser spezifischen Rechtsdoktrin 
wurde betont, dass das Potsdamer Abkommen ohne deutsche Beteiligung 
zustande kam (res inter alios acta) und daher für Deutschland rechtlich unver-
bindlich sei. Dabei darf jedoch nicht vergessen werden, dass das Deutsche 
Reich diese Situation selbst herbeigeführt hatte – sowohl durch die vom 

10 Zit. K. Skubiszewski, Zachodnia granica Polski w świetle traktatów (siehe Anm. 8), S.  329: 
„Trotz der Hoheitsgewalt der Alliierten im damaligen Deutschland und ihrer Befugnisse 
zur Entscheidung über dessen Grenzen handelte es sich dabei nicht um einen klaren Fall 
von adjudicatio – angesichts der zukünftigen Rolle von Friedensverhandlungen (peace sett-
lement). Das Leben hat dafür gesorgt, dass andere Abkommen diese Rolle erfüllten, und 
nicht ein Friedensvertrag.“ Vgl. auch in historischer Perspektive D.-E. Khan, Die deutschen 
Staatsgrenzen. Rechtshistorische Grundlagen und offene Rechtsfragen, Tübingen 2004; G. Labuda, 
Polska granica zachodnia [Die Westgrenze Polens], Poznań 1971.

11 Vgl. Vertrag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Drei 
Mächten in der Fassung vom 23. Oktober 1954 [Deutschlandvertrag], Art. 2.
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NS-Regime verübten Verbrechen als auch durch die zeitweise internationale 
Handlungsunfähigkeit des deutschen Staates (fehlende Zentralgewalt). In 
Hinblick auf die sog. deutschen Rechtspositionen liegt daher der Schluss 
nahe, dass die BRD zu zahlreichen ihrerseits formulierten Argumenten gar 
nicht berechtigt war (bona fides).

Hinzu kommt, dass man in Bonn die Rechtmäßigkeit der sich aus der 
Berliner Vier-Mächte-Erklärung von 1945 ergebenden „Rechte und Verant-
wortlichkeiten der Alliierten für Berlin und Deutschland als Ganzes“ nie 
angezweifelt und in weiteren Verträgen klar anerkannt hat.12 Die BRD hat sich 
auf der Basis dieser Rechtspositionen seit 1949 einerseits stets auf den politisch 
für günstig erachteten Kontext der (dennoch als unverbindlich angesehenen) 
Potsdamer Beschlüsse berufen und auf die darin festgelegte final delimitation 
bezüglich der Westgrenze Polens verwiesen. Andererseits hat Bundeskanzler 
Kohl wiederholt darauf verwiesen, dass es der Bundesrepublik unmöglich 
sei, die Grenzen des künftigen vereinten Deutschland ohne Zustimmung der 
Siegermächte politisch anzuerkennen (Friedensvertragsvorbehalt).

In der Endphase der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen sprach sich die BRD 
vehement dagegen aus, dass der ausgehandelte Vertrag den Titel „Friedens-
vertrag“ (peace settlement) trug. Hinter dieser Haltung stand die Befürchtung 
Bonns, dass sich die Vereinigung Deutschlands im Falle eines „Friedens-
vertrages“ angesichts der dann drohenden Verhandlungen mit zahlreichen 
Mitgliedsstaaten der ehemaligen Anti-Hitler-Koalition stark verzögern würde. 
Außerdem wollte die Bundesregierung damals unbedingt vermeiden, dass die 
bereits verschobene Frage der Kriegsreparationen erneut auf die politische 
Tagesordnung kam.

6. Der Warschauer Vertrag vom 7. Dezember 1970 
im Spiegel der  sog. Rechtspositionen der BRD

Das am 6. Juli 1950 in Görlitz unterzeichnete Abkommen zwischen 
der DDR und der VR Polen13 bestätigte die Grenze an Oder und Lausitzer 

12 Vgl. Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen [Überleitungsvertrag] 
(in der gemäß Liste IV zu dem am 23. Oktober 1954 in Paris unterzeichneten Protokoll 
über die Beendigung des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland geänderten 
Fassung), in: Bundesgesetzblatt, Jg. 1955, T.  II, S. 405.

13 Vgl. Abkommen zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Republik Polen 
über die Markierung der festgelegten und bestehenden deutsch-polnischen Staatsgrenze, 
unterzeichnet in Görlitz am 6. Juli 1950.
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Neiße als „Staatsgrenze zwischen Deutschland [nicht der DDR] und Polen“, 
was auch zur Markierung des Grenzverlaufs führte.

Der am 7. Dezember 1970 unterzeichnete Warschauer Vertrag zwischen 
der BRD und der VR Polen14 sah in Art. 1 vor, dass die „bestehende Grenz-
linie, deren Verlauf im Kapitel IX der Beschlüsse der Potsdamer Konferenz 
vom 2. August 1945 […] festgelegt worden ist, die westliche Staatsgrenze 
der Volksrepublik Polen bildet“. Dabei war also von den Grenzen Gesamt-
deutschlands keine Rede. Beide Unterzeichnerstaaten einigten sich lediglich 
auf den Rechtsstatus der Westgrenze Polens. Die Bezeichnung „Staatsgrenze“ 
in Bezug auf Polen bedeutete zweifellos, dass die Gebiete östlich von Oder 
und Lausitzer Neiße als polnisches Staatsterritorium galten (und nicht als 
Gebiete des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937).

In Art. 4 des Warschauer Vertrages wird jedoch daran erinnert, dass die-
ser „die von den Parteien früher geschlossenen oder sie betreffenden zwei-
seitigen oder mehrseitigen internationalen Vereinbarungen nicht berührt“. 
Damit verwies der Warschauer Vertrag in versteckter Form auf die Rolle 
einer künftigen Friedensregelung mit Deutschland als Ganzes und betonte 
die weitere Gültigkeit der alliierten Vorbehaltsrechte in Bezug auf Deutsch-
land als Ganzes – vor allem in Hinblick auf dessen künftige Vereinigung.15

Die neue Ostpolitik unter Bundeskanzler Willy Brandt resultierte vor 
allem aus der Tatsache, dass die BRD die negativen Folgen ihrer bishe-
rigen Politik zunehmend zu spüren bekam. Dabei knüpfte man die 1970 
geschlossenen Ostverträge (mit der UdSSR16 und Polen) an die Bereitschaft 
der Sowjetunion, die Lage Westberlins zu liberalisieren. Die Ostverträge 
ermöglichten der BRD ein offensiveres Auftreten auf der politischen Bühne 
Europas und spielten eine wichtige Rolle bei der Unterzeichnung des Berli-
ner Vier-Mächte-Abkommens am 3. September 1971 und der KSZE-Schlus-
sakte von Helsinki am 1. August 1975. Der Warschauer Vertrag bildete auch 
für die VR Polen einen außenpolitischen Erfolg, da die Bestätigung der 

14 Siehe Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die 
Grundlagen der Normalisierung ihrer gegenseitigen Beziehungen, unterzeichnet in Warschau 
am 7. Dezember 1970; vgl. J. Abr. Frowein, Zur Entstehung und Bedeutung der Ostverträge 
1970 – einige persönliche Ergänzungen, in: H.-J. von Cremer / Th. Giegerich / D. Richter 
/ A.  Zimmermann (Hrsg.), Tradition und Weltoffenheit des Rechts. Festschrift für Helmut 
Steinberger, Berlin–Heidelberg–New York 2002, S. 163–178.

15 Vgl. Note der Bundesregierung (vom 19. November 1970) an die drei Westmächte anläßlich 
der Paraphierung des Warschauer Vertrags.

16 Vgl. Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken, 12. August 1970.
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Oder-Neiße-Grenze als westlicher Staatsgrenze den Weg für eine Normali-
sierung und Vertiefung der Beziehungen zur BRD eröffnete.17

Die Unterzeichnung des Warschauer Vertrages von 1970 bedeutete jedoch 
nicht, dass die BRD fortan auf ihre sog. Rechtspositionen verzichtete. In 
Bonn versuchte man dessen rechtliche Bedeutung zu mindern, indem man 
betonte, dass der Vertrag lediglich im Namen der BRD geschlossen wor-
den sei.18 Zugleich weigerte sich die Bundesregierung, eine offizielle Ver-
lautbarung darüber abzugeben, dass ein künftiges vereintes Deutschland in 
den damaligen Staatsgrenzen von BRD, DDR und Berlin entstehen müsse. 
Auch wenn durchaus nachvollziehbar ist, dass die BRD einer Entschei-
dung der vier Siegermächte völkerrechtlich nicht vorgreifen konnte, wäre 
eine rein politische Absichtserklärung dennoch verständlich gewesen. Denn 
hinsichtlich der Grenzfrage hätten die Alliierten einem gesamtdeutschen 
Staat nicht gegen dessen Willen ein noch größeres Territorium aufdrängen 
können.

7. Polens Ziele am Vorabend der Vereinigung Deutschlands

Die polnische Diplomatie strebte danach, die Herstellung der Einheit 
Deutschlands in einen breiteren gesamteuropäischen Kontext zu stellen. 
Der polnischen Seite lag sehr daran, dass das vereinte Deutschland die 
Westgrenze Polens in eben diesem Kontext bestätigte, da die Loslösung der 
deutsch -polnischen Fragen von ihren internationalen Rahmenbedingungen 
leicht zu weiteren politisch-rechtlichen Konfrontationen auf bilateraler Ebene 
hätte führen können.19 Denn in Warschau stand zweifelsfrei fest, dass ein 
vereintes Deutschland in einer solchen Situation die seit 1949 virulenten 

17 Vgl. näherhin M. Tomala, Patrząc na Niemcy. Od wrogości do porozumienia 1945–1991 [Im Blick 
auf Deutschland. Von der Feindschaft zur Verständigung 1945–1991], Warszawa 1997.

18 Siehe Deutscher Bundestag, Gemeinsame Entschließung vom 17. Mai 1972: „2. Die Verträge 
nehmen eine friedensvertragliche Regelung für Deutschland nicht vorweg und schaffen keine 
Rechtsgrundlage für die heute bestehenden Grenzen.“

19 Zit. J. Sułek, Traktaty polsko-niemieckie z 1990 i 1991 roku – prawda i fałsz [Die deutsch-pol-
nischen Verträge von 1990 und 1991 – Wahrheit und Unwahrheit], in: „Przegląd“, 2. u. 8. 
Januar 2007 (Nr. 1 u. 2): „Die Bedrohung wurde immer realer, dass vielleicht das schlimmste 
aller Szenarien Wirklichkeit wurde: Es würde zur Vereinigung Deutschlands ohne vertragliche 
Bestätigung der Oder-Neiße-Grenze als endgültiger Grenze kommen. Bei dieser Variante 
konnte es leicht geschehen, dass der ‘auf später vertagte’ Grenzstreit zum sprichwörtli-
chen Zankapfel zwischen dem freien, souveränen Polen und dem vereinten Deutschland 
geriet.“
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Rechtspositionen der BRD erneut ins Spiel gebracht hätte – mit allen nega-
tiven Folgen für den europäischen Einigungsprozess.

Der auf die Vereinigung ausgerichtete außenpolitische Kurs von Bundes-
kanzler Helmut Kohl gewann erst durch die eindeutige Haltung der USA 
an Gestalt. Denn die US-Regierung sah im Jahre 1989 die Möglichkeit 
einer radikalen Umgestaltung der politischen Realitäten Europas, also einer 
Abkehr von der in Jalta und Potsdam geschaffenen Nachkriegsordnung. 
Ohne die weitsichtige und strategische Entschlossenheit der amerikanischen 
Außenpolitik sähe die Lage Deutschlands und Europas heute mit Sicherheit 
völlig anders aus.20

Das beharrliche Festhalten an den sog. deutschen Rechtspositionen 
machte die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen nicht leichter. Der mehrtägige 
Polen-Besuch von Bundeskanzler Kohl im November 1989, in dessen Verlauf 
es in der Nacht vom 9. zum 10. November zum Fall der Berliner Mauer kam, 
gipfelte am 14. November 1989 in der „Gemeinsamen Erklärung“ beider 
Regierungschefs. Während dieses Besuchs berief sich Kohl weiterhin auf die 
alliierten Vorbehaltsrechte in Bezug auf Gesamtdeutschland und vermied 
eine eindeutige Stellungnahme zur Frage der Grenzen des sich vereinenden 
Deutschland. Diese Verzögerungstaktik (z. B. der sog. Zehn-Punkte-Plan 
vom 28. November 1989, der auf das Ziel einer deutschen Konföderation 
hinwies, aber die Grenzfrage dabei mit keinem Wort erwähnte21) wurde 
von zahlreichen, der Vereinigung Deutschlands wohlwollend gesonnenen 
polnischen Politikern zeitweilig als klägliches Spektakel betrachtet.22

Hinter den politischen Manövern des deutschen Bundeskanzlers stand 
der Versuch, die Bestätigung der Westgrenze Polens durch ein vereintes 
Deutschland von der Anerkennung der deutschen Minderheit in Polen und 
einer offiziellen Bestätigung der polnischen Regierung über den Verzicht 
auf deutsche Reparationsleistungen abhängig zu machen.23 Darüber hinaus 

20 Vgl. näherhin C. Rice / Ph. Zelikow, Germany Unified and Europe Transformed, Cambridge 
(Mass.) 1995 (dt. Ausg.: Sternstunde der Diplomatie. Die deutsche Einheit und das Ende der 
Spaltung Europas, Berlin 2004).

21 Vgl. Rede von Bundeskanzler Helmut Kohl vor dem Deutschen Bundestag über das 
Zehn-Punkte-Programm zur Überwindung der Teilung Deutschlands und Europas am 
28. November 1989.

22 Vgl. T. Mazowiecki, Niemożliwe czyniąc możliwym [Das Unmögliche möglich machen], in: 
„Rzeczpospolita“, 6.–7. November 2004 (Vortrag vom 16. September 2004 in der Kieler Oper 
am Rande des 45. Deutschen Historikertages).

23 Vgl. C. Rice / Ph. Zelikow (wie Anm. 20), S. 292 (dt. Ausg.); H.-J. Küsters / D. Hofmann 
(Hrsg.), Dokumente zur Deutschlandpolitik. Deutsche Einheit. Sonderedition aus den Akten des 
Bundeskanzleramtes 1989/90, München 1998, S. 863–864, 878, 955–956.
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stellte Kohl die endgültige Zustimmung zur Grenze vor den (Polen gegenüber 
nicht wohlgesonnenen) Vertriebenenverbänden als Preis für die Vereinigung 
Deutschlands hin – und nicht als Konsequenz der völkerrechtlichen Ver-
antwortung Deutschlands für den Zweiten Weltkrieg. Und dies, obwohl die 
Regierung Mazowiecki und die Mehrheit der polnischen Bevölkerung gegen-
über der Vereinigung Deutschlands und dessen voller NATO-Mitgliedschaft 
positiv eingestellt waren.

Vor dem Hintergrund der jahrzehntelangen Zweideutigkeiten der Bon-
ner Außenpolitik wollte sich Ministerpräsident Mazowiecki in der Grenz-
frage nicht auf hinter verschlossenen Türen getroffene politische Zusagen 
beschränken.24 Denn in den Jahren 1989–1990 befürchtete die polnische 
Diplomatie unter Krzysztof Skubiszewski weniger die Infragestellung der 
Westgrenze Polens bei der Vereinigung Deutschlands, als vielmehr politi-
sche Manipulationen in dieser Frage zwecks Erreichung anderer Ziele – mit 
unbekannten Folgen, darunter auch gewisse Zugeständnisse an die Macht-
haber im Kreml.

8. Generelle Zusammenhänge

Das Dritte Reich und die Sowjetunion proklamierten 1939 die Liquidie-
rung des polnischen Staates und legten dabei eine gemeinsame Grenze fest. 
Im Mai 1945 gehörte die UdSSR der Koalition der Siegermächte an und 
dachte nicht daran, auf die in Absprache mit Hitler vollzogenen Territori-
alerwerbungen zu verzichten. Die Westmächte akzeptierten diese Tatsache 
als fait accompli in Hinblick auf die nach Kriegsende entstandene neue 
militärische Situation in Europa.

Das Deutsche Reich verlor seine Ostgebiete nach Kriegsende infolge der 
verbrecherischen Politik des NS-Regimes und der völkerrechtlichen Verant-
wortlichkeit für den Zweiten Weltkrieg. Nach der Übernahme der Hoheits-
gewalt (Juni 1945) trafen die Siegermächte bestimmte Entscheidungen über 
die Zukunft Deutschlands ohne dessen Beteiligung. Die sog. Rechtspositionen 
der BRD hatten einseitigen Charakter.

Die Westgrenze Polens stand im Mittelpunkt des Interesses der Alliierten, 
die als Ausgleich für das von der UdSSR in Ostpolen annektierte Staatsterri-
torium bereits früher bestimmte Gebietsgewinne Polens im Westen vorgesehen 

24 Vgl. T. Mazowiecki, Wiedziałem, że się uda [Ich wusste, dass es gelingen würde], in: „Gazeta 
Wyborcza“, 11.–12. September 2004.
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hatten. Der polnische Staat hatte hingegen nur sehr begrenzten Einfluss auf 
die Änderung seiner West- und Ostgrenze.

Die endgültige Entscheidung in Bezug auf die Westgrenze Polens fällten 
die Siegermächte auf der Potsdamer Konferenz. Eine primäre Rolle bei 
der Festlegung der deutsch-polnischen Grenze spielten politische Erwägun-
gen, während historische oder ethnische Aspekte eher von untergeordneter 
Bedeutung waren.

Vor diesem Hintergrund ist auf einige generelle Zusammenhänge hin-
zuweisen:
• In den Anfangsjahren der Bundesrepublik galt zunächst das Prinzip, wei-

terhin intensiv an eine künftige Vereinigung Deutschlands zu denken, aber 
möglichst wenig darüber zu reden. Im Laufe der Jahre sprach man über 
die Herstellung der Einheit Deutschlands in der Öffentlichkeit immer 
häufiger, wobei dieses Ziel jedoch von zahlreichen westdeutschen Politi-
kern als unrealistisch angesehen wurde. Je weniger man in der BRD an 
eine rasche Vereinigung Deutschlands glaubte, desto beharrlicher hielt 
man an der Auffassung fest, dass die Westgrenze Polens keinen endgül-
tigen Charakter besitze. Die Grenze wurde so zur Geisel im politischen 
Ringen um die Vereinigung Deutschlands.

• Der in der BRD seit ihrer Gründung allgemein verwendete Begriff der 
„Wiedervereinigung“ Deutschlands weckt eher ungute historische Erinne-
rungen. Denn von „Wiedervereinigung“ war bereits in der NS-Gesetzge-
bung in Bezug auf den „Anschluss Österreichs“ sowie in Hinblick auf die 
Annexion des „Sudetenlandes“ und des „Memellandes“ bzw. die „Freie 
Stadt Danzig“ die Rede.25 Ähnliche pejorative Konnotationen beinhaltet 
auch der Terminus „deutsche Einheit“.26

25 Vgl. Gesetz über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich vom 13. März 
1938; Gesetz über die Wiedervereinigung der sudetendeutschen Gebiete mit dem Deutschen 
Reich vom 21. November 1938; Gesetz über die Wiedervereinigung des Memellandes mit 
dem Deutschen Reich vom 23. März 1939; Gesetz über die Wiedervereinigung der Freien 
Stadt Danzig mit dem Deutschen Reich vom 1. September 1939.

26 Vgl. auch J. Bainville, Geschichte zweier Völker. Frankreichs Kampf gegen die deutsche Einheit, 
Hamburg 1941. Dieses Werk kommentierte der NS-Politiker und Propagandaredner Friedrich 
Grimm in der Einleitung wie folgt: „Zwei Ideen beherrschen die neueste Geschichte Europas. 
(…) Die eine ist die englische Lehre vom europäischen Gleichgewicht, die ständig zwischen 
Deutschland und Frankreich steht und keine dieser Mächte zu stark werden lässt. (…) Die 
andere Idee ist die Politik, die man in Frankreich die ‘klassische’(…) zu nennen pflegt. 
(…) Immer wieder in Deutschland zu intervenieren, die deutsche Zwietracht ausnutzen 
(…) mit dem Endziel, den ‘germanischen Block’, d. h. ‘die deutsche Einheit zu verhindern’. 
(…) Der Sinn der deutschen Geschichte aber, wie sie sich heute unter Adolf Hitler voll-
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• Angesichts der Bestätigung des Verlaufs der polnischen Westgrenze im 
Warschauer Vertrag von 1970 konnte man die These von der rechtlichen 
Fortdauer des Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937 (einem Funda-
ment der Völkerrechtslehre der BRD) nur schwer aufrechterhalten. Diese 
Rechtskonstruktion tauchte in einigen Dokumenten auf, um zu betonen, 
dass man unter dem Begriff „Deutschland“ die vom Deutschen Reich 
nach 1937 vorgenommenen Territorialerwerbungen nicht anerkannte. 
Die Siegermächte hatten sich jedoch nie zur Unterstützung der Einheit 
Deutschlands in den Grenzen von 1937 verpflichtet. Abgesehen davon gab 
es keine Gründe, warum lediglich die territoriale Gestalt Deutschlands 
vor 1939 besonderen völkerrechtlichen Schutz genießen sollte.

• In der Berliner Vier-Mächte-Erklärung von 1945 behielten sich die Alli-
ierten u. a. das Recht vor, über das gesamte deutsche Staatsgebiet frei zu 
verfügen und dessen Grenzen neu festzulegen. Dabei kam es jedoch nicht 
zu einer Kriegsbesatzung (belligerent occupation) im Sinne der Haager 
Landkriegsordnung von 1907. Die alliierte Hoheitsgewalt in Deutschland 
entsprach eher einer spezifischen friedlichen Okkupation (vier Besat-
zungszonen 1945–1949), die mit einer damals untypischen internationalen 
Verwaltung verbunden war.27 Die Siegermächte handelten also in eigenem 
Namen und zugleich im Namen Deutschlands. Anders als in der Haa-
ger Landkriegsordnung vorgesehen entschied man sich dabei für über-
aus radikale Veränderungen auf dem deutschen Staatsgebiet (Verfassung, 
Recht, Grenzen, und die Politik der vier großen „D“  – Dezentralisierung, 
Demilitarisierung, Demokratisierung, Denazifizierung).
Im Jahre 1990 war eine Vereinigung Deutschlands trotz diametral unter-

schiedlicher Begleitumstände ohne die Einwilligung der vier Siegermächte 
des Zweiten Weltkrieges nicht möglich. Damals erkannte man den politi-
schen Willen beider deutscher Staaten – allerdings unter Beibehaltung der 
Zwei-plus-Vier-Formel – voll an. Endgültig erloschen die Rechte und Ver-
antwortlichkeiten der Siegermächte in Bezug auf Deutschland erst mit dem 
Inkrafttreten (15. März 1991) des Zwei-plus-Vier-Vertrages vom 12.  Sep-
tember 1990.

endet, ist ein Kampf um das Reich, die Einheit der Deutschen“ (S. 5–6). „Eine Politik, die 
Deutschland die ‘nationale Einheit verwehren will’, (…) ist immer Angriffspolitik“ (S. 18).

27 Zit. Y. Dinstein, The International Law of Belligerent Occupation, Cambridge 2009, S. 32–33: 
„The post-surrender occupations of Germany and Japan were ‘transformative’ in their nature“.
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9. Resümee

Die Entfesselung des Zweiten Weltkrieges durch das Dritte Reich bildete 
den Auftakt zum Ende einer gewissen Epoche und führte zu irreversiblen 
Ereignissen und Prozessen. Dies konnte bei Kriegsende 1945 nicht mehr 
rückgängig gemacht werden. Eine Rückkehr zum status quo ante war also 
ausgeschlossen. Die Grenzveränderungen und Bevölkerungsaussiedlungen 
waren Teil eines politischen Gesamtkonzepts der Siegermächte, die dadurch 
einer aggressiven Politik Deutschlands in Zukunft vorbeugen und dem Alten 
Kontinent zugleich eine neue geopolitische Gestalt verleihen wollten.

Das verbrecherische Handeln der Deutschen unter dem NS-Regime hat 
für andere Völker, aber auch für die Deutschen selbst zu tragischen Konse-
quenzen geführt. Was die Änderung der deutsch-polnischen Grenze und die 
Aussiedlung der deutschen Bevölkerung anbelangt, so liegen deren Ursachen 
in Hitlers Angriffskrieg. Die Entscheidungen der Siegermächte im Jahre 
1945 bildeten lediglich dessen Folge.

Wer bewusst und mutwillig aus der Völkerrechtsordnung ausbricht, 
wie es Deutschland unter Hitler getan hat, verletzt nicht nur einzelne 
Rechte, sondern stellt auch die Völkerrechtsordnung überhaupt in 
Frage und setzt damit bislang anerkannte und ihn selbst schützende 
Rechte aufs Spiel. Nach einem solchen Friedensbruch müssen die 
Friedensordnungen und die wechselseitige Achtung des Rechts erst 
neu hergestellt werden; sie können nicht einfach vorausgesetzt, postu-
liert oder gar zur Rechtfertigung der eigenen Forderungen verwendet 
werden. Der Friede muss dann unter den Bedingungen erst wieder 
gewonnen werden, unter denen er erreichbar ist.28

Das seit 1990 endgültig abgeschlossene Kapitel des Zweiten Weltkrieges 
legt den Schluss nahe, dass die alliierten Beschlüsse langfristig gesehen die 
Grundlagen für Frieden und Sicherheit in Europa schufen – nicht zuletzt 
auch für das friedliche Zusammenleben von Deutschen und Polen. Dabei sei 
an die scharfsinnigen und weitsichtigen Reflexionen des polnischen Sozio-
logen Stanisław Ossowski erinnert, der die Lage Polens nach Kriegsende 
wie folgt einschätzte:

28 Zit. Ein Memorandum deutscher Katholiken zu den polnisch-deutschen Fragen (sog. 
Bensberger Memorandum) vom 2. März 1968, Mainz 1968, S. 14.
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Die Westverschiebung des polnischen Staatsgebiets kann man nicht nur 
in Hinblick auf die zukünftige Sicherheit Polens und die für unsere 
Nation wichtigen Angelegenheiten bewerten. Diese Verschiebung kann 
auch eine bedeutende Rolle bei der Gestaltung des gesellschaftlichen 
Lebens in Mitteleuropa spielen – sie kann zu einem Umbruch in den 
sich dort vollziehenden großen geschichtlichen Prozessen führen. Der 
Verlust der Ostprovinzen des Reiches, aus denen die Macht Preußens 
einst erwachsen ist, wird vielleicht der preußischen Vorherrschaft im 
Leben Deutschlands ein Ende bereiten – und auf diese Weise die innere 
Umgestaltung dieses Landes erleichtern. In Polen hingegen werden – 
wie man wohl zu Recht annimmt – die territorialen Veränderungen 
verbunden mit dem Verlust der früheren Zentren der polnischen Kultur 
im Osten das große Kapitel der Geschichte der polnischen Adelsrepu-
blik abschließen und einem tiefgreifenden gesellschaftlichen Wandel 
den Weg ebnen sowie neue Möglichkeiten des Zusammenlebens mit 
den Nachbarn eröffnen.29

Die deutsche Präsenz im Osten Europas war 1945 infolge des Krieges 
historisch zu stark belastet und ist daher verändert worden. Auch wenn 
dies provokant klingen mag, bleibt festzuhalten, dass Deutschland durch 
den Verlust der preußischen Ostprovinzen letztlich nicht instabiler, ärmer 
oder unsicherer wurde. Deutschland wurden diese Gebiete nach 1945 nicht 
einfach weggenommen, sondern es hat diese damals aufgrund seiner ver-
brecherischen Politik unter der NS-Herrschaft verloren.
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Kapite l  4

Die deutsch-polnische Grenze
 im Spiegel der Zwei-plus-Vier-Konferenz

und der Bestimmungen 
des Grenzbestätigungsvertrages

1. Vorbemerkungen

Der am 14. November 1990 unterzeichnete Vertrag über die Bestätigung 
der deutsch-polnischen Grenze gilt nicht ohne Grund als „historischer Akt“ 
in Hinblick auf die Beziehungen beider Länder und die gesamteuropäische 
Staatengemeinschaft. Denn erst dieser Vertrag löste das Hauptproblem zwi-
schen Polen und Deutschland in der gesamten Nachkriegsepoche, das durch 
die von der BRD in Frage gestellte Endgültigkeit der Oder-Neiße-Grenze 
im Lichte des Völkerrechts entstanden war.

Der Kern dieses Konflikts liegt begründet im Potsdamer Abkommen 
vom 2. August 1945, kraft dem die alliierten Siegermächte unter Berufung 
auf ihre Befugnisse durch die Übernahme der Hoheitsgewalt im besiegten 
Deutschland (nach der bedingungslosen Kapitulation) dessen Ostgebiete 
dem polnischen Staat (und der UdSSR – nördlicher Teil Ostpreußens) zuer-
kannten und damit zugleich die „Westgrenze Polens“ entlang der Oder und 
der Lausitzer Neiße festlegten. Diese Grenze sollte jedoch erst im Rahmen 
einer künftigen „Friedensregelung“ (peace settlement) endgültig „delimitiert“ 
bzw. „festgelegt“ werden.

Aufgrund des sich nach Kriegsende rasch vertiefenden geopolitischen 
Konflikts in Europa ist es jedoch zu einer solchen „Friedensregelung“ mit 
Deutschland nie gekommen (seit 1949 existierten zwei deutsche Staaten – 



80 Kapitel 4

BRD und DDR). Polen nahm dabei von Anfang an eine eindeutige Haltung 
ein: Die Grenze an Oder und Lausitzer Neiße wurde durch das Potsdamer 
Abkommen völkerrechtlich bereits festgelegt. Hingegen konnten alle spä-
teren, im Rahmen eines peace settlement vollzogenen Handlungen lediglich 
ergänzenden, implementierenden Charakter haben. Diese Problematik war 
in der Nachkriegsepoche Gegenstand von einschlägigen Untersuchungen füh-
render polnischer Völkerrechtsexperten wie Alfons Klafkowski, Józef Kokot, 
Manfred Lachs, Bolesław Wiewióra, Ludwig Gelberg, Krzysztof Skubiszewski, 
Jerzy Tyranowski oder Lech Janicki.

Dagegen bildete sich in der BRD nach 1949 eine offizielle „Rechtsposition“1 
heraus, derzufolge die Ostgebiete des Deutschen Reiches nach Kriegsende 
dem polnischen Staat (und der UdSSR) lediglich „zur Verwaltung“ übergeben 
worden seien. Die endgültige Entscheidung in der Grenzfrage sollte gemäß 
dieser Position erst von einem künftigen wiedervereinten Deutschland in 
einem Friedensvertrag oder einer „Friedensregelung“ gefällt werden. Diesen 
Standpunkt änderte auch der Normalisierungsvertrag zwischen der BRD und 
der VR Polen vom 7. Dezember 1970 (Warschauer Vertrag) nicht. Denn dieser 
Vertrag wurde in der BRD im Sinne der von Bonn vertretenen „Rechtsposi-
tion“ lediglich als „Gewaltverzichtsabkommen“ betrachtet, d. h. als eine Art 
modus vivendi bis zur künftigen Wiedervereinigung Deutschlands. Hingegen 
wurde das am 6. Juli 1950 geschlossene Görlitzer Abkommen zwischen Polen 
und der DDR in der BRD anfangs völlig ignoriert. Nach der Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten Anfang der 
1970er Jahre interpretierte man das Görlitzer Abkommen in Bezug auf ein 
künftiges wiedervereintes Deutschland als völkerrechtlich unverbindlich. Diese 
„Rechtsposition“ führte in der Nachkriegsepoche zu einer tiefgreifenden 
Destabilisierung der politischen Beziehungen zwischen der BRD und Polen, 
was auf zahlreichen Feldern der bilateralen Beziehungen von konfliktträch-
tiger Bedeutung war, etwa in Fragen zur Staatsbürgerschaft, zu Eigentums-
verhältnissen, zum Rechtsverkehr, zur Namensgebung usw.

Diese „Rechtsposition“ vertrat die Bundesregierung auch unmittelbar 
vor Beginn des deutsch-deutschen Einigungsprozesses im Herbst 1989. Die 
demokratische Opposition in Polen und anschließend auch die Regierung 
Mazowiecki unterstützten das Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes 
ohne Wenn und Aber. Zugleich erwartete man in Warschau eine eindeutige 
Haltung Bonns in der Grenzfrage. Während seines Besuches in Polen im 
November 1989 (in der Nacht vom 9. zum 10. November fiel die Berli-

1 Siehe Kap. 3 von J. Kranz.
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ner Mauer) berief sich Bundeskanzler Helmut Kohl jedoch erneut auf die 
„Rechtsposition“ der BRD und vermied weiterhin klare Stellungnahmen 
zum Rechtsstatus der deutsch-polnischen Grenze. Auch das von Kohl am 
28. November 1989 verlautbarte Zehn-Punkte-Programm zur Herstellung der 
deutschen Einheit ging mit keinem Wort auf die Grenze zu Polen ein. Vor 
diesem Hintergrund ergriff die Regierung Mazowiecki konkrete Maßnahmen, 
um Polen in die Verhandlungen der Zwei-plus-Vier-Konferenz einzubinden, 
die sich unter Teilnahme der vier Siegermächte mit den „äußeren Aspekten“ 
der Wiedervereinigung Deutschlands befasste. Zugleich konzentrierte sich 
die polnische Diplomatie verstärkt auf die bilateralen Beziehungen zur BRD 
bzw. die trilateralen Beziehungen zu beiden deutschen Staaten. Diese Maß-
nahmen waren darauf ausgerichtet, zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung 
Deutschlands sämtlichen bislang in der BRD vertretenen Vorbehalten bezüg-
lich der deutsch-polnischen Grenze endgültig einen Riegel vorzuschieben.2 
Denn die Grundsätze der Staatennachfolge in Verträgen zur Festlegung 
von Staatsgrenzen (deren Gültigkeit kraft Völkerrecht automatisch auf den 
Sukzessorstaat übergeht) hätten sich angesichts der „Rechtsposition“ Bonns 
als nicht ausreichend erweisen können. Und dies umso mehr, als die Her-
stellung der deutschen Einheit in Form eines Beitritts der DDR zur BRD 
vollzogen wurde.

2. Die deutsch-polnische Grenze 
im Spiegel der Zwei-plus-Vier-Konferenz

Entscheidende Bedeutung für die Bestätigung der Oder-Neiße-Grenze 
als völkerrechtlich endgültiger deutsch-polnischer Staatsgrenze hatte der am 
12. September 1990 unterzeichnete „Vertrag über die abschließende Regelung 
in bezug auf Deutschland“ (Zwei-plus-Vier-Vertrag), der am 15. März 1991 
in Kraft trat.3 Dieser Vertrag wurde auf einer Konferenz ausgehandelt, an 
der Frankreich, Großbritannien, die USA und die UdSSR sowie die beiden 
deutschen Staaten teilnahmen (sog. Zwei-plus-Vier-Konferenz), die durch die 
Wiederherstellung der „staatlichen Einheit Deutschlands“ das Selbstbestim-
mungsrecht der Völker realisierten. Die Teilnahme der vier Siegermächte 

2 Siehe Kap. 2 von J. Sułek.
3 Vgl. zur generellen Bedeutung des Zwei-plus-Vier-Vertrages und seiner Hauptbestimmungen 

J. Barcz, 30 rocznica podpisania Traktatu „2 + 4“ [Zum 30. Jahrestag der Unterzeichnung 
des Zwei-plus-Vier-Vertrages], http://przegladpm.blogspot.com/2020/09/guest-post-30-roczni-
capodpisania.html (Zugang: 12.09.2020).
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des Zweiten Weltkrieges war dabei unabdingbar, da diese kraft des Potsda-
mer Abkommens über die „Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf 
Berlin und Deutschland als Ganzes“ verfügten, was aus der bedingungslosen 
Kapitulation des Dritten Reiches und der daraufhin erfolgten Übernahme 
der Hoheitsgewalt in Deutschland resultierte. Der genaue Umfang dieser 
„Rechte und Verantwortlichkeiten“ blieb zwar zwischen der Sowjetunion und 
den drei Westmächten in den Nachkriegsjahren weiterhin strittig. Dennoch 
wurde deren Existenz auch am Vorabend der Wiedervereinigung Deutsch-
lands von keiner Vertragspartei angezweifelt.

Gemäß der offiziellen Erklärung vom 13. Februar 1990 in Ottawa sollte 
sich die Zwei-plus-Vier-Konferenz  vor allem auf die „äußeren Aspekte der 
Herstellung der deutschen Einheit, einschließlich der Fragen der Sicher-
heit der Nachbarstaaten“ konzentrieren. Im Grunde genommen bildete die 
Zwei-plus-Vier-Konferenz jedoch nur die „Spitze eines Eisbergs“. Denn im 
Verlauf der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen diskutierte man eigentlich über 
alle wichtigen Probleme der geopolitischen Zukunft Europas. Parallel zum 
Zwei-plus-Vier-Vertrag wurde ein Netzwerk von multi- und bilateralen Ver-
trägen geschlossen, die zum Leitfaden einer neuen „politischen Architektur“ 
des Alten Kontinents wurden. Die damals erzielten Vereinbarungen hatten 
unmittelbaren Einfluss auf den Platz der „neuen Demokratien“ Ostmittel-
europas in der sich herausbildenden „politischen Architektur“ – und für 
Polen waren sie von existenzieller Bedeutung.

Das formale Ziel der Zwei-plus-Vier-Konferenz bestand darin, dass die 
vier Siegermächte ihre „Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin 
und Deutschland als Ganzes“ für unwirksam erklärten. Damit hing jedoch 
die Notwendigkeit zusammen, die weitere Zugehörigkeit des wiedervereinten 
Deutschland zu politisch-militärischen Bündnissen sowie die Stationierung 
von fremden Streitkräften auf deutschem Staatsterritorium und den Status 
Berlins abschließend zu regeln. Das vorrangige politische Ziel der drei West-
mächte und der BRD (und in der Endphase auch der DDR) lag hingegen 
darin, die weitere Mitgliedschaft des wiedervereinten Deutschland in der 
NATO und der Europäischen Gemeinschaft sicherzustellen. Um der UdSSR 
die Zustimmung zu diesem Wiedervereinigungs-Szenario abzuringen, mussten 
auch der Abzug der sowjetischen Truppen aus dem Gebiet der früheren DDR 
sowie deren Austritt aus Warschauer Pakt und RGW grundsätzlich geregelt 
werden. Unverzichtbare Voraussetzung für das Erreichen einer Verständigung 
in diesen Fragen war jedoch die Beseitigung aller bislang seitens der BRD 
geäußerten Zweifel am endgültigen Charakter der Oder-Neiße-Grenze und 
(was oftmals übersehen wird) den sowjetischen Grenzen im ehemaligen Ost-
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preußen. Diese Angelegenheit erhielt – in Folge der diplomatischen Akti-
vitäten Polens – auf der Zwei-plus-Vier-Konferenz einen primären Rang.

Die Bestimmungen des Zwei-plus-Vier-Vertrages bestätigten die völker-
rechtliche Endgültigkeit der Grenzen des wiedervereinten Deutschland, wobei 
die vier Siegermächte auf ihre „Rechte und Verantwortlichkeiten“ verzich-
teten. Aber erst im Augenblick der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 
wurde Deutschland ein voll souveräner Staat, so dass die vier Siegermächte 
die Wirksamkeit ihrer „Rechte und Verantwortlichkeiten“ bis zum Inkraft-
treten des Zwei-plus-Vier-Vertrages aussetzten. Der Vertrag regelte ferner 
den politisch-militärischen Gesamtstatus des wiedervereinten Deutschland. 
Dabei eröffnete er dem Land vor allem den Weg zur uneingeschränkten 
Mitgliedschaft in NATO und EG. Darüber hinaus wurde auch der Abzug 
der sowjetischen Truppen aus dem Gebiet der früheren DDR bis Ende 1994 
vereinbart (was trotz des Zerfalls der UdSSR Ende 1991 auch eingehalten 
wurde). Diese bahnbrechenden Entscheidungen resultierten aus Vereinba-
rungen, die insbesondere während der Begegnung von Michail Gorbatschow 
und George Bush in Washington (31. Mai bis 3. Juni 1990), und vor allem 
beim Besuch von Bundeskanzler Helmut Kohl in Moskau und im Kaukasus 
(14. bis 16. Juli 1990) getroffen wurden.

Das rasante Tempo des deutsch-deutschen Einigungsprozesses beschleu-
nigte auch die Entscheidungsfindung auf Zwei-plus-Vier-Ebene. Denn 
zwischen dem Berliner Mauerfall (9./10. November 1989) und der Unter-
zeichnung des Zwei-plus-Vier-Vertrages (12. September 1990) sowie der for-
malrechtlich am 3. Oktober 1990 vollzogenen Wiedervereinigung Deutsch-
lands verging nicht einmal ein Jahr. Allein die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen, 
die formal durch die Ottawa-Erklärung vom 13. Februar 1990 eingeleitet 
und mit der Unterzeichnung des Zwei-plus-Vier-Vertrages am 12. September 
1990 abgeschlossen wurden, dauerten nur knapp sieben Monate. In dieser 
Zeit entschied sich das politische Schicksal Europas. Für Polen bedeutete der 
Zwei-plus-Vier-Vertrag die unmittelbare Nachbarschaft zum wiedervereinten 
Deutschland. Zugleich wurde durch diesen Vertrag (und den bilateralen 
Grenzbestätigungsvertrag vom 14. November 1990) den bisher in der BRD 
geäußerten Vorbehalten in Bezug auf den Rechtsstatus der Oder-Neiße-
Grenze endgültig ein Riegel vorgeschoben. Auf diese Weise konnte ein 
fundamentales Problem beseitigt und der Weg zu einer deutsch-polnischen 
„Interessengemeinschaft“ (Außenminister Skubiszewski) geebnet werden. Die 
Entscheidung über den Abzug der sowjetischen Truppen aus dem Gebiet 
der früheren DDR erleichterte auch den Abzug der sowjetischen Streitkräfte 
aus Polen. Die unmittelbare Nachbarschaft Polens zu einem Mitgliedstaat 
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von NATO und EG schuf günstige Voraussetzungen für die Verhandlungen 
Warschaus über Beitritte zu diesen beiden Organisationen, d.  h. für die 
Aufnahme Polens in die Gemeinschaft der demokratischen Staaten Europas.

Die Zwei-plus-Vier-Konferenz war somit nur die Spitze eines Eisbergs im 
Rahmen der multi- und bilateralen Verhandlungen in den Jahren 1989–1991. 
Dabei bildete der Zwei-plus-Vier-Vertrag einen „Fahrplan“ für das weit ver-
zweigte Netz von multi- und bilateralen internationalen Verträgen, die für 
die politische Architektur Europas grundlegende Bedeutung hatten. Diese 
Verträge erstreckten sich auf drei Hauptbereiche:
• Erstens ging es um die staatsrechtlichen Aspekte der Wiedervereini-

gung Deutschlands und dabei insbesondere darum, in welcher Form die 
staatliche Einheit Deutschlands hergestellt werden sollte. Letztendlich 
vereinbarte man den Beitritt der DDR zur BRD. Dadurch blieb die 
völkerrechtliche Subjektivität der „alten“ Bundesrepublik bewahrt, wäh-
rend die DDR als Völkerrechtssubjekt mit dem Beitritt zur BRD am 
3. Oktober 1990 unterging. Dies war gleichbedeutend mit dem weiteren 
Verbleib des wiedervereinten Deutschland (BRD) in NATO und EG. 
Formalrechtlich kam das zum Ausdruck im von beiden deutschen Staaten 
am 31. August 1990 unterzeichneten Einigungsvertrag (Herstellung der 
Einheit Deutschlands auf der Grundlage von Art. 23 GG);

• Zweitens wurden die Vereinbarungen zwischen Bonn und Moskau über 
den politisch-militärischen Status des wiedervereinten Deutschland bereits 
im Zwei-plus-Vier-Vertrag festgehalten und dann in mehreren bilatera-
len Abkommen zwischen der BRD und der UdSSR präzisiert. Von der 
Finalisierung dieser Abkommen hing teilweise die Unterzeichnung des 
Zwei-plus-Vier-Vertrages und teilweise auch dessen Inkrafttreten ab. 
Dabei ging es um das sog. Überleitungsabkommen (vor allem finanzielle 
Leistungen der BRD an die UdSSR in Höhe von ca. 20 Milliarden DM) 
und das Truppenabzugsabkommen sowie um den deutsch-sowjetischen 
Partnerschaftsvertrag vom 9. November 1990, der zusammen mit einem 
Vertrag über die Zusammenarbeit in Wirtschaft, Industrie, Wissenschaft 
und Technik sowie einem Abkommen über die Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Arbeits- und Sozialwesens unterzeichnet wurde;

• Drittens ging es um ein Paket von Verträgen der BRD mit den drei 
Westmächten und anderen westeuropäischen Staaten bezüglich der Statio-
nierung ihrer Streitkräfte im wiedervereinten Deutschland sowie um die 
ungemein wichtige Vereinbarung vom 27./28. September 1990 zwischen 
der BRD und den drei westlichen Siegermächten, kraft derer die Pariser 
Verträge außer Kraft gesetzt wurden. Diese bedeutsame Vereinbarung 
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ist aufgrund ihres engen Zusammenhangs mit der Grenzfrage und dem 
Problem der deutschen Entschädigungsleistungen aufgrund der NS-Ver-
brechen im Folgenden eingehender zu betrachten.
Polen war der einzige Staat außerhalb der Zwei-plus-Vier-Runde, der an 

denjenigen Treffen der Zwei-plus-Vier-Konferenz teilnahm, die die Sicher-
heitsbelange Polens und seine Grenzen betrafen. Polen war ferner der einzige 
Staat, der im Zwei-plus-Vier-Vertrag namentlich genannt und dem dieser 
Vertrag in Form einer diplomatischen Note notofiziert wurde. Die Noti-
fizierung des Zwei-plus-Vier-Vertrages wurde von Polen offiziell bestätigt. 
Abgesehen von grundlegenden Aspekten der Sicherheitspolitik waren vor 
allem zwei Fragen aus polnischer Sicht besonders wesentlich: 1) die Besei-
tigung sämtlicher von deutscher Seite geäußerter Zweifel in Hinblick auf 
den Rechtsstatus der deutsch-polnischen Grenze und 2) das Problem der 
deutschen Entschädigungsleistungen für Opfer des NS-Regimes.
• Erstens wurde ein für Polen existenzielles Problem zu einem der vier 

Hauptthemen der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen. Dank der entschiede-
nen Unterstützung der vier Siegermächte des Zweiten Weltkrieges (sowie 
der DDR) konnten vielfältige Widerstände seitens Bundeskanzler Kohl 
überwunden und für alle Seiten konsensfähige Vereinbarungen getroffen 
werden: Der Zwei-plus-Vier-Vertrag knüpfte unmittelbar an die Gren-
zen des wiedervereinten Deutschland an und schob zusammen mit den 
Bestimmungen des sog. Pariser Sitzungsprotokolls den von der BRD 
bislang vorgebrachten Zweifeln über den völkerrechtlichen Status der 
deutsch-polnischen Grenze endgültig einen Riegel vor. Abgesehen davon 
war diese Frage Gegenstand einer „ergänzenden“ Regelung durch die 
Vereinbarung vom 27./28. September 1990, kraft derer u. a. Art. 7 Abs. 1 
des Deutschlandvertrages außer Kraft gesetzt wurde. Denn unter Berufung 
auf diesen Vertrag hatte die BRD jahrzehntelang bestimmte rechtliche 
Vorbehalte bezüglich eines künftigen Friedensvertrages geäußert (sog. 
Friedensvertragsvorbehalt). Letztendlich wurde die Grenze Polens zum 
wiedervereinten Deutschland im bilateralen Vertrag vom 14. November 
1990 bestätigt.

• Zweitens wurde die Frage der deutschen Entschädigungsleistungen anders 
gelöst. Die Siegermächte waren als Vertragsparteien des Potsdamer 
Abkommens grundsätzlich dazu berechtigt, die Frage der zwischenstaat-
lichen Reparationsansprüche – denn nur auf derartige Ansprüche bezogen 
sich die in Potsdam getroffenen Vereinbarungen – im Jahre 1990 erneut 
aufzugreifen. Aufgrund des enormen Tempos des deutsch-deutschen Eini-
gungsprozesses und der hohen Anzahl der in Frage kommenden Länder 
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(das Dritte Reich hatte sich mit ca. 100 Staaten im Kriegszustand befun-
den), aber auch in Hinblick auf die außerordentlichen politischen Heraus-
forderungen angesichts der Wiedervereinigung Deutschlands lehnten die 
westlichen Siegermächte von Anfang an (und die UdSSR erst nach tak-
tischen Verzögerungen zu Beginn der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen) die 
Einbindung des Entschädigungsproblems in die „abschließende Regelung“ 
entschieden ab. Polen hätte also das Problem der zwischenstaatlichen 
Reparationsansprüche (laut Potsdamer Beschlüssen sollten die polnischen 
Reparationsforderungen im Rahmen der Ansprüche der UdSSR erfüllt 
werden) nur dann erfolgreich wiederaufgreifen können, wenn diese Frage 
von den vier Siegermächten in die Agenda der Zwei-plus-Vier-Verhand-
lungen aufgenommen worden wäre. Dazu kam es aber nicht.

Dennoch blieb die Frage der individuellen Entschädigungsansprüche 
von Opfern nationalsozialistischer Verbrechen weiterhin offen. Diesem 
Problem wurde vor allem von Polen und jüdischen Organisationen sowie 
seitens der USA und der UdSSR in den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen 
und dem daraus resultierenden Vertrag besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet. Parallel dazu fanden zwischen der BRD und Polen bilaterale 
Gespräche über eine „pragmatische Lösung“ in dieser Frage statt. Den 
entscheidenden Impuls für diese Gespräche lieferte eine entsprechende 
Verständigung zwischen Ministerpräsident Mazowiecki und Bundeskanzler 
Kohl bei dessen Polen-Besuch im November 1989. Das wiedervereinte 
Deutschland wurde in Zusammenhang mit dem Zwei-plus-Vier-Vertrag 
zur Fortsetzung der bisher erbrachten Entschädigungsleistungen sowie zur 
Aufnahme von Verhandlungen über Leistungen für bislang unberücksich-
tigte Opfer des NS-Regimes verpflichtet (Art. 2 der „Vereinbarung zur 
Durchführung und Auslegung des Einigungsvertrages“ vom 18. Septem-
ber 1990 bzw. Vereinbarung vom 27./28. September 1990). Dies führte 
in den Folgejahren zu einem Netzwerk von bilateralen Abmachungen 
Deutschlands mit ostmitteleuropäischen Staaten, jüdischen Organisatio-
nen und der USA. Zu diesem Netzwerk gehörte auch die Vereinbarung 
der deutschen und polnischen Regierung vom 16. Oktober 1991 und die 
Beteiligung Polens an der internationalen Vereinbarung mit der BRD 
vom 17. Juli 2000, kraft derer polnische Opfer des NS-Regimes insgesamt 
über 6 Milliarden PLN erhielten (die höchste Leistung unter allen ost-
mitteleuropäischen Ländern). Im Vergleich zum in der NS-Zeit erlittenen 
Unrecht handelte es sich dabei um bescheidene Summen. Dennoch konnte 
den noch lebenden polnischen NS-Opfern durch diese Leistungten kon-
krete Hilfe gewährt werden. Die „pragmatische Lösung“ ermöglicht bis 
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heute eine gezielte humanitäre und finanzielle Unterstützung der Opfer 
nationalsozialistischer Verbrechen. Die Bereitstellung der Leistungen wird 
von der Stiftung „Polnisch-Deutsche Aussöhnung“ (gegründet durch die 
bilaterale Regierungsvereinbarung von 1991) koordiniert.
Insgesamt waren die Bemühungen der polnischen Diplomatie in den 

Zwei-plus-Vier-Verhandlungen von großem Erfolg gekrönt. Der am 12. Sep-
tember 1990 unterzeichnete Zwei-plus-Vier-Vertrag bestätigte den endgültigen 
Charakter der Grenzen des wiedervereinten Deutschland und verpflichtete es 
zugleich zu einem bilateralen Vertrag mit Polen zur Bestätigung der gemein-
samen Staatsgrenze. Und was noch wichtiger ist: Der Zwei-plus-Vier-Vertrag 
löste das Problem der „Friedensregelung“ abschließend, indem er betonte, 
dass damit ein „Friedensvertrag“ oder eine weitere „friedliche Regelung“ 
nicht mehr in Frage komme (siehe auch die im Pariser Sitzungsprotokoll vom 
17. Juli 1990 enthaltenen Verlautbarungen, die im Sinne von Art. 31 Abs. 2 b 
der Wiener Vertragsrechtskonvention den „Kontext“ des Zwei-plus-Vier-Ver-
trages bildeten).

Dadurch wurde zugleich das Kernargument der von Bonn vertretenen 
„Rechtsposition“ gegenstandslos. Denn mit diesem Argument war der 
endgültige Charakter des Potsdamer Abkommens zur Oder-Neiße-Grenze 
jahrzehntelang in Frage gestellt worden. Die (vom Zwei-plus-Vier-Vertrag 
gewährleistete) Beteiligung der vier Siegermächte am Zustandekommen 
dieser generellen Schlussfolgerung erwies sich als notwendig. Durch das 
Erlöschen ihrer „Rechte und Verantwortlichkeiten“ verloren die Alliierten 
sämtliche Befugnisse bezüglich der staatlichen Hoheitsgewalt in Deutschland. 
Die Oder-Neiße-Grenze wurde somit zu einer normalen Staatsgrenze, auf 
der fortan keine rechtlichen Vorbehalte oder Garantien mehr lasteten.

3. Die Bestimmungen des Grenzbestätigungsvertrages 
vom 14. November 1990

Der am 14. November 1990 unterzeichnete deutsch-polnische Grenzbe-
stätigungsvertrag fällt durch seine inhaltliche Knappheit auf.4 Er setzt sich 
aus einer Präambel und vier Artikeln zusammen. Aus rechtlicher Sicht legt 
der Vertrag die Grenze Polens zum wiedervereinten Deutschland nicht fest, 
sondern bestätigt die bereits „bestehende“ Grenze. Er hat also rein dekla-
rativen Charakter. Diese Auffassung entspricht dem konsequent vertretenen 

4 Vgl. BGBl. Nr. 33 (1991), S. 1328 ff.
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polnischen Standpunkt, dem zufolge das Potsdamer Abkommen für die Fest-
legung der deutsch-polnischen Staatsgrenze konstitutiv war. Der deklarative 
Charakter der Bestimmungen des Grenzbestätigungsvertrages kommt ein-
deutig in dessen Überschrift und bereits in Art. 1 zum Ausdruck, in dem 
beide Vertragsparteien die „zwischen ihnen bestehende Grenze“ gemäß den 
zwischen Polen und beiden deutschen Staaten früher geschlossenen völker-
rechtlichen Vereinbarungen „bestätigen“.

Im Grenzbestätigungsvertrag berief man sich nicht mehr auf das Potsdamer 
Abkommen, da dessen Bestimmungen hinsichtlich der „Friedensregelung“ 
inzwischen gegenstandslos geworden waren, was entsprechend berücksichtigt 
werden musste. Die Bestimmungen von Art. 2 enthalten auf den ersten Blick 
eine traditionelle Formel bezüglich der Unverletzlichkeit der deutsch-pol-
nischen Grenze „jetzt und in Zukunft“. Dennoch verpflichtet Art.  2 die 
Unterzeichnerstaaten nicht nur zur uneingeschränkten Achtung ihrer territo-
rialen Integrität, sondern auch zur gegenseitigen „uneingeschränkten Achtung 
der Souveränität“. Letzterer Aspekt hatte im Warschauer Vertrag von 1970 
gefehlt. Dies war insofern von enormer Bedeutung als die territoriale Souve-
ränität Polens in seinen West- und Nordgebieten durch die „Rechtsposition“ 
der BRD bis dahin permanent in Zweifel gestellt worden war.

Laut Art. 3 haben beide Staaten „gegeneinander keinerlei Gebietsan-
sprüche und werden solche auch in Zukunft nicht erheben“. Art. 4 enthält 
sog. Abschlussklauseln. Der Grenzbestätigungsvertrag von 1990 enthält nicht 
den Vorbehalt, dass er die von den Vertragsparteien „früher geschlossenen 
oder sie betreffenden zweiseitigen oder mehrseitigen internationalen Verein-
barungen“ nicht berührt. Denn dieser in Art. IV des Warschauer Vertrages 
von 1970 formulierte Vorbehalt hatte bislang dessen Interpretation im Sinne 
der „Rechtsposition“ Bonns ermöglicht.

In der BRD wird heute der endgültige völkerrechtliche Charakter der 
Grenze zwischen Polen und dem wiedervereinten Deutschland voll aner-
kannt und respektiert. Das heißt jedoch nicht, dass die vorab skizzierte 
„Rechtsposition“ in Bezug auf die Bewertung der Nachkriegsepoche an 
Aktualität verloren hat. Denn in der BRD bestreitet man häufig immer 
noch den konstitutiven Charakter des Potsdamer Abkommens bezüglich der 
Oder-Neiße-Grenze (in Einzelfällen wird dem Warschauer Vertrag von 1970 
dieser konstitutive Charakter zugeschrieben). Daher ist man sich bis heute in 
der deutschen Völkerrechtslehre darüber uneinig, durch welchen konkreten 
Rechtsakt diese konstitutive Entscheidung in Bezug auf das wiedervereinte 
Deutschland letztlich getroffen wurde: Einige Völkerrechtsexperten sehen 
diesen konstitutiven Akt bereits im Zwei-plus-Vier-Vertrag, während andere 
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ihn erst im bilateralen Grenzbestätigungsvertrag wahrnehmen. Aus dieser 
Diskussion zieht man heute in der BRD die Schlussfolgerung, dass der Streit 
über die Rechtsgrundlagen der Übernahme der territorialen Herrschaft in 
den ehemaligen deutschen Ostgebieten durch Polen und die UdSSR im 
Kontext der alten „Rechtsposition“ Bonns weder vom Zwei-plus-Vier-Vertrag 
noch vom Grenzbestätigungsvertrag entschieden worden sei.

Im Gegensatz zur Nachkriegsepoche, in der diese „Rechtsposition“ äußerst 
destabilisierende Folgen für die politischen und rechtlichen Beziehungen 
zwischen der BRD und der VR Polen gehabt hatte, „entspannte“ sich die 
Lage nach dem Abschluss von Zwei-plus-Vier-Vertrag und Grenzbestäti-
gungsvertrag völlig, da der völkerrechtliche Status der Oder-Neiße-Grenze 
von Deutschland seither nicht mehr in Frage gestellt wird. Ein gutes Beispiel 
dafür ist die Zurückweisung der Vermögensansprüche ehemaliger deutscher 
Privateigentümer aus den polnischen West- und Nordgebieten. Diese indivi-
duellen Ansprüche wurden im Rechtsgutachten Barcz-Frowein von 2004 für 
gegenstandslos erklärt (vor allem aufgrund der Tatsache, dass das deutsche 
Privateigentum nach 1945 vom polnischen Staat als Teil von Reparationen 
übernommen wurde). Das Rechtsgutachten stieß bei beiden Regierungen auf 
einhellige Akzeptanz. Zusätzlich bekräftigt wurde es durch den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte, der in seinem Urteil vom 7. Oktober 2008 
die durch Vermittlung der Preußischen Treuhand eingereichten individuellen 
Entschädigungsklagen deutscher Bürger klar zurückwies.

Schließlich darf auch die moralisch-emotionale Dimension des Grenz-
bestätigungsvertrages nicht übersehen werden. Denn aus deutscher Sicht 
schloss dieser Vertrag die Frage der 1945 in Potsdam festgelegten Grenze 
Deutschlands zu Polen endgültig ab und bestätigte zugleich die Zugehö-
rigkeit der ehemaligen deutschen Ostgebiete zu Polen. Dies löste bei der 
aus diesen Gebieten ausgesiedelten deutschen Bevölkerung schmerzliche 
Empfindungen aus,5 die sich umso deutlicher bemerkbar machten als in 
der BRD jahrzehntelang das Bewusstsein aufrechterhalten wurde, dass die 
Potsdamer Territorialbeschlüsse lediglich provisorischen Charakter haben. 
Dieser moralisch-emotionale Hintergrund spiegelte sich sowohl in den Ver-
handlungen als auch im Text des Grenzbestätigungsvertrages wider (siehe 
fünftes Motiv der Präambel). In seiner Rede unmittelbar nach dessen Unter-
zeichnung am 14. November 1990 knüpfte Außenminister Skubiszewski an 
diesen Aspekt an:

5 Vgl. Reflexionen des damaligen Außenministers Hans-Dietrich Genscher, Erinnerungen, Berlin 
1995, S. 890 ff.
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In seinen überaus konstruktiven Reden der letzten Monate hat der 
Bundeskanzler, Herr Kohl, wiederholt auf das schwere Schicksal der 
Menschen hingewiesen, die infolge der Grenzveränderungen in die-
sem Teil Europas ihr Zuhause und ihre Heimat verloren haben. Ein 
Schicksal, zu dem der Angriffskrieg Hitlers und die Zerstörung der 
europäischen Staatenordnung von 1939 geführt haben. Heute jedoch 
brauchen Polen und Deutsche Frieden in ihren Herzen und Gedan-
ken. Wir dürfen nicht zurückblicken, sondern müssen in die Zukunft 
schauen. Wir müssen miteinander leben.

Auch Ministerpräsident Mazowiecki ging auf diesen Hintergrund mit 
bewegenden Worten ein:

Die Leiden unseres Volkes in der Kriegszeit waren gewaltig, gera-
dezu unermesslich. Das lässt sich nicht einmal durch die Zahl der 
Opfer ausdrücken. Doch welche monstruösen Ausmaße hatten die 
Leiden auf unserem Boden, wenn man zu den polnischen Opfern 
die Opfer des jüdischen Volkes hinzurechnet! Nach dem Krieg verlor 
Polen infolge der Entscheidung der Siegermächte seine Ostgebiete der 
Zwischenkriegszeit und erhielt als Ausgleich Gebiete im Westen. Wir 
hielten diese Entscheidung für gerecht. Wir halten sie für unvermeidlich 
und unanfechtbar. Heute haben Sie gemeinsam mit Außenminister 
Skubiszewski im Namen Deutschlands den Rechtsakt bezüglich der 
Unumkehrbarkeit dieser Entscheidung unterzeichnet. Aber in Anknüp-
fung an die Worte der Bischöfe „Wir bitten um Vergebung“ muss 
man auch über die Leiden des deutschen Volkes sprechen, die mit 
der Westverschiebung Polens verbunden waren. Wir denken daran, 
dass arithmetische Vergleiche bei der Bilanzierung von Opferzahlen 
nicht gelten. Jedes Unrecht bleibt Unrecht und jedes Unglück bleibt 
Unglück – unabhängig davon, welches Unrecht oder Unglück wir selbst 
erlitten haben.6

6 Siehe Reden von Außenminister Skubiszewski und Ministerpräsident Mazowiecki in: „Zeszyty 
Niemcoznawcze PISM”, Jg. 6 Nr. 5 (1991), S. 15 ff.
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4. Resümee

Seit 30 Jahren steht das „Grenzproblem“ nicht mehr auf der Tagesord-
nung politischer Diskussionen zwischen Deutschland und Polen. Dies zeugt 
von der Wirksamkeit und Dauerhaftigkeit der damals erreichten Vereinba-
rung, die im Zwei-plus-Vier-Vertrag und im Grenzbestätigungsvertrag vom 
14. November 1990 völkerrechtlich fixiert wurde. Abschließend sei auf zwei 
recht bedeutsame Aspekte verwiesen, die für die gegenwärtige „polnische 
Geisteshaltung“ kennzeichnend sind.

Erstens wird sogar in seriösen Abhandlungen zur politischen Geschichte 
Polens immer wieder die Frage gestellt, ob es wirklich nötig war, zur 
Lösung der Grenzfrage derart zahlreiche Maßnahmen zu treffen. Für 
einen Völkerrechtler ist dies mehr als eine rhetorische Frage. Krzysztof 
Skubiszewski betonte in seinem bereits 1975 erschienenen wissenschaftli-
chen Hauptwerk zur Geschichte der Westgrenze Polens aus völkerrechtli-
cher  Sicht folgenden Grundzusammenhang7: Wenn die Grenze eines Staates 
in Frage gestellt wird, wird zugleich ein Eckpfeiler dessen Staatlichkeit in 
Frage gestellt. Mit der Wiedervereinigung Deutschlands war der Moment 
gekommen, den von deutscher Seite bislang geäußerten unterschiedlichen 
Vorbehalten in Bezug auf die Oder-Neiße-Grenze endgültig einen Riegel 
vorzuschieben. Und dies wurde auch wirksam erreicht, wobei man sowohl 
aus der Zwischenkriegszeit als auch aus der Nachkriegsepoche bestimmte 
Schlussfolgerungen zog.

Zweitens wurden in Polen durch die von der derzeitigen PiS-Regierung 
in den letzten Jahren wiederaufgegriffene Reparationsfrage wiederholt 
Vorwürfe laut,8 dass dieses Problem in den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen 
vernachlässigt worden sei, obwohl damals eine „gute Gelegenheit“ für die 
erfolgreiche Geltendmachung von „Reparationen“ bestanden bzw. Polen bei 
diesen Verhandlungen auf „Reparationen“ sogar bewusst verzichtet habe. 

7 Vgl. K. Skubiszewski, Zachodnia granica Polski w świetle traktatów [Die Westgrenze Polens 
im Spiegel der Verträge], Poznań 1975, S. 325.

8 Diese Vorwürfe formulierte insbesondere der Sejm-Abgeordnete und Vorsitzende der 
Parlamentarischen Arbeitsgruppe für Reparationsfragen, Arkadiusz Mularczyk (die 
Arbeitsgruppe ist in der derzeitigen Legislaturperiode seit 2019 nicht mehr tätig geworden); 
siehe weitere Quellenhinweise bei A. Leszczyński, Jak Mazowiecki ugiął się przed Niemcami, 
czyli baśń o straconych reparacjach. Pamięć Mularczyka wymaga reparacji [Wie Mazowiecki 
vor den Deutschen in die Knie ging oder das Märchen über die verlorenen Reparationen. 
Mularczyks Erinnerung verlangt nach Raparationen], in: oko.press v. 17. Oktober 2017 – https://
oko.press/mazowiecki-ugial-sie-niemcami-czyli-basn-o-straconych-reparacjach-pamiec-mularc-
zyka-wymaga-reperacji/ (Zugang: 15.09.2020).
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Hinter diesen Vorwürfen offenbart sich ein hohes Maß an Ignoranz und 
bösem Willen. Denn angesichts der entschiedenen Haltung der vier Sieger-
mächte gab es auf der Zwei-plus-Vier-Konferenz keine Chancen für eine 
Rückkehr zu zwischenstaatlichen Entschädigungsansprüchen (im Sinne des 
Potsdamer Abkommens). Der Versuch der Durchsetzung dieser Ansprüche 
entgegen dem Standpunkt der Siegermächte hätte lediglich die Verhand-
lungsposition Polens in einem anderen fundamentalen Ziel der polnischen 
Diplomatie geschwächt – die endgültige Unterbindung sämtlicher Zweifel 
über den völkerrechtlichen Status der deutsch-polnischen Grenze. Das wie-
dervereinte Deutschland wurde anschließend – wie schon erwähnt – vor 
dem Hintergrund des Zwei-plus-Vier-Vertrages zu Leistungen für bislang 
nicht berücksichtige Opfer des NS-Regimes verpflichtet. Die damals insbe-
sondere auf Betreiben Polens vereinbarte „pragmatische Formel“ ermög-
licht den noch lebenden Opfern von NS-Verbrechen bis heute eine gezielte 
humanitäre und materielle Unterstützung. Eben darauf sollten sich die 
derzeit in Polen unternommenen Maßnahmen weiter konzentrieren, und 
nicht auf den Entwurf unrealistischer Trugbilder, die fast 80 Jahre nach 
Kriegsende astronomische Reparationssummen des deutschen Staates in 
Aussicht stellen.

***

Der Grenzbestätigungsvertrag vom 14. November 1990 darf völlig zu 
Recht als „historischer Akt“ angesehen werden. Denn dieser Vertrag unter-
band gemeinsam mit dem Zwei-plus-Vier-Vertrag die bis dahin in der BRD 
geäußerten Vorbehalte bezüglich der Endgültigkeit der Grenze zwischen 
Deutschland und Polen. Somit wurde mit ihm ein Grundattribut der pol-
nischen Staatlichkeit unwiderruflich sichergestellt. Zugleich eröffnete der 
Grenzbestätigungsvertrag den Weg für die von Außenminister Skubiszewski 
postulierte deutsch-polnische „Interessengemeinschaft“ in einem vereinten 
Europa. Erinnert sei an dieser Stelle daran, dass die Verhandlungen über 
den Grenzbestätigungsvertrag auch maßgeblich zum Entwurf des „großen“ 
Vertrages über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit 
beitrugen, der am 17. Juni 1991 in Bonn unterzeichnet wurde. Denn erst 
der Nachbarschaftsvertrag wies jener „Interessengemeinschaft“ konkrete 
Richtungen zu und ebnete damit Polen den Weg in die Europäische Union.
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Einladung von Außenminister Krzysztof Skubiszewski 
zum festlichen Frühstück 

zu Ehren von Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher 
nach der Unterzeichnung des Grenzbestätigungsvertrages vom 14. November 1990
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Vertrag über die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland
(unterzeichnet am 12. September 1990 in Moskau)
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Protokoll der dritten Zwei-plus-Vier-Außenministerkonferenz in Paris
(vereinbart am 17. Juli 1990 in Paris)

Die Originalsprache des Protokolls ist Französisch. Wir fügen dieses Protokoll in 
der Originalfassung bei, zusammen mit einem Vermerk der französischen Botschaft 
in Warschau, mit dem das polnische Außenministerium über das offizielle Protokoll 
informiert wird.
Anbei finden Sie eine inoffizielle deutsche Übersetzung (erstellt im Anschluss an das 
Treffen in Paris).
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Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen
über die Grundlagen der Normalisierung ihrer gegenseitigen Beziehungen

(unterzeichnet am 7. Dezember 1970 in Warschau)
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Abkommen zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Republik Polen 
über die Markierung der festgelegten und bestehenden deutsch-polnischen Staatsgrenze

(unterzeichnet am 6. Juli 1950 in Görlitz)
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EIN HISTORISCHER AKT

30 JAHRE VERTRAG  
ÜBER DIE BESTÄTIGUNG 
DER DEUTSCH-POLNISCHEN GRENZE
AN ODER UND LAUSITZER NEIßE

 Der demokratische Wandel in Polen im Sommer 1989, der Fall der Berliner Mauer und die Perspektive 
der Wiedervereinigung Deutschlands setzten die Frage des rechtlichen Status der Oder-Neiße-Grenze 
erneut auf die Tagesordnung der internationalen Politik. Im Rückblick nach drei Jahrzehnten bleibt festzu-
halten, dass der infolge der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen geschlossene Zwei-plus-Vier-Vertrag und der 
am 14. November 1990 unterzeichnete bilaterale Vertrag über die Bestätigung der deutsch-polnischen 
Grenze fundamentale Bedeutung für die neue „politische Architektur“ Europas – und geradezu existenzielle 
Bedeutung für Polen hatten.
 Anlässlich des 30. Jahrestages der Unterzeichnung des deutsch-polnischen Grenzbestätigungsvertra-
ges veranstalteten das Willy-Brandt-Zentrum für Deutschland- und Europastudien der Universität Wrocław 
und der Lehrstuhl für Völkerrecht und Recht der Europäischen Union der Leon-Koźmiński-Universität             
in Warschau am 14. November 2020 in Wrocław eine internationale Konferenz, die an die damaligen 
Ereignisse, den Verlauf der Verhandlungen und deren politisch-rechtliche Rahmenbedingungen erinnerte. 
 Das vorliegende Buch nimmt Bezug auf diese Konferenz. In den einzelnen Kapiteln kommen Zeitzeugen 
und Teilnehmer der damaligen Ereignisse zu Wort: der Leiter der polnischen Verhandlungsdelegation,         
Prof. Jerzy Sułek, sowie deren Mitglieder, Prof. Jan Barcz und Prof. Jerzy Kranz. Zu den Autoren gehört auch 
ein Historiker der jüngeren Generation, Prof. Krzysztof Ruchniewicz, der sich insbesondere mit der Zeitge-
schichte der deutsch-polnischen Beziehungen befasst.
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